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Waren die National- und Ständeratswahlen,vom Oktober 
1995 für die Frauen ein Erfolg oder eine Enttäuschung?. 
Wohl von beiden! etwas: Ein Erfolg, denn immerhin 
. sitzen mehr Frauen als je zuvor im eidgenössischen Par-
lament. Eine Enttäuschung, denn die Männer-Mehrheit " 

I ist ungebrochen. 78.5 Prozent der Natiohalratsmitglieder. 
- sind Männer und im Ständerat sind es gar 82.5 Prozent. 
Der Frauenanteil liegt demnach noch nicht einmal bei • 
einem Viertel. An Kandidatinnen hat es (auch) bei dieser 
Wahl nicht.gefehlt. Es zeigt sich aber, dass kandidierende 

. Frauen nach \yie, vor èinen schweren Stand haben; ihrp 
Wahlchancen'waren erneut deutlich geringer als diejeni-
gén der Männer. > 

25 Jahre nach Einführung dès Stimm- und Wahlrechts für 
Frauen gibt es trotz unbestreitbarer Fortschritte für die 
Sache der Frau Männer-Mehrheiten nicht hur in der Poli-
tik, solidem in Entscheidungspositionen ganz allgemein. 
Sich dadurch eritmutigen zu lassen ist hingegen fehl am < 
Platz. Im Gegenteil! Es zeigt mir, wie notwendig und 
wichtig es.ist, aufgrund des bisher Eireichten nicht die 
Hände in den Schöss zu legeii urid zuzuwarten. Wir alle 
sind aufgefordert, uns aktiv für eine gerechte Verteilung 
von Einfluss und Macht, Positionen und Arbeit (bezahlte 
und unbezahlte!) zwischen den Geschlechtem einzu-
setzen. Ohne Druck, ohne einen gewissen 'Zwang' wird 

die Geschlechterparität ein unerreichbares Ziel bleiben. 
Wie wäre es mit einer Quotenregelung, bei der Männer 
solange nicht.mehr in Parlamenten und Kommissionen 
Einsitz nehmen könnten und im,Erwerbsleben nicht mehr 
eingestellt oder befördert würden, bis die Parität erreicht 
ist? ; " • ^ • " •' • , • •., 

Jiidith Wyttenbach.hat für das F-Frauenfragen eine Re-
cherche über parlamentärische Vorstösse zu Quoten und., 
Zieivorgaben durchgeführt. Gefragt wurde nach Quoten 
und Zieivorgaben auf politischer Ebene, das heisst in 
Parlainenten, Regieruhgen, Gerichten>Koriimissionen 
und an Üniversitäten,-unabhangig von der Form der 
Quotierungsforderung. Mit den .Wahlergebnissen im 
Oktober 1995 setzt sich Werner Seitz in seinem Artikel 

• auseinander. Seine differenzierte.Analyse zeigt wichtige 
' Ansatzpunkte zum Handeln auf. Zur politischen, Vertre-
tung der Frauen in den Genieiriden liefert Urs Mèuli 
aufschlussreiche Informationen. Ebenfalls publiziert wird 
in diesem Bulletin die Vernehmlassungsstellungnahme 
der Eidg, Komrhission für Frauenfragen zum Humanme-

• dizingesetz. . . . • . ' 

Elisabeth Keller 
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Les électiphs'au Conseil national et au Conseil des Etats 
d'octobre 1995 ont-eîle été un succès ou une déception 
pour les femmes? Certainement un peu des deiix: un suc- ' 
cès puisque lé. nombre de fernmes siégeant au Parlement 

_ fédéral n'a encore jamais été si élevé. Une déception 
puisque la majorité masculine n'a pu être battue en 
brèche. 78,5 pour cent des membres du Conseil national 
et 82,5 pour cent de çeux'du Conseil des Etats sont des . • 
hommes. Le pourcentage de femmes demeure donc tou- " 
jours inférieur, à uh quart. Pourtant les candidates II'ont 

.. une fois de plus pas fait défaut pour ces élections. On , 
constate toutefois que leur tâche est toujours bien diffi-" 
eile. Leurs chances d'être élues ont cette fois encore.été 
sensiblement moins bonnes que-celiè des hommes, 

25 ans après l'introduction du droit de vote et d'éligi-
bilité des femmes et malgré les progrès incontestables 
réalisés dans la cause des femmes, les hommes sont tou- . 
jours majoritaires.non seulement dans le. monde politi-
qué, mais aussi dans toutes lès instances où se prennent 
les décisions. Il serait toutefois faux de se décourager. Ce 
qui à pu être acquis jusqu'ici montre à quel point il est. 
nécessaire et important de. ne pas se contenter d'attendre 
en croisant les bras. Nous sommés toutes invitées à nous' 

. engager activement eh faveur d!une répartition "équitable 
de l'influence et du pouvoir, des positions en vue et du 
travail.(rémunéré et non rémunéré) entre les sexes. Si • 

l'on n'exerce aucune pression, si l'on n'impose pas une 
certaine «contrainte», la parité des sexes démeurera.un ^ 

. but.inatieignable. Que penser d'un systèmé de quotas qui 
barrerait aüx hommes le chemin.des parlements, qui, > 

• dans la vie professionnelle,.ies empêcheraient'd'être'en-
gàgés ou promus jusqu'à ce que la parité soit une réalité? 

Judith Wyttenbach a, pour F-Questions au féminin,' fait 
des récherches sur les interyèntions parlementaires ayant 
pour thème les quotas et les grandeurs de référencer 

• L'analyse a porté sur les quotas, sous quelque forme que 
ce soit, au niveau politique, soit dans.les parlements, les 

• gouvernements,' les-tribunaux et les commissions, ainsi ' 
qiie dans, les universités. Pour sa part, Wemer Seitz 
consacre un article aux résultats des élections fédérales 

, d'octob're 1995. Son analyse différenciée fournit des 
points de repère et des suggestions pour agir. Quant à Urs 
Meuli,-il nous livre d'intéressantes informations sur la 
représentation politique des femmes dans les communes; 
Nous publions enfin dans le présent numéro la réponse 
de la Cpmmission fédérale pour les questions féminines à 
la consultation" sur. le projet de loi concèmant là médecine 
humaine. . . . ' ' • -

Elisabeth Keller 
(Traductiori: Chantai Froehlich) 

F - Fraüenfragen'/ Questions au féminin / Problemi al Femminile 1/96 



VERNEHMLASSUNG 
BUNDESGESETZ ÜBER DIE MEDIZINISCH 
UNTERSTÜTZTE FORTPFLANZUNG UND EINE 
NATIONALE ETHIKKOMMISSION 
(Humänmedizingesetz, HMG) /- -

STELLUNGNAHME DER EIDGENÖSSISCHEN 
KOMMISSION FÜR FRAUENFRAGEN 
(November 1995) 

I . GRUNDSATZLICHES - , 

Die Eidgenössische Kommission für Frauetifragen steht 
den Fortpflanzuhgstechnologien grundsätzlich sehr skep-
tisch gegenüber. Die mediziriisch assistierte Fortpflan-
zung stellt die Menschen vor komplexe ethische Fragen. 
Die Chancen und Risiken dieser Eingriffe und Manipula-
tionen sind schwer einzuschätzen und werden in Fach-. ' . 
kreisen und von Betroffenen unterschiedlich bewertet. 
Die Kommission ist der Ansicht, dass nicht alles, was 
machbar ist, tatsächlich auch durchgeführt werden darf. 

' Welche Auswirkungen und Konsequenzen die Weiter-
entwicklung dieser Téchnologien auf die Gesellschaft 
haben wird, ist ungewiss. 

Die Kommission hatte bereits anlässlich der Diskussion 
um den neuen Artikel 24"°"'" der Bundesverfassung Ge-
legenheit, sich mit den frauenspezifischen Aspekten der 
medizinisch unterstützten Fortpflanzung und der Gen-
technologie im Humahbereich auseinanderzusetzen. Sie 
führte am 12. September 1990 ein Hearing zur Repro-, 
duktionsmedizin und Gentechnologie am Menschen 
durch. •. 

In ihrer Stellungnahme zum Gegenvprschlag,des Stände-
rates zur Volksinitiätiye „gegen Missbräuche der Fort-
pflanzungs- und Gentechnologie beim Menschen" 
äusserte sich die Kpmmission ausführlich zur speziellen 
Betroffenheit der Frauen durch diese Technologien..' Sie 
führte insbesondere aus; dass die Anwendung der Ver-
fahren nicht die rechtliche Aufspaltung der Einheit von 
Mutter und Embryo in zwei selbständige Rechtssubjekte 
zur Folge haben dürfe. Sie:betonte weiter; dass mit der 
pränatalen Diagnostik und der Genomànalyse auf keinen 
Fall eine „Qualitätskontrolle" des Lebens verfolgt wèrden 
dürfte. Sie verlangte die Aufhebung der Anonymitat dei-
Samenspender als Ausfluss.des Persönlichkeitsrechts des 
gezeugten Kindes. Bezüglich der Forschung an Keimzel-
len und Embryonen verlangte die Frauenkommission 
verbindliche Aüsführungsgesetzgebungen und schlug die 
Schaffung von ethischen Kommissionen vor, in welchen 
Frauen zumindest paritätisch vertreten sein sollten. 

Der vorliegende Gesetzesentwurf trägt diesen Anliegen 
insofern Rechnung, als er auf verbindliche Weise den 
Bereich der medizinisch unterstützten Fortpflanzung und 
gewisse Anwendungen der Gentechnologie regeln will. 
Verschiedene Punkte lässt'der Vorentwurf aber pffen, 
wie beispielsweise die Forschung an Keimzellen und an 
überzähligen Ernbryonen. 

Mit den Anwenduhgsmöglichkeiten der neuen Fortpflan-
zungsverfahren steigt der soziale und inedizinische Druck 
auf kinderlose Frauen, die Möglichkeiten der Medizin zu 
nutzen und sich den verschiedenen Verfahren zu unter-
ziehen. Die Thematisierung dèr vielfältigen psychologi-
schen und umweltbedingten Hintergründe der ungewoll-
ten Kinderlosigkeit weicht immer mehr einer rein medi-
zinischen Betrachtungsweise. , • 

Neben den medizinischen Ursachen rnüssen auch die 
sozialpsycholpgischen Hintergründe der ungewollten 
Kinderlosigkeit erforscht werden. Es ist notwendig, mehr. 
finanzielle Mittel in Prävention und Ursachenforschung ' 
zu investieren. . , 

Durch die Fortpflanzungsverfahren verstärkt sich der 
Druck auf Frauen, nur ein gesundes Kind zur Welt brin- , 
gen zu dürfen. Die betroffenen Frauen können durch diè 
pfänatäle genetische Diagnostik in einen eigentlichen 
•Entscheidungsnotstand geraten. Die pränatale Diagnostik 
wirft auch die Frage auf, welche Art von Behinderung 
.noch als gesellschaftlich.akzeptabel betrachtet wird. 
Wird die Gesellschaft bei zunehmender Entwicklung der 
diagnostischen Möglichkeiten rioch bereit sein, die Le-
bensbedingungen von Behinderten zu verbessern und 
vorbehaltlos Sozialversicherungsleistungen für alle Men-
schen zu erbringen? Die Eidgenössische Kommission für 
Frauenfragen hat bereits in ihrer Stellungnahme im 
Zusammenhang mit dem Verfassungsartikel 24"°"'" be-
tont, dass eine humane Medizin auf jeden Fall dem . , 
Grundsatz verpflichtet bleibt, dass Behindertsein zur 
normalen Bandbreite menschlicher Lebensformen gehört. 

Der Körper der Frau darf nicht instrurnentalisiert werden. 
Ihr Selbstbestimmungsrecht in allen Belangen der Fort-
pflänzurig muss gewährleistet sein. Die befruchtete Ei-
zelle gehört der körperlichen Sphäre der Frau an und ist 
in ihr Persönlichkeitsrecht eingebettet. Eizellen und Em-
bryonen in- und ausserhalb des Körpers gehören in ihren 
Entscheidungs- und Zuständigkeitsbereich. Es darf keine 
rechtliche Zweiteilung von Embryo und.Mutter geben. "̂ 
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II . zu DEN EINZELNEN ARTIKELN 

1. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen 

Art. 1 Gegenstand l 

Abs. I • • , 
Art. 1 ist zu allgemein formuliert und muss durch eine 
abschliessende Aufzählung der einzelnen Anweridungen 
ersetzt vverden. Heute n'och nicht entwickelte Verfahren 
sollen nicht automatisch unter das Gesetz fallen. Bei 
jedem neu entwickelten Verfahren soll ein Regelungsbe-
darf entstehen, damit sich die gesetzgebènden Behörden 
mit den neuen Fortpflanzungsverfahren ethisch und • 
rechtlich auseinandersetzen. 

Wir beantragen Abs. I wie folgt zu ersetzen: 

' „Dieses Gesetz legt fest,... dürfen.Es regelt Fort-
pflanzungsverfahren zur Herbeiführung einer Schwan-
gerschaft ohne Geschlechtsverkehr, die Leihmutter-
schaft, die Spende iind Konservierungyon Keimzellen, 
die Entwicklung, Konservierung und Spende von Em-
bryonen, Eingriffe in die Keimbalin sowie das Klonen, 
die Chimären-Und Hybridbildung." 

Abs. 2 
Die ethische Diskussion, nahientlich in bezug auf heute 
hoch nicht bekannte Verfahren und die Entwicklung der 
Fortpflanzungsmedizih urid Gentechnologie, ist sehr zu 
begrüssen.rDie Schaffung einer Ethikkommission darf, 
jedoch nicht zur Folge haben, dass die ethische / morali-
sche Verantwortung von den Forscherinnen und For-
schem weggenommen und an die KonrimissiPn delegiert 
wird. . '. - . , - . 

Art. 2 Zweck ' . 

Wegen der besonderen körperlichen und seelischen 
Betroffenheit der Fraü, an deren Körper die.künstlichen 
Fortpflanzungsverfahren vorgenommen werden,, muss der 
Schutz der Frauen (und der Kinder) speziell erwähnt 
wèrden. 

' -' ' ' " 
Eine explizite Verpflichtung des Gesetzes auf den Schutz 
der Familie ist in diesern Zusammenhang hingegen nicht 
zwingend, da_.er als Zieliiorm bereits in Art. .24"°"'" BV 
enthalten ist. 

. Wir beantragen folgende Änderung von Art. 2: 

„Dieses Gesetz soll Leben, Gesundheit, Würde urid Per-
sönlichkeit des Menschen M«d/ insbesondere der betroffe-
nen Frauen und Kinder schützen und den Missbrauch 
von fpftpflanzungsverfahreii sowie der.Gentechndlogie 
verhindern." 

2. Kapitel: Begriffe 

Art. 3 

Wir begrüssen klare Begriffsdefinitioneh. 

3. Kapitel: Verfahren der medizinisch unterstützten 
Fortpflanzung/ ' ^ ' - ' ' 

1. Abschnitt:,Grundsätze 

Art. 4. Kindeswohl 

Titel •'•['•• ' : • ; • ' ' . : [ ' . 
Die Fortpflanzungsmedizin betrifft nicht nur das Kind, 
sondern insbesondere auch die Mütter. Der Embryo kann 
nicht unabhängig von der Mutter betrachtet'und geschützt 
werden. Der Titel von Art; 4 ist daher irreführend. Ge-
schützt werden soll das Wohl der Menschen, die sich,. 
diesen Verfahren unterziehen, und der Kinder, die aùf 
künstliche Weise gezeugt werden. , . ' 

Wir beantragen, den Titel'„Kindeswohl" von Art. 4 
durch die Bezeichnung „Voraussetzungen", zu ersetzen. 

Abs. 1 
Der Begriff Kindeswohl ist unklar; Neben einer medizi-
nischen enthält er auch eine sozial-psychologische Köm-
ponente. Wer wûrdé diesen vagen Begriff im Einzelfall 
auslegen und eine Entscheidung treffen? Die. Auslegung 
des Begriffs „Kindeswohl" darf nicht zu einer „sozialen 

, Selektion" der Eltern führen (Arbeitslose, Drogenab- • 
. hängige ...). Eine soziale Wertung, die die Entschei-
dungsfreiheit der betroffenen Frau (uiid des betroffenen 

, Mannes) eirischränkt, ist auf jeden Fall unzulässig. Wir 
beantragen, den' unklaren Begriff „Kindeswohl" zu strei-
chen und durch éiné auf die Gesundheit bezogene , 
Formulierung zu ersetzen. Wir gehen dabei vom Ge-
sundheitsbegriff der Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) aus, wonach Gesundheit als körperliches, seeli-

' sches und sozialés Wohlbefinden definiert wird. 
Der Schutz des Kindes kann im übrigeri nicht losgelöst 

: von den Interéssen der betroffenen Frau wahrgenommen -
werden. Wir verweisen diesbezüglich auf unsere Ausfüh-
rungen zur Einheit der Rechtspersönlichkeit von Mutter 
und Embryo unter ;,Grùndsâtzliches". '• ' 

Wir beantragen daher, Abs: J wie folgt zu.ändern: 

' „Die: Fortpflanzungsverfahren dürfen nur angewendet ' 
werden, werin die Gesundheit von Mutter und Kind ge-
währleistet ist. ". .. - ' 

Abs.2 
Die Kommissioniist der Ansicht, dass diè künstlichen 
Fortpflanzungsverfahren nicht nur Paaren,.sondern allen 
Personen offen stehen sollten; die bereit und in der Lage. 
sind,,Erziehungsveranwortung zu übernehmen. Der Èrit-
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wurf geht von einem einseitigen Familienbild und einem 
Familienideal aus, welches der Realität mit ihren vielfäl-
tigen Formen des Zusammen- und Alleinlebens nicht 
gerecht wird. Das schweizerische Adoptionsrecht bei-
spielsweise trägt den unterschiedlichen Lebensformen 
insofern Rechnung, als nicht nur Paare, sondern auch 
Einzelpersonen Kinder adoptieren können. 

Wir beantragen, Abs. 2 zu streichen. 

weiblichen Körpers. Die Kommission unterstützt daher 
das vorgesehene Verbot der Eispende. 

Das Verbot der Leihmutterschaft und der Embryonen-
spende ist bereits in Art. 24"°'''" Abs. d BV festgeschrie-
ben. Wenn die Leihmutterschaft und die Embryonen-
spende in Art. 4 des Vorentwurfs aufgeführt werden, 
müsste konsequenterweise auch das Verbot des Klonens, 
der Chimären- und Hybridbildung in Art. 4 formuliert 
werden. 

Abs. 3 
Die Beschränkung der Samenspende auf Ehepaare hat -
neben den unter Abs. 2 genannten prinzipiellen Überle-
gungen - zur Folge, dass den Konkubinatspaaren der 
Zugang zur Samenspende verwehrt bleibt. 
Ein Teil der Expertinnen- und Expertenkommission der 
Humangenetik und Reproduktionsmedizin empfahl im 
Zusammenhang mit Art 24""'" BV, auch unverheiratete 
Paare zur hetetologen Insemination zuzulassen.̂  In ver-
schiedenen Staaten Europas stehen die fortpflanzungs-
medizinischen Verfahren generell auch unverheirateten 
Personen offen (z.B. Schweden, vorgesehen in Gesetzes-
entwflrfen Norwegens und Österreichs)^. 
Angesichts der Tatsache, dass in der Schweiz jede dritte 
Ehe geschieden wird und immer mehr Paare im Konku-
bine I ^ n , kann eine Beschränkung auf Ehepaare der 
Vielfalt der Familienformen in keiner Weise gerecht 
werden. Wie im Begleitbericht zu Recht ausgeführt wird, 
steht im TSentrum die Eltern- und Erziehungsverantwor-
tung"*. Ein Trauschein ist dazu nicht notwendig. 
Die Erweiterung auf Konkubinatspaare hätte zur Folge, 
dass Anpassungen im Kindesrecht notwendig wären. Bei 
verheirateten Paaren gilt automatisch der Ehemann als 
Viter, auch wenn genetisch keine Verwandtschaft vor-
liegt Bei unverheirateten Paaren müsste der Konkubi-
natspartner (der nicht der biologische Vater des Kindes 
ist) das Kind anerkennen. Gleichzeitig müsste die Mög-
lichkeit der Vaterschaftsklage gegen den Samenspender 
analog dem Entwurf von Art. 256 Abs. 3 ZGB ausge-
schlossen werden. Alle diese Anpassungen des bisheri-
gen Rechts sind durchführbar. 

Wir beantragen. Abs. 3 zu streichen und die Bestimmun-
gen im Zivilgesetzbuch entsprechend anzupassen. 

Abs. 4 Eispende 
Wie im Begleitbericht (S. 41 ff.) ausgeführt wird, soll mit 
dem Verbot der Eispende eine Aufspaltung der Mutter-
schaft in genetische und biologisch-psychologisch-gebä-
rende Mutter verhindert werden. Die Mutter als einzige 
sichere Bezugsperson ist fur die Identitätsfmdung des 
Kindes von herausragender Bedeutung. Wir sind der 
Ansicht, dass dieser Argumentation gefolgt werden muss. 
Obwohl ein Verbot der Eispende auf den ersten Blick 
dem Postulat der GJeichbehandlung von Frau und Mann 
widerspricht, ist die Kommission der Meinung, dass den 
obengenannten Argumenten und dem Schutz der Frauen 
vor belastenden Eingriffen in ihren Körper Vorrang ein-
geräumt werden muss. Nicht zuletzt birgt die Eizellen-
spende auch die Gefahr der Instrumentalisierung des 

Wir beantragen daher folgende Änderung von Abs. 4: 

•* „Die Ei- und die Embryonenspende, die Leihmutter-
schaft, das Klonen, die Chimären- und die Hybrid-
bildung sind unzulässig. " 

Art. 5 Indikationen 

Abs. I a 
Aus unseren Ausfühmngen zu Art. 4 Abs. 2 ergibt sich 
folgender 
Antrag auf Änderung von Art. 5 Abs. la: 

* „die Unfmchtbarkeit einer Person überwunden werden 
soll und ... (Rest wie Vorentwuri)" 

Abs. l b und Abs. 3 
Art. 24"°"'" Abs. 2 BV lässt die genetische Diagnostik 
prinzipiell zu. Die genetische Indikation ist insofern 
problematisch, als sie die Gefahr der Zuchtwahl birgt. 
Die ausdrückliche Beschränkung auf unheilbare, schwere 
Erbkrankheiten ist daher ausserordentlich wichtig. 

Abs. 2 
Die offene Formulierung im Vorentwurf ist insofern 
problematisch, als die „natürliche" männliche Fruchtbar-
keit bis ins hohe Alter erhalten bleiben kann. Die 
„natürliche" Fmchtbarkeit endet zudem nicht in einem 
genau bestimmbaren Zeitpunkt, sondern geht über Jahre 
kontinuierlich zurück. Es stellt sich daher die Frage, 
wann diese im Vorentwurf postulierte „natürliche" Al-
tersgrenze erreicht sein soll: Ist sie beispielsweise bei 
einem 70jährigen Mann überschritten, der zwar noch 
fruchtbar ist, bei dem die Wahrscheinlichkeit für eine 
Zeugung auf natürlichem Wege aber nur noch sehr gering 
ist? Was geschieht, wenn die Frau zwar noch fruchtbar, 
der Farmer aber aufgrund seines Alters nicht mehr 
fmchtbar ist? Dieser Unsicherheit kann mit der Festle-
gung einer genau bestimmten Altersgrenze begegnet 
werden. Damit wird auch eine Ungleichbehandlung der 
Geschlechter in bezug auf ihren Zugang zu den Fort-
pflanzungsverfahren verhindert. 

Wir beantragen daher, Abs. 2 wie folgt ZM ändern: 
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. „An Personen, die das 45. Altersjahr zurückgelegt 
haben, dürfen die Fortpflahzungsverfahren nicht ange-
wendet werden." 

Abs. 4 -, . 
Das Abspalten von totipotenteii Zellen und deren Unter-
suchiing (Präimplantationsdiagnostik) ist aus ethischen 
Gründen abzulehnen. Wir begrüssen daher das im Ent-
.wurf vprgesehene Verbot. 

Abs. 3 • . • 
Irl Abs. 3 dürfte, sich ein redaktioneller Fehler eingeschli-
chen haben., Während des ganzen Ablaufs sollte eine 
psychologische Begleitung angeboten werden. , 

.Wir beantragen, Abs. 3 wie folgt zu ändern: 

„Vor, während.«««/ nach der Behandlung ist eine psy-
chologische Begleitung anzubieten." 

Art. 6 Aufklärungspflicht 

Zum Schutz der betroffenen Frauen und zur-Vermeidung. 
. von Interessenkollisionen ist eine neutrale,, von den Re- -
produktionsmediziherinnen und -medizinern unabhän-
gige,.psychologische'und soziale Beratung vorzijsehen. 
Bei Paaren sind die interessierten Vtvsonen getrennt und. 
ge/nemsam-zu beraten. Die Einzelberatung soll eine 
weitestgehende Entscheidungsautonomie der Frau . • 
sichern. Die Einzelber'atuhg soll die Paarberatung aber 
nicht ersetzen. •. , . 
Die Kantone sind zu beauftragen, diesen Beratungs- . 
auftrag.selbst durchzuführen oder ah bereits bestehende-
kantonale Stellen zu delegieren. 

Wir beantragen, Art. 6 Abs. I wie folgt zu ändern: 

\ „Bevorwird, ist die interessierte Person durch eine 
unabhängige, interdisziplinär zusammengesetzte Instanz 
über das medizinische Verfahren sowie dessen 
Erfolgsaussichten und Gefahren, über mögliche psychi-
sche und physische Belastungen sowie über die rechtli-
chen und finanziellen Aspekte sorgfältig aufzuklären. Im 
Beratungsgespräch ist ....hinzuweisen. Bei der Beratung 
von Päaren müssen die Personen getrennt und 
gemeinsam beraten werden. Die Kantone errichten neu-
trale Beratungsstellen, welche die interessierten Perso-
nen in allen Aspekten der Fortpflanzungsmedizin bera-
ten. Die Kantone können bereits bestehende Stellen mit 
dieser Aufgabe beauftragen." ' • •' ' 

Abs. 2 
Der Begriff „Denkpause" isl in diesem Zusammenhang 
unangemessen, da die Bedenkfrist ja gerade dafür benutzt 
werden sollte, über die Probleme im Zusammenhang mit 
den Fortpflanzungsverfahren nachzudenken. • 

Wir beantragen; Abs. 2 wie folgt zu ändern: 

^ „Zwischen Aufklärung Und Anwendung der Fortpflan-
zungsverfahren muss.eine angemessene Bedenkfrist 
liegen." '• ., . • ' 

Art. 7 Einwilligung 
' •' ' - • • <r ' " ' 

In Art. 7 Abs. l und. Abs. 2 ist die Formulierung wie folgt 
zit ersetzen: • ' . ' - . . ' 
' „Fortpflanzungsverfahren düifen nur mit schriftlicher 
Einwilligung àex'betroffenen Personen angewendet 
werden. Die ... (wie Vorentwurf)" . , -, ' 
^ Die.schriftliche Einwilligung der betroffenen Personen 
... (Rest wie Vorentwürf)." 

Art. 8 'Mehrlingsschwangerschaft 

In Art. 8 ist der Ausdruck „zu behandelndes Paar" 
folgendermassen zu ersetzen:''' ' • 

„Besieht... werden, wenn J/'e betroffenen Personen... 
. (Rest wie VorentwürO." • ' 

2. Abschnitt:'Bewilligungspflicht 

Art. 9 Grundsatz der Bewilligungspflicht 

Wir sind der Ansicht, dass nur öffentlich-anerkannte.n 
Spitälern eine Bewilligung erteilt werden sollte. Eine 
derartige Beschrärikung eriaubt eine zuveriässigere Kon-: 
trolle über die Anwendijng der Verfahren. Darüberhinaus, 
sind allfällige partikuläre finanzielle Interessen.der ein-
zelnen Medizinerinnen und Mediziner in'den öffentlich , 
anerkannten Kliniken stärker neutralisiert. Andere Instir 
tutionen als die öffentlich anerkannten Spitäler mit einer 
entsprechenden.Bewilligung sollen Keimzellen weder 
aufbewahren noch vermitteln düi^en. 

Wir beantragen daher, Art! 9 wie folgt ,zu ersetzen: 

' „ Wer Fortpflanzungsverfahren im Sinne dieses Geset-
zes anwendet,'benötigt eine Bewilligung." 

. ^ streichen , , ' . N 
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Art. 10 Anwendung von Fortpflanzungsverfahren. Wir beantragen daher folgende Änderung von Art. 12: 

Entsprechend unseren Ausfuhrungen zu Art. 9 beantra-
gen wir, Art. 10 wie folgt zu ersetzen: 

' „Die Bewilligung zur Anwendung von Förtpflanzurtgs-
' verfahren und zur Konservierung von Keimzellen wäh- : 
rend eines laufenden Verfahrens wird nur öffentlich 

' anerkannten Spitälern erteilt." , . 

1 j,Die Spitäler mit einer Bewilligung gemäss Art. 9 
müssen ... (Rest wie Vörent\vurf)" 
2 (wie Vdrentwurf) 
3 „Die kantonale Bewilligungsinstariz hat dem Bundes-
amtfür Gesitndheitsweseri einen jährlichen Bericht zu 
erstatten. Das Bundesamt fur Gesundheitswesen ver-
öffentlicht die erhaltenen Daten. " 

. Diese müssen': • • ' 
a. Uber Personal mit der nötigen ... (Rest, wie, 

Vorentwurf) . ^ -. 
b. , (wieVorentwurf) . ' . 
c. eine umfassende medizinische und 

fortpflanzungsbiologische Beratung 
und Beti-euung der teilnehmenden Personen 
gewährleisten 

d. (wie Vor.entwurß 
e. sicherstellen, dass die Keimzellen und 

_ imprägnierten Eizellen während • 
der Dauer des individuellen Verfahrens nach 
dem jeweiligen Stand von . • 
Wissenschaft und Praxis konserviert werden; 

f . und (wie Vorentwurf) 

^ (wieVorentwurf)- .- ' 

3. Abschnitt: Umgang rriit Keimgut 

Art: 15 Konservierung von Keimzellen 

Art. 16 Konservierung imprägnierter Eizellen 

Das Verfahren der hormonell stimulierten Eizellenent-
. nähme stellt für die betroffenen Frauen eine sehr grosse '" 
' Belastung dar. Je länger die Konservierungsfrist, destç 
seltener muss sich die.Frau dem Verfahren untérziehen.. 
Andererseits ist über die Auswirkungen, die das Einfrie-
ren der Keimzellen auf die Entwicklung eines Menschen 
hat, nur sehr wenig bekannt. Die maximale Aufbewah-. 
rungsfrist von fünf Jahren ist daher zu lang. Auch in 
Ausnahmefällen darf dièse Maximaldauer nicht über-
schritten werden.- .' ' , 

Art. 11 Konservierung von Keimzellen und 
imprägnierten Eizellen ; ' 

Aus unseren Ausfühmngen zu Art. 9 ergibt sich, dass nur 
die Spitäler niit Bewilligung Keimzellen und imprä- . ' 
gnierte Eizellen sowie Sanien, während des laufenden 
Verfahrens konservierén dürfen. Dies ergibt sich auch 
aus Art. 10 (neu). Gespendete Samenzellen sollen durch 
eine, vom Bund geführte Institution entgegengenommen, , 
aufbewahrt und vermittelt werden. 

Wir beantragen daher, Art. 11 wie folgt zu ersetzen:, 

' „Der Bundßhrteine nationale Bank zur Konservie-
rung von gespendeten Samenzellen. " 
'̂(neu) ,iDie öffentlich anerkannten Spitäler mit einer 

Bewilligung gemäss Art. 9 dürfen gespendete Samenzel-
len nur während eines laufenden Foi-tpflarizungsverfah-
rens konservierén. " , 
• streichen • - , . . . 

Art. 12 Berichterstattung 

Für eine umfassende Kontrolle der Tätigkeiten und für 
die Information der Öffentlichkeit ist eine jähriiche Be-
richterstattung der kantonalen Bewilligungsinstanzen an 
das Bundesamt für Gesundheitswesen und.eine Veröf-
fentlichung der Daten sinnvoll. 

Im Gesetz ist ausserdem zu regeln, was mit den überzäh-
ligen, nicht rhehr benötigten Keimzellen zu geschehen 
hat. Um Missbräuche zu verhindem, sollen diese nach 
Ende des Verfahrens vernichtet werden. • 

Wir beantragen, Art. 15 wie folgt zu ändern: .••.'' 

' „KeimzeUen eines Menschen dürfen (...) während . 
höchstens c/re/yfl/zr^« konserviert werden." .. . 
^ streichen. • • , • 
^ „Die Person, von welcher die Keimzellen stammen, 
kann'ihre Einwilligung in die Konservierung und Ver-' 
•Wendung jederzeit schriftlich widerrufen. Nach Ablauf 
der Konservierungsdauer gemäss Abs. 1, bei. Widerruf, 
Erreichen der Altérsgrenze oder Tod der Person sind die 
Keimzellen sofort zu vernichten.",; 

Wir ,beantragen,^A'rt. 16 wie folgt-ZM ändern: 

'"Imprägnierte Eizellen dürfen während höchstens £(rei' 
ya/ire/j konserviert werden, w.enn: . ~ ' • 
a. die betroffene Frau, resp. das betroffene Paar eine •' 
schriftliche Einwilligung gibt; und 
b. .(wie Vorentwurf) . ' • • „ _ - . . . 
^ „Die betroffenen Personen können ihre Einwilligung... 
(Rest-wie Vorentwurf) • 

^ (wieVorentwurf) 
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Art. 17 Entwicklung von Embryonen 

Überzählige Embryonen 
Art. 24"°"'" Abs; 2 e BV verbietet den Handel mit Em-
bryonen und die Herstellung von Embryonen zu For- -
schungszwecken. Dieses Verbot ist auch, in den Art. 27 
und 30 des Vorentwurfs enthalten. Art. 27 des Vorent-
wurfs bestraft, wer Embryonen zu einem anderen Zweck 
als zur Fortpflanzung entwickelt. Im vorliegenden.Gesetz 
nicht geregelt ist der Fall der überzähligen Embryonen, 
die zwar m Rahmen eines Fortpflanzungsyerfahrens 
entwickelt worden sind, jedoch nicht mehr benötigt wer-
den. Eine derartige Situatipn kann z.B. eintreten, wenn 
die Frau vor der Implantiemng erkrankt, verunfallt oder 
ihî e Einwilligung widerruft. Sollen diese Ernbryonen der ; 
Forschung zur Verfügung stehen oder vernichtet werden? 

Wir beantragen, dass diese offenen Punkte geklärt und 
im Gesetz explizit 'geregelt werden. 

Abs. I Anzahl der Embryonen • ' • 
Der Vorentwurf will erlauben, dass so viele Embrypnen 
entwickelt werden dürfen, als „nach dem Stand von Wis-
senschaft und Praxis" notwendig sei. Diese Formuliemng 
ist zu offen. Im Interesse der betroffenen Frau, welcher ^ 
eine unerwünschte Mehrlihgsschwangerschaft nicht zu-
gemutet werden kann, beantragen wir eine Reduktion auf 
maximal 2-3 entwickelte Embryonen pro Implantations-
versuch. . 

Wir beantragen,Abs. 1 wie folgt zu ändern: 

'. „Ausserhalb des Körpers der Frau dürfen maximal3 
imprägnierte Eizellen pro Zyklus zu Embryonen, 
entwickelt werden. " ' , 

Abŝ  2 Konservierung von Embryonen 
Über niögliche Auswirkungen des Einfrierens und Auf-
tauens yon Embryonen ist wenig bekannt. Wegen dieser 
Ungewissheit und um Missbräuche zu verhindem, sollte 
die.Konserviemng von Embryonen verboten werden. Das 
Aufbewahren des Embryos ausserhalb des Körpers der 
Frau trägt auch die Gefahr der rechtlichen Aufspaltung 
von Embryo und Mutter in,sich. ' 

Wir beantragen, Abs. 2 wie folgt zu ersetzen: 

^ „Embryonen dürfen nicht konserviert werden." 

Das Gesetz ist uni die entsprechenden. Strafbestimmun-
gen zu ergänzen. 

Abs. 3 Entwicklung von Embryonen 
Die Formuliemng „nach Stand von Wissenschaft und 
Praxis" lässt zu viel Spielraum. Der Begleitbeiricht halt 
fest, dass spätestens dann, wenn der Erribryo aufgmnd 
seiner Entwicklung nicht mehr implantiert wèrden kann, 
diese Frist überschritten sei. Es ist also denkbar, dass 
durch die Verbessemng der Verfahren die Implantiemng 

iri Ziikunft aiich noch in einern späten embryonalen Ent-
wicklungsstadiuih erfolgen kann. Je länger aber der Em-
bryo ausserhalb der Gebärmutter entwickelt werden darf, 
desto grösser ist die Gefahr des Missbrauchs zu For-
schiingszweckén. ' 

Wir beantragen daher, in Abs. 3 das medizinisch nöt-
wendige Entwicklungsminimum als zulässige Entwick-
lungsdauer festzulegen. Diese Maximaldauer sollte in 
Tagen angegeben sein. 

4. Abschnitt: Samenspende 

Art..21 Verwendung gespendeter Samenzellen 

Abs. 2 • . ' ••. 
Die ini'Entwurf vorgesehene Regelung entspricht zwar 
den heutigen Richtlinien der Schweizerischen Akademie 
der medizinischeii Wissenschaften. Eine Reduktion der, 
Empfângérinnen und eine Beschränkung der Befmchtun-
gen auf sehr wenige Embryonen pro Spender würde das 
Inzestrisiko aber zusätzlich reduzieren. 

Wir beantragen daher, Art. 21 Abs. 2 wie folgt zu 
ändern: ' ' . , , 

^ „Gespendete Samenzellen dürfen höchstens bei zwei 
Frauen für die Erzeugung von maximal vier Kindern 
verwendet werden.".- ' ••' 

Abs. 3' ' ' . • • 
Auch wenn die Problematik der Ähnlichkeit mit dem 
sozialen Vater für das heranwachsende Kind nicht ganz 
von der Hand zu weisen ist, darf die äussere Ähnlichkeit 

"kein Auswahlkriterium sein. Eine „Zuchtauswahl" durch 
die Ärztinnen und,Ärzte muss auf jeden Fall verhindert 
werden. , 

Wir erachten es allerdings als sinnvoll, wenn die interes-
sierte Peî sön oder die interessierten Personen einen ihnen 
bekannten Spender vorschlagen dürfen. 

Wir beantragen, Abs. 3 wie folgt zu ändern: 

' „ Bei der Auswähl der gespendeten Samenzellen darf 
nur die Blutgruppe berücksichtigt werden. " 
^ (neu) „Die interessierten Personen können einen ihnen 
bekannten Spender vorschlagen. " . 

Art. 22 Kindesverhältnis 

Wir beantragen, Art. 22:anälog ZM unseren Ausführun-
gen zu den Artikeln 4 und 5 zu überarbeiten: 

^ „Der Partner, der schriftlich ... (Reist wie Vorentwurf)' 
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Art. 23 Dokumentationspflicht Art. 27 f f . 

Abs. 2 ... . 
Um eine „soziale Qualitätskontrolle" der Spender zu 
verhindem, dürfen über die Personalien hinaus keine ' 
Daten gesammelt werden: Nameritlich sollen die,Peî so-
nendaten des Spenders „Beruf,', „Ausbildung", 
„Zivilstand", „Religion" und „Äusseres Erscheinungs-
bild" nicht erfasst werden. 

Wir beantragen, Art. 23 Abs. 2 wie folgt zu ändern: 

^ „Über den Spender sind folgende Daten festzuhalten: 
a. Name und Vorname, Geburtstag und Geburtsort, 
Wohnort und Heimatort; Nationalität; 
b. (wie Vorentwurf) 
ic. (wie Vorentwurß , •.' 
Absatz d streichen. 

Art. 25 Aufbewahrung der Daten 

Die Bestimmung von Art. 25 Vörentwurf ist um daten-
schutzrechtliche. Vorschriften zu ergänzen. 

Wir bearftragen folgende Ergänzung von Art. 25: . 

'•(wieVöreritwurß ' . - ' 
^ (neu) „Auskünfte dürfen nur der behandelnden Ärz-
tin/dem behandelnden Arzt und dem betroffenen Kind 
erteilt werden.". ' .'' 

In den Artikeln-27 ff. sind verschiedene Strafen - von-
Busse bis Gefängnis - festgelegt. Im Schweizerischen 
Recht ist die Strafbarkeit von Unternehmen bisher nicht 
vorgesehen. Die Fortpflanzungsverfahren werden aber in 
vielen Fällen von Kliniken und Zentren angewendet. 
Angesichts der Tragweite der geschützten Rechtsgüter, 
stellt sich die Frage 'hach der-Belangbarkeit der Unter-
nehmen (d.h. der juristischen Person). Die Verantwbrt-
• lichkeit sollte in diesem Spezialgesetz auf die Klini-
ken/Zentren ausgedehnt werden. •. 

Durch eine Erhöhung der Maximalbusse und die Fest-
legung einer Mindestbusse würden die Sanktionsdrohun-, 
gen .zusätzlich verschärft („Busse nicht unter Fr....).. 

Wir beantragen die Erhöhung der Höchstbussen auf Fr. 
500'0Ö0.-, die Vorgabe vön Mindestbussen und die 
Ausdehnung der Verantwortlichkeit auf die juristischen 
Personen. 

Art. 34 klonen, Chimären- und Hybridbildung. 

• In Konsequenz zu Abs. I- beantragen wir, dass in Abs. 2 
auch die Übertragung,eines Klons auf eine Frau zu 
verbieten sei: • • . ; 
^ „ Ebenso .... wer eine Chimäre oder eine Hybride oder 
einen Klön auf eine Frau oder aiff ein Tier überträgt. " 

Art. 26 Auskunftsrecht 

Die Eidgenössische Kommission für Frauenfrageii hat 
bereits in ihrer Stellungnahme im Zusammenhang mit 
Art-. 24"°"'" BV für die Aufhebung der Anonymität dér 
Spender plädiert. Die vorliegende Regelung ist zu begrü-
ssen. Auch hier'ist wiedemm nicht ersichtlich, weshalb 
die äussere Erscheinung mitgeteilt werden'soll. 

Wir beantragen daher folgende.Änderung von Art. 26 
Abs. 2:. 

^ „Ab dem/16. Lebensjahr kann das Kind Auskunft über 
dieiPersonalien des Spenders verlangen, ohne ein be-
rechtigtes Interesse nachweisen zu müssen." 

4. Kapitel: Strafbestimmungen 

Wir befürworten die Einfühmng von Strafbestimmurigen. 
Die im Entwurf vorgesehenen SanktiPnen sind allerdings 
zu wenig einschneidend. . • 

X 5. Kapitel: Nationale Ethikkommissionen 

Art. 38 Zusammensetzung 

, Die Ethikkommission soll nicht mehrheitlich aus Medizi-
nerinnen und-Medizinem zusammengesetzt sein, sondem 
ein möglichst breites Spektmm der Beyölkemng reprä-
sentieren. Insbesondere sollten auch behinderte Frauen 
und Männer Einsitz nehmen körinen, da sie von ethischen 
Erjagen im Zusammenhäng mit der Fortpflanzungsmedi-
zin besonders betroffen sind, insbèsondere in bezug auf 
die genetische Diagnostik (d.h. Fragen der Abtreibung 

• von „kranken Embryonen" und der Se|ektipn von 
„gesunden" Keimbahnzellen, den Definitionen von 
„krank", „leberiswert", etc.). Es ist uns ein Anliegen, dass 
dieser Punkt Eingang in die Materialien findet. Wir ver-
zichten aber darauf, detailliertere Vorschriften über die, 

< Zusaihmensetzurig der Kommission auf Gesetzesstufe zii 
verlangen. . • -

' F 1/1991,5.3 ff. • ' 
" Bericht dér Expertinnen- und Expertenkommission an den Bundesrat, 
in: BotscHaft des Bundesrates zur Volksinitiative „gegen Missbräuche 
der Fortpflanzungs- und Gentechnplogie beim Menschen" vom 18. 
September 1989, S. 107 [Botschaft]. 
^ Botschaft, S. 82 ff. • -
* Begleilbericht zum Vörentwurf für ein'Humanmedizingesetz.-S. 38. 
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LOI FEDERALE CONCERNANT LA PROCREATION 
MEDICALEMENT ASSISTEE ET INSTITUANT 
UNE COMMISSION NATIONALE D'ETHIQUE 
(Loi sur la médicine humaine LMH) 

PRÏSE DE POSITION DE LA COMMISSION 
FEDERALE POUR LES QUESTIONS FEMININES 
(Novembre 1995) 

I. OBSERVATIONS GENERALES 

La Commission fédérale pour les questions féminines.se 
montre très sceptique à l'égard des techniques de 
procréation. La procréation médicalement assistée place 
l'être humain.devant des questions éthiques d'une grande ' 
complexité. Il est difficile d'évaliier les chances, 
qu'offrent ces.techniques et les risques qu'elles com-
pçrtent, d'où.les opinions partagées qu'elles suscitent 
dans lés milieux spécialisés et chez les personnes con- "̂  
cernées. La Commission estime que tout ce qui est réa-
lisable n'est pas forcément bon.à faire. Il est'diffièile de 
mesurer les répercussions-que l'utilisation et le dévelop-
pement de ces technPlogies peuvent avoir sur la société. 

La Commission a déjà étudié les incidences que la • 
procréation médicalement assistée,et les techniques -
.génétiques peiivent avoir sur les femmes dans le cadre du 
débat siir le nouvel article 24"°"'"'de la constitution fédé-
rale. Elle à organisé le 12,sépternbré 1990 une audition 
sur les techniques de procréation et lé génie génétique. 

Dans sa prise de position sur le contre-projet du Conseil 
des Etats a l'initiative populaire «contre l'application ' 
abusive des techniques de reproduction et de manipula-
tion génétique à l'espèce humaine», la Commission 
faisait remarquer que les femmes étaient touchées de très 
près par ces technologies.' Elle soulignait en particulier ' 
qu'il fallait éviter que l'application de ces nouvelles 
techniques ait pour conséquence de scinder en deux su-
jets de droit distincts et indépendants la femme et 
l'embryon, lesquels forment une unité indissociable^ Elle 

' indiquait par ailleurs que le diagnostic prénatal et 
l'analyse du génome ne devaient en aucun cas conduire à 
un «contrôle de qualité» de la vie. Elle demandait la 
suppression de l'anonymat dû donneur de sperme, ésti-
mant que l'enfant, en vertu des droits de la personnalité, 
pouvait exiger de connaître l'identité de ses parents 
géniteurs. Pour ce qui est de la.recherche sur lés garhètes 
et les embryons, la Commission revendiquait une legisla^ 
tion d'exécution impérative et proposait la création de 
commissions d'éthique dans lesquelles les.feinmes serai-
ent représentées au moins paritairemènt. 

Le présent projet de loi tient partiellement compte dé ces 
revendications dans la mesure où il propose de régler par 
des disjjositions de droit impératif la procréation médica-
lément assistée et l'application de certaines techniques 
génétiques. Mais certains points demeurent ouverts 
cornme par éxemple la recherche syr les gamètes et les -
embryons surnuméraires. 

Les possibilités offertes aujourd'hui par. la rhédecine de 
reproduction exercerit sur les,femmes sans enfant une 
pression croissante à se sourriettre.à un traitement de 
procréation artificielle. On.a de plus en plus tendance à 
àbordèr la question de la stérilité soùs un angle purement 
médicçil sans tenir compte des facteurs psychologiques et 
environnementaux. Le problème se pose également dans 
la recherche, qui devrait davantage se concentrer sur les 
causes sociales et psychologiques de la stérilité et ne pas 
se focaliser uniquement sur l'aspect médical. Il est néces-
saire d'investir plus de moyens financiers dans la 
prévention et dans là recherche des causes; 

En raison de l'existence des techniques de procréation 
artificielle, les femmes se senteiit én quelque sorte dans 
l'obligation de ne plus donner vie qu'à un enfant en 

, bonne santé. Le diagnostic prénatal risque de placer les , 
femmes devant des choix déchirants. 11 soulève égale-" ' 
ment une autre questipri, celle de savoir.quel handicap la 
société est encore-capable d'accepter. Si la pratique des 
diagnostics prénatals se développe, la société sera-t-elle -
prête à améliorer les conditions de vie des handicapés et 
aura-t-oin la garantie que tout individu pourra bénéficier 
sans réserves des prestations d'assurances sociales? Dans-
sa prise dé position sur l'article 24"°"'" de la constitution 
fédérale, la Commission fédérale pour les questions 
férriinines a déjà souligné, que-la médecine humaine doit 
partii" du postulat que la personne handicapée reste un 

"être humain comme un autre. 

Le corps de la femme ne doit pas devenir un instmment. 
Le droit d'autodétermination de la femme doit êû-e ga-
ranti dans-toutes les questions touchant à la procréation: 
L'ovule fécondé appartient à la sphère corporelle de la . 
femiTie et il est rattaché au droit de la peirsonnàlité de 
celle-ci. Les ovules et les embryons, qu'ils soient dans le 
.corps ou en dèhors du corps de la femme, relèvent de son 
domaine'dé décision et de compétence. Il ne petit y avoir 
de séparation juridique entre l'embryon et la mère. 
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//. COMMENTAIRES SUR LES DIFFERENTS ' 
ARTICLES » ' , - - , • ~ 

Chapitre prernier: Disposition générales 

Article premier Objet 

A l . I ; ' ' - '. . 
L'articlè premiér est formulé en termes trop généraux et 
doit être remplacé par une liste exhaustive des_applicati-
ons. Lorsqu'un nouveau procédé est développé, il ne doit 
pas être automatiquérrient ajouté dans cette Ijste. Chaque 
nouvelle technique entraîne a priori un besoin de régle-
ihentation et sera au préalable spuihise à un examen de la 
part des autorités législatives, qui en étudieront les as-
pects éthique et juridique. 

Nous proposons de modifier l'article premier comme i l 
suit: ' . 

' «La présente loi... des êtres humains. Elle règle les 
méthodes de procréation permettant d'induire une gros-
sesse en dehors de l'union naturelle de l'homme et de la 
femme, la grossesse par la mère de substitution, le don et 
la conservation de gamètes, le développement, la con-
servation et.le don d'embryons, dés interventions sur les 
cellules germinatives, du clonage ainsi que de la forma-
tion de chimères et d'hybrides.» .,' . , 

Al. 2 ^ _ -
La question de l'éthique est au centré des débats concer- : 
nant les méthodes dé procréation assistée médicalement 
et le génie génétique. Toute méthode et tout dévélpppe-
ment nouveaux doivent être éxaminés dans cette optique-
là. Aussi nous saluons vivement la création d'une com-
mission d'éthique. Celle-ci ne dpit toutefois pas aboutir à 
déchargér les chercheurs de leur resppnsabilité morale 
ppur la transférer sur la commission. 

Art. 2 But 

La protection des femmes et des enfants doit être spécia-
lement mise en évidehcé compte ténu des incidences 
particulières qu'ont les techniques de procréation artifir 
cielle sûr le psychisme et le corps des.femmes. 

Il né paraît en revanche pas indispensable de méntionner 
expressément la protection de la famille dans là mesure 
où elle est déjà garantie à l'article 24"°"'" est.. 

Nous proposons de modifier l'article 2 comme il suit: 

«La présente loi a pour but de protéger la vie, la santé, la 
dignité et la personnalité de l'être humain et en particu-
lier des femmes et des enfants, et d'empêcher les abus en 
matière de procréation médicalement.assistée et de génie 
génétique.» . -

Chapitre 2,: Définitions 

Art. 3 -

Nous saluons la clarté des définitions. 

Chapitre 3: Procréation médicalement assistée 

^ Section 1 : Principes 

Art. 4 Bien de l'enfant , , 

Titre , ' 
La procréation médicalement assistée ne cohceme pas 
seulement l'enfant mais aussi et surtout la mère. Aussi la 
protection de l'ernbryoh iié saurait être considérée in--
dépendàmment de celle de^a mère. Le titré de l'article 4 
est éqiiivoque. Il s'agit protéger le bien'des enfants,, 
procréés artificiellernent, mais aussi celiii des personnes ; 
qui se soumettent à cés procédés. 

Nous proposons de remplacer le titre de l'article 4 «Bien , 
'de l'enfant» par,«Conditions». . 

Al, l , - • ' • , > . ' " 
La notion dé bien de l'enfant est peu claire. Au delà de 
l'aspect médical, elle comprend également une compo-
sante socio-psycholojgique. A qui appartiendrait-il . 
d'interprétér ce terme vague et de trancher selon les cas? 
Il faut véiller à ce que l'interprétation de cette notion ne 
conduise pas à une sélection spciàle des parents 
(chômeurs, toxicomanes,...).;Il faut absolument bannir 
tout jugement spcial qui limiterait là liberté de choix de-
la femme concernée (et de l'homme). Nous proposons de 
remplacer l'expression peu,clair «bien de renfant»-par 
une formulation utilisée en matière sanitaire. Nous nous -
référons à la définition de la santé que donne l'Organi-
sation mondiale de la santé (OMS), à savoir un bien-être 
physique, psychique et social. ' , ' 

N 

La protection de l'enfant ne saurait en outre être considé-
rée indépendamment des intérêts de la femme cohcemée. 
Cette question ést évoquée dans nos observations généra-
les à propos de la personnalité juridique de la mère et de 
l'einbryön. 

A'oMS proposons de modifier le 1er alinéa comme il suit: 

',«Là procréation médicalement assistée ne peut être 
utilisée que lorsque la sdnte de la nière et de l'enfant est 
garantie.» : . ' • . •'•<.-

Al. 2 
La Conimission estime que les méthodes de procréation 
artificielle né doivent pas être seuleihent réservées aux 
couples.mariés mais à toutes les personnes prêtes ä élever 
lin enfant et à assumer une telle responsabilité. L'avant-
projet part d'une image et d'une idée réductrices de la 
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famille ét ne tient pas compte de là réalité d'une société 
où plus en plus dè gens yivent seuls ou en couple mais 
pas forcément maritalement. Le droit suisse sur 
l'adoption a suivi cette évolution sociale en autorisant les 
personnes seules à adopter un enfant. •.' 

Nous proposons. de biffer, le 2e alinéa. 

Al. 3 
Mises à part les réflexions de principe évoquées à propos 
de l'alinéa précédent, le fait de limiter le don de sperme 
aux couples mariés est discriminatoire pour les personnes 
qui vivent en concubinage. . 
Certains membres dè la Commission d'experts pour la 
génétique humaine et la médecine de la reproduction 
avaient recommandé d'autoriser l'accès à l'insémination 
hétérologué aux couples non mariés." Dans différents 
pays européens les rhéthodes de reproduction artificielles 
sont également ouvertes aux personnes non mariées 

. (c'est le cas en Suède par exemple, et des projets de loi 
dans ce sens sont prévus en Norvège et en Autriche)'". 

Én Suisse, un mariage sur trois se solde par un divorce, et 
de plus en plus de couples vivént en concubinage. Dans 
ces conditions, il est tout à fait déplacé de vouloir limiter 
le don de sperme aux couples mariés. Comme l'indique à 
juste titre le rapport'explicatif à l'appui de l'avant-projet 
de loi, ce qui compte avant tout c'est la capacité à assu-
mer la responsàbilité parentale et éducative de l'enfant.'" 
Un acte de mai;iàge n'est pas indispensable à cela. , 
Si le droit de recourir au don de sperrhe était étendu aux 
couples non mariés, il faudrait aussi procéder à certaines 
adaptations du droit de l'enfance. Dans une union cpnju-, 
gale, le mari est automatiquement considéré comme le 
père même s'il n'existe aucune parenté génétique. Pour 
les" couples non mariés, le concubin (qui n'est pas le père 
biologique de l'enfant) devrait reconnaître celui-ci. Il 
faudrait également exclure la possibilité d'intenter une , 
action en paternité contré le donneur de sperme par ana- . 
logie au projet de l'article 256, 3e aliriéa, CC. Ces adap-
tations du droit actuel sont toutes réalisables. 

leur santé. Le don d'ovules risquerait de faire du corps 
féminin un iristrurnent. Aussi la Commission est favor-
able à l'interdiction du don d'ovules. 

L'article 24"°"'", 2e alinéa,'lettre d, de la constitution 
interdit le don d'embryons et la màtemité de substimtion. 
Si l'on interdit le don.d'embryons et la matemité de 
substitution à rarticle.4 du projet de loi, il faudrait, en. 
bonne logique, également prohiber le clonage, la forma-
tion de chimères et d'hybrides. ' 

Aussi nous proposons de modifier lé 4e alinéa de la 
manière suivante: 

" «Le don d'ovules et d'embryons, la maternité de sub-
stitution, le clonage, la formation dé chimères et 
d'hybrides sont interdits.» 

Art. 5 Indications 

Al. la , • ' 
De nos remarques sur l'article 4, 2e alinéa^ il résulte: 

Proposition de modification de l'article 5; alinéa la: 

" «Lorsqu'il y a lieu de remédier à la stérilité d'une 
personne et... (la suite comme dans l'avant-projet).» 

Al. Ibetal. 3 , , ̂  • ' • 
L'article 24"°"'", 2e alinéa, est. aiitorise en principe.le 
diagnostic génétique; L'indication génétique est pro-, 
blématique à cause du risque de choix sélectif qu'elle 
comporte. Pour prévenir ce risque, il est capital de préci-
sér expresisément qu'une influence sur le sexe ou sur 
d'autres caractéristiques de l'enfant lors de la sélection 
des gamètes n'est autorisée que lorsqu'il y a risque,de • 
transmission d'une maladié héréditaire grave et in-
curable. , 

A^OMJ proposons de,biffer le 3e alinéa et d'adapter en 
conséquence les dispositions du Code civil suisse. 

Al. 4 Don d'ovules. 
Comme le mentionne le rapport explicatif (p. 41 ss),-
l'interdiction du don d'ovules a pour but dé diviser la 

• matemité entre la mère génétique, d'une part, et la mère 
biologique, la inère psychologique et celle qui donne 
physiquement naissance à l'enfant, d'autre part. La mère 
étant pour l'enfant la seule personne de référence sûre, 
elle a une importance primordiale pour la rechérche ' 
d'identité de l'enfant. Nous partageons entièrement ce 
point de vue. Bien que le fait d'interdire le don d'ovules 
soit apparemment contraire au'principe de l'égalité de 
traitement entre femmes et hommes, la Commission 
estime qu'il faut, en l'occurtence, donner la priorité aux 
arguments qui précèdent et tout mettre en oeuvre pour 
prptéger les femmes contre les interventions nuisibles à 

Al. 2 . • 
La formulation ouverte du 2e alinéa est problématique en 
ceci que l'homme est en âge de procréer naturellement 
jusqu'à un âge avancé. En ouue, la fécondité «naturelle» 
ne cesse pas bmsquement à un moment précis mais dimi-
nue petit à petit au fi l des ans. On peut dès lors se poser 
la question de savoir quand cette limite d'âge naturelle . 
dont il est question dans l'avant-projet est atteinte? Doit-
on considérer qu'un hommé de septante ans, qui est cer-

' tes encore en état dè procréer mais pour qui la probabilité 
d'engeiidrer devient très faible, Ta atteinte? Qu'en est-il 
du cas d'un couple dont la femme est fértile mais pas son 

• partenaire, trop âgé. Pour suppriiher ce flou, nous pro-
posons de fixer une limite d'âge précise, qui présenterait 
par ailleurs l'avantage d'empêcher toute discrimination 

, éntre les sexes dans le recours aux techniques de pro-
création. 

Nous proposons de modifier le 2e alinéa comme il suit: 
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^ «liest interdit d'utiliser les méthodes de procréation 
médicalement assistée en faveur de personnes de plus de 
45 ans.» • ', ' 

'AL4 ' . • • • • 
Le prélèvement d'une cellule tptipotente sUr un embryon 
et son analyse (diagnostic de préirnplantation) doivent 
être interdits pour des raisons éthiques; Nous saluons 
l'interdiction préviie dans ravaht7projet de loi. 

Art. 8 Grossesse multiple 

Le terme «couple» doit être remplacé par celui dé 
«personnes»: . 

«Lorsqu'une ... si les personnes concernées ... (comme 
dans Vavant-projet).»-

Section 2: Autorisation 

Art. 6 Devoir d'information 

Par mesure de protection à leur égard, les femmes doi-
vent pouvoir être informées des conséquences psycholo-
giques et sociales de la procréation médicale. Pour éviter 
les collisions d'intérêt, les conseils doivent être proposés 
par uné instance neutre, indépendante des médecins 
spécialisés dans la prpcréatipn artificielle. Les parteinaires 
doivent être conseillés tous lés dèux ensemble et aussi 
séparément. L'informatioii individuelle doit gàrantir que 
la femme puisse faire son choix en toute autonomie. Elle 
ne doit pas se substituèr à l'information des couples. 

Il incombe aux cantons de remplir ces tâches d'informa-
tion en les déléguant à un service existant ou en créant un' 
nouveau service à cet effet. 

Nous proposons de modifier l'article 6,1 er alinéa, 
comme il suit: 

Art. 9 Principe , 

Nous sommes d'avis que les autorisations ne devraiént 
être accordées qu'à des hôpitaux publics réconnus. Une 
telle restrictipn perrnettrait d'exercer une surveillance ' 
plus,fiable de l'application des méthodes. Par ailleurs, le • 

" risque de voir les médecins faire valoir des intérêts 
pécuniaires particulièrs est mieux maîtrisé dans les hôpi-
taux publics. Aucune autre institutipn que les hôpitaux 
publics reconnus et titulaires d'une autorisation ne de-
vrait être habilitée à conserver et à céder dés gamètes. 

Aussi nous proposons de donner à l'article 9 la teneur 
suivante: 

' «L'application de méthodes de procréation médicale-
ment assistée au, sens de la présente loi est soumise à 
autorisation.» . ' . , 
'Biffer: 

«Avant... assistée, la personne concernée doit être 
informée, de manière circonstdnciée'par une instance i 
indépendante et interdisciplinaire; sur la pratique médi- . 
cale employée, ses chances d^ réussite, ses risques, la 
charge psychique et.physique et les aspects juridiqUes et 
financiers. Seront également... enfant. Les coUples sont 
informés ensemble et chaque partenaire séparément. Les 
cantons instituent des centres de consultation neutres, 

, qui informent les personnes' intéressées,sur tous les 
aspects de la procréation médicalement assistée. Les 
cantons peuvent confier ̂ ette tâché à un service exi-
stant.» , , . 

Les modifications proposées au 2e et 3e alinéas ne con-
cernent que là version allemande.i •, ; I 

Art. 7 Consentement 

Nous proposons la modification suivante aux 1er et 2e -
alinéas de l'article 7: 

' «L'application d'une méthode de procréation médica-
lement assistée est subordonnée au consentement écrit 
des personnes concernées. Ce ....(comme dans i avant-
projet de loi).» \ '• 
' «Là décongélation... des personnes concernées (comme, 
dans ravant-projet).» , 

Art. 10 Application de méthodes de,procréation 
- médicalement assistée 

. . •• K ' , 
Conformément à nos observations concernant l'article 9,' 

, nous proposons de modifier l'article 10 comme il suit: 

' «Seuls des hôpitaux publics reconnus peuvent être 
ai4torisés à appliquer des méthodes de procréation médi-
calement assistée.» . - • 

' «Ils doivent à cet effet: - ' 
a: posséder le personnel nécessaire ... (comme 

'• • dans l'avant-projet); • .. 
. b. (identique à l'avant-projet); 

c. garantir à la personne traitée des conseils, et 
des soins de qualité sur le plan médical et sur lé 

'.,,' plan de la biologie de procréation; ~ 
•d.. ' (comme dans l'avant-projet); 
e. garantir une conservation des gamètes et des 

. ' ovules imprégnés conforme à l'état des , 
connaissances scientifiques et pratiques 
pendant toute la durée du traitement de la 
personne; et . . • 

/ . , (comme l'avant-projet).» 

^ (comme l'avant-projet) .' , , 
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Art.̂  11 Conservation des gamètes et des ovules ., 
imprégnés , ' 

Par suite de nos observations concernant H article 9, seuls 
les hôpitaux titulaires d'une autorisation doivent ppuvoir 

• conserver des gamètes et des oyules imprégnés ou du 
sperme durant un traitement. Cela découle aussi de • 
l'article 10 (nouveaiî). Le sperrhe provenant de dons ne 
peiut être conservé et cédé que par des institutions 
administrées par la Confédération. 

Aussi nous proposons de modifier l'article,11 comme il • 
suit: 

' «La Confédération administre une banque nationale où 
,, est conservé le sperme provenant d'un don.» 
^ (nouveau) «Les hôpitaux publics titulaires d'une autb-

" risation ne peuvent conserver le sperme provenant d'un 
dön que pendant la durée d'application d'une méthode 
de procréation médicalement assistée.» 
'Biffer . • ' , . -

devrait jamais être dépassée, inême dans des cas 
exceptiotmels. 

La loi devrait également régler ce qui doit advenir des 
gamètes sumuméraires non utilisés. Poiir éviter les abus, 
ils devraient être détmits au terme du traitement. 

Nous proposons de niodifier l 'article 15 comme il suit: 

' «Les gamètes d'une personne ne peuvent (..:) et pen-
dant trois ans du maximum.» 
'Biffer - •. 
•* «Toute personne peut révoquer, par'écril, en tout • 
temps, -son consentement à la conservation et à 
l'utilisation de ses gamètes. Les garhètes doivent être 
immédiatement détruits lorsque la période de conserva-
tion visée au 1er alinéa est échue ou si la personne révo-
que son consentement, atteint la limite d'âge ou est 
décédée.» 

Nous proposons de modifier l'article 16 comme il suit: 

Art. 12 Rapport d'activité 

Pour exercer une surveillance efficace des activités de la 
médecine de procréation et pour informer le public, il -
nous paraît indiqué d'inviter l'autorité cantonale qui . ' 
délivre les autorisations à présenter un compte rendu 
annuel à l'Office fédéral de la santé piiblique, et de pu-
bliér les données. 

«Les ovules imprégnés ne peuvent être conservés que 
pendant trois ans au maximum et poitr,autant: 
a. 'que la femmé'concernée ait donné son consentement 
écrit, et 
b. (comme dans l'avant-projet).» 
' «Les personnes concernées peuvent révoquer (comme 
dans l'avant-projet).» 
^ (comme dans l'avant-projet) ' , ' 

En conséquence, nous proposons de modifier .l'article 12 
comme il suit: 

' «Les hôpitaux tituldires d'une autorisation selon 
l'article 9 doivent ;.: (suite identique au.texte de l'avant- . 
projet).» 
' (Identique à r avant-projet) 

«L'autorité cantonale qui délivré l'autorisation doit 
présenter un rapport d'activité annuel à l'Office fédéral 
de la santé publique. L'Office fédéraide là santé publir 
que publie les données qui lui sont communiquées.» 

-Section 3: Utilisations du patrimoine germinal 

Art. 15 Conservation des gamètes 

Art. 16 Conservation des ovules imprégnés 

La méthode consistant à prélever des ovules par stiniula-
tion hormonale est un traitement très pénible pour la 
femme. Aussi plus la période de conservation est longue, 
plus la fréquence du traitement diminue. Mais d'un autre 
côté, on connaît mal les conséquences que peut avoir la 
congélation de gafnètes pour le développement d'un être 
humain.. Aussi la période de conservation maximale de 
cinq ans est Irop longue. Cette période maximale ne 

Art. 17 Développement des embryons 

Embryons surnuméraires 
L'article 24"°"'", 2e alinéa, est: interdit le coiinmerce -
d'embryons et la fabrication d'embryons à dés fins de 
recherche. Cette interdiction.est égalemènt énoncée aux 
articles 27 et 30 de l'avant-projet de loi. L'article 27 
dispose que quiconque produit un embryon dans un autre 
but que la procréation sera sanctionné. Mais la loi ne. 
règle pas le cas des embryons sumuméraires développés 
dans le cadre d'un procédé de procréation assistée mais 

-noh utilisés. Le cas peut par exemple se présenter lorsque 
la femme tombe malade, est victime d'un accident ou ' 
révoque .son consentement avant l'implantation. Que -
faire des embryons dans un tel cas: les niettre à la dis-
position de la recherche ou les détniire? 

Nous proposons que ces points soient tirés ai4 clair et 
réglés expressément dans la loi. 

Al. 1 Nombre d'embryons 
L'avant-projet veut autoriser le développement d'autant ^ 
d'embryons que l'exige «l'état des connaissances scienr 
tifiques et techniques». Cette formulation est trop large.' 
Dans l'intérêt des feinmes conceriiées, à qui l'on ne peut 
fàire courir le risque d'une grossesse multiple, nous pro-
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posons de limiter à deux ou trois le nombre, d'embryons 
.développés poiir chaque essai d'implatîtatibn. 

Nous proposons de modifier le 1er alinéa comme il suit: 

' «Ne peuvent être développés hors du corps de la femme 
jusqu'au stade d'embryons que trois ovules imprégnés 
durant un cycle de la femme.» 

A i 2 Conservation des embryons 
On sait peu dé choses sur les effets possibles de là 
congélation et dé la décongélation d'embryons. Face à dé 
telles incertitudes, et pour prévenir les abus, la conserva: 

•tion d'embryons devrait être interdite. Le fait de conser-
ver l'embryon hors dû corps de là femme porte aussi en 

. germe le risque de séparation juridique dè l'embryon et ' 
de la mère. 

Nous proposons de modifier le 2e,alinéa comme il suit:, 

.̂ «La conservation des embryons est interdite.» „ 

Les dispositions pénales de la présente loi seront com-
plétées en conséquence. ; 

Al. 3 Développement d'embryons- . - ' . ,' 
La formiilation «selon l'état des connaissances scientifi-
ques et pratiques», est trop vague. Le rapport explicatif 
précise qije le délai'est passé lorsque l'embryon a atteint 
un dévelpppement tel qu'il ne peut plus être implante 
dans l'utéms de la femme. Il est donc imaginablcqu'à là 
faveur des progrès des techniques médicales, l'implan-
tation pourra un jour être possible à un stade plus avancé 
du développement dé l'embryon. Le fait de prolonger la 
coriservation de l'embryon hors du corps de la mère . 
accroît naturellement le risque d'utilisation abusive à des ' 
fins de recherché.. ; 

Nous proposons en conséquence dé limiter, au 3e alinéa, 
la durée maximum de développement de l'embryon au 
temps de développement minimum requis sur le plan 
médical. Cette durée maximum doit être fixée en jours. 

Section 4: Don de sperme > 

Art.-21 Utilisation de sperme provenantde dons . 

'Ai .2 , '•' • " " •: • • 
La réglementation proposée dans l'avant-piiçjet est certes ' 
confoniie aux Directives de 1,'Académie suisse des scien-
ces médicales. Cela dit, le fait de réduire le nombre des 
femmes bénéficiaires et de ne féconder que quelques -
émbryons seulement par donneur réduirait encore davan-
tage le risqiie d'inceste. 

En conséquence, nous proposons de modifier l'article 
'-21, 2e alinéa comme il sUit: 

. ' «Le'sperme d'un même donneur ne peut être utilisé que 
pour deux femmes et pour la procréation de quatre en-

. fants au maximum.» 

A i 3 • • "•• ' • • 
Sans vouloir totalement minimiser le problèinè de la 
ressemblance physique de l'enfant avec son père social,, 
npus pensons que l'aspect physiqiie n'est pas un critère à 
prendre en considération; Il faut absolument éviter tout 
élevage sélectif de la part des médecins. 

Nous estimons qu'il faut laisser à la.persorme ou aux 
personnes intéressées la possibilité de proposer un don-, 
neur appartenant à léur entourage. 

Nous proposons de modifier le 3e alinéa comme il suit:' 

' tSeul le groupe sanguih.peut être déterminant lors de . 
la,sélection des spermatozoïdes.» 

/•(nouveau)' «Les personnes qui le souhaitent peuvent 
proposier un donneur faisant partie de leur entourage.» 

Art. 22 Lien de filiation 

Nous proposons de modifier l'article 22 en fonction des 
observations que nous avons faites â propos des articles 

. 4et5. . . , .• , 

«Lé partenaire, qui a consenti..: (suite comme dans. • 
i'avant-projet):» ' 

Art. 23 Consignation dés données 

Al. 2 ' ' ' '' ' • . . • ' 
Afin de.prévenir tout «contrôlé de qijalité sociale» du 

. dormeur, aiicune information ne doit être consignée sur , 
celui-ci. Hormis les données sur son identité. Autrement , 
dit, aucun renseignèment sur la profession du donneur, sa 
foirnation, son état civil, sa religion et son aspéct physi-
que ne doit être consigné. , r 

Nous proposons en.conséquence de modifier l'article 23, 
2é alinéa comme.il suit: - . 

- ' «Les dormées à consigner relativement au donneur sont 
les .suivantes: . . ' • > . . ,̂ 

- a: nom et prénom, date et lieu de naissance, domicile et 
' lieu d'origine, nationalité; 
b. (identique à l'avant-projet); . • ~ 
c.Ji'derinque à l'avant-projet). '••... .' 
Biffer la lettre d. 
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Art. 25 Conservation-des données . 

L'article 25 doit être complété par des prescriptions 
relatives à la protection des données. - • 

Nous proposons de cômplétéi- l'article 25 de la manière 
suivante: . • - • 

' (comme dans l'avant-projet) 
' (nouveau) «Les renseignements ne peuvent être com-
muniqués qu'au médecin traitant ou à l'enfant con-• 
cerné.» 

Art. 26 Droit à Vinformation 

La Commission fédérale pour les questions féminines 
' s'ést déjà prononcée en faveur de la levée de l'anonymat 
du donneur dans sa prise de position sur l'article 24"°""* 
de là constitution fédérale. Elle approuve donc la 
présente réglementation. Cela dit, le fait de donneî  des . 
renseigneitients sur l'aspect physique du donneur n'a 

- guère de séns à ses yeux. , , -

Aussi nous proposons de modifier i article 26, 2e alinéa 
,j comme il suit: - " . • ' 

' «L'enfant âgé de 16'ans révolus a le droit de demander 
des renseignements sur les données d'identification sans 
devoir faire valoir un intérêt justifié.». 

Chapitre 4: Dispositions pénales 

Nous sommes favoràbles à l'introduction de dispositions 
pénales. Les sanctions prévues dans l'avant-projet de Ipi 
sont cependant trop peu incisives. . , 

NOMS proposons d'élever le montant des amendes maxi-
mums à 500000 francs, de fixer des amendes minimales 
et d'étendre la responsabilité aux personnes'morales. 

Art. 34 Clonuge, formation de chimères et d'hybrides 

Compte ténu du 1er alinéa; nous proposons, en bonne 
logique, de faire porter V interdiction également sur le 
transfert des clones au 2e alinéa. 

' «Sera puni ...iquiconque transféré un embryon de 
chimère où d' hybride ou un clone chez une femme oi4 
chez un animal.» 

Chapitre 5: Commission.nationale d'éthique 

Art. 38 Composition 

Là commission ne doit pas se composer en rnajorité de 
médecins mais représéntér iin éventail aussi large que 
possible de là population. Il nous paraît particulièrement 
important que des personnes handicapées y siègent, car 
celles-ci sont directement touchées par les questions • 
éthiques que soulève la médecine de procréation, no-
tamrnent celles qui ont trait au diagnostic génétique (et 
qui concernent par exémplé l'avortement des «embryons 
malades», la sélection des céllules germinatives «saines» 
bu la définition.de termes et d'expressions comme 
«malade», «viable», etc.). Npus tenons à ce.que ce point 
soit pris en compte sans exiger toutefois que dés disposi-
tions détaillées au sujet de la composition de la commis-
sion soient adoptées au niveau légal. 

(Traduction: Natascha Muther et Gilles Cuehat) 

Art.27ss 

Les articles 27 ss énoncent un certain nombre de peines 
allant de l'amende à l'einprisonnement. Le droit suisse ne. 
connaît pas la punissabilité des enü-eprises. L'application 
des méthodes de procréation médicalement assistée .est 
généralement le fait de cliniques et de centres hosjjita-
liers. Eu égard à la portée des biens juridiques protégés,, 
la question de l'assignation en justice de l'entreprise 
(c'est-à-dire une personne morale) peut se poser. Dans 
cette loi spéciale, la.responsabilité devrait s'étendre aux 
établissements hospitaliers. 

Les sanctions seraient davantage dissuasives si le 
montant de l'amende maximum était plus ëpelé et si l'on 
fixait une amende minimuin («pas.d'arriende inférieure à 
... francs»). . ' 

; F 1/1991, p. 3 ss. 
" Rapport de la Commission d'experts au Conseil fédéral, 
tiré du message du Conseil fédéral'du .18 septembre 1989 
concèmant l'initiative populaire « contre l'application 
abusive des techniques de reproduction et de manipu-
lation génétique à l'espèce humainé », FF 1989 III p. 
1053. . • " . . ' . • 
"' Cf. messagè du 18 septembre 1989, FF 1989 III p. 
1023 ss. . 
'" Rapport explicatif de l'avant-projét de loi sur la 
médecine humaine. 
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VIELE WAREN GERUFEN, 
NUR WENIGE WURDEN GEWÄHLT 

DIE FRAUEN 
BEI DEN NATIONÄLRATSWAHLEN1995 

von Werner Seitz 

Seit der Einführung des Frauenstimm- und -Wahlrechts 
(1971) kommt die Frauen Vertretung im Nationalrat -
wie aiich in den anderen politischen.Gremien- nur • 
schleppend voran: Der Frauenanteil stieg von Wahl zu 
Wahl nur gerade um 0,5 bis 4. Prozentpunkte. Nach den 
Nationalratswahlen 1991, als 35 Frauen ( 17,5.%) ge-
wählt wurden, beteuerten die mftisten grösseren Par-

' teien, dass sie nun- das,heisst/«rdie kommenden 
Wahlen von 1995 - wirklich «etwas für die Frauen» 
tun wollen, damit sich der Frauenanteil im Nationalrat 
endlich verbessere. 

Der Ball lag dabei,namentlich bei den bürgerlichen BUUT 
desratsparteien (FDP, CVP und SVP), welche 1991 zu-
sàmmèn zwar 104 Sitze im Nationalrat errangen, diese 
aber mit nur 12 Frauen besetzten. Der Dmck der Öffent-
lichkeit auf die bürgerlichen Parteien vergrossèrté .sich im 
März 1993 schlagartig, als im Ziige dér. Nichtwahl von 
Christiane Bmnner in den Bundesrat die Frage der Frau-. 

. enrepräsentation in den politischen Institutionen breit / 
diskutiert wurde. 

Da die bûrgériichen Bundesratsparteien Quöten.in Par-
lament und Regiemng'dezidiert ablehnen, musstensié 
sich - sollten ihre Beteuemngen auch Früchte tragen -
besonders für die Listengestaltung zu den Nati'onalrats-
wahlen 1995 etwas einfallen lassen. 

Die Empfehlungen, welche von den nationalen Par-
teigremien an die Kantonalsektipnén ergingen, lassen 
sich durchaus sehen: Die FDP nannte als Zielvorgabe für 
die Nationalratswahlen' 1995 30,bis 60 Prozent Frauen 
auf den Wahllisten, die CVP, welche, für ihre Parteigre-
mien bereits.seitèiniger.Zeit einen Drittel Frauen fordert, 
regte einen Drittel Frauen auf den Wahllisten an, und die 
SVP mochte mit einer Empfehlung in derselben Grös-
senordriüng nicht,hintenan stehen. Die SPS, die ihre 
Frauenyertretuhg seit den achtziger Jahren kontinuierlich 
gesteigert hatte, empfahl einen Frauenanteil von 50 Pro-
zent. Bei den Grünen gehört eine Frauenmehrheit seit je 
zum Markenzeichen, während die Freiheitspartei nichts 
von solchen Empfehlungen hält. 

I DIE FRAU ENREPRÄSENTATION NACH PARTEIEN 

1.1 Die Kandidatinnen nach Parteien 
(Grafik Gl) ' 

Die Kantonalparteien der FDP, CVP und SPS scheinen 
diesen Empfehliirigen grosso modo Folge geleistet zu 
"haben: Auf den Listen der-FDP erreichten die Kandida-
tinnen gesamtschweizerisch einen Anteil,von 29,5 Pro-
zent, béi der CVP gar fàst .37 Prozent und bei der SPS 
fast 47 Prozent. Die SVP dagegen verpasste ihr Ziel 
deutlich: Sie brachte es nur auf knappe 21 Prozent 
Frauen. (Vgl. Grafik Gl) \ 

Insgesamt bewarben sich 990 Frauen.und 1844 Männer 
ùfn ein Nationalratsmandat; in Prozenten ausdrückt be-
tmg der Frauenanteil 1995 fast 35 Prozent. 

Anteilmässig am meisten Kandidatinnen stellten bei den 
Natiohalratswahlen 1995 wie schon bei .den vergangenen 
V/ahlen die Grünen (GPS und FGA), sie sind die einzi-

.-gen, bei denen die Frauén die Mehrheit darstellen (58%). 
Am zweitmeisten Kandidatinnen finden sich bei dèr SPS 
(47%). Vergleichen wir die Wahllisten mit jenen von 
1991, so können wir bei der CVP die grösste Steigerung 
des Frauenanteils feststellen (-t-9 Prozentpunkte); dieser 
relativ-hohe Kandidatinnenanteil (37%) wurde nament-
lich durch die drei Frauenlisten in den Kantoneii St. Gal-
len, Aargau uhd-Waadt bewirkt. Bei der FDP steigerten 
sich die Kandidatinnen gegenüber 1991 um 2,5 Prozent-
purikte (aûf 29,5%), béi der SVP um 4 Prozentpunkte 
(auf 21%). Bei den Rechtsparteien ist die. Verdoppelung 
des Frauenanteils auf den Wahllisten dér FPS gegenüber 
1991 auf 14 Prozent zu erwähnen.-
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G1 Nationalratswahlen 1995: Kandidatinneh nach Parteien (Partel s 100%) 
Elections au Conseil national de 1995: candidates par parti (Parti = 100%)' -

Anteil Frauen / Pourcentage de femmes 

FPS/PSL 

SVP/UDC 

SO/OS 

. LPS/PLS 

FDP/PRO" 

CVP/POC 

EVP/PEP 

LdU/Adl 

PdA/PST. 

• SPS/PSS 

1 

Grüne/Verts 

Total 

13,6%j. 

20,7% 

24,5% 

25,3% 

>29,5% 

136,7% 

138,3%^ 

140,3% 

42,1% 

146,7% 

57,6°/o 

- 34,9% 

Anzahl Frauen / Nombre de femmes 
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SVP/UDC 
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1. 
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' 1, ^ 
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Grüne/Verts 2341 

0% • u 
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1.2 Die gewählten Frauen nach Parteien 
(Grafik G2a und G2b) ' . " ~ 

Die gesetzlichen Bestiitimungen für die Nationalratswah-
len gestehen den Wählenden viélfâltige Möglichkeiten 
zu, ihren politischen Willen kundzutun. Sie können nicht 
nur zwischen Parteien wählen, sondern auch zwischen 
den Kandidierenden: Diesen können sie eine doppelte 
Stiihme geben (kumulieren), sie streichen oder auch 
einzelne Kandidierende von anderén Parteien wählen 
(panaschiereri). Damit verändern sich die ursprünglichen 
Wahlvorschläge der Parteién teilweise beträchtlich, mei-
stens sind .es die Frauen, die durch solché Änderungen ah 
Tertain veriieren: Bei den Nationalratsw'ahlen 1995 be-
trug der Frauenanteil auf den WahUisteri, wie oben schon 
erwähnt, fast 35 Prozent, unter den Gewählten" machten 
die Frauen nur noch 21,5 Prozent.aus. . -

• '- ' / • , 
Vergleichen wir die gewählten Frauen nach Parteien, so 
können wir bei den Nationalratswahlén 1995 eine partei-
politische Polarisie'rung der Fraüenrepräsentation feststel-
len, die seit den frühen achtziger Jahren besteht: Grafik 
G2a zeigt: Die meisten gewählten Nationalrätinnen stam-
men aus den Reihen der SPS oder der Grünen (obwohl 
diese Parteien im Nationalrat zusammen weniger als 
einen Drittel aller Sitze innehaben); Spärlich sind da-
gegen-die Frauen unter den Gewählten der bürgerlichen 
Parteien 

. (denen jedoch mehr als die Hälfte aller Sitze im Natio-
nalrat gehören). Noch nie wurde eine Frau von der EVP j 

. und den Rechtsparteien (SD und FPS) in den Nationalrat 
gewählt. 

Diese parteipolitische Polarisierung dei; Fraüenrepräsen-
tation im Nationalrat - rélativ viele Frauen voii den rot- -
grünen Parteien, wehige Frauen von den'bürgerlichen 
Parteien, keine Frauen vpn den Rechtsparteien - mani-
festiérte sich bei den Nationalratswahlén 1995 folgen-
dermassen: Von den 43 gewählten Nationalrätinnen wa-
ren 19 Sozialdemokratinnen und 6 Grüne (GPS und . 
FGA), 16 gehörten zu einer^bürgerlichen Bundesratspar-
tei (FDP, CVP und SVP), je eine Frau zum LdU und zur 
LPS. In Prozent ausgedrückt"gehörten also 58 Prozent , 
aller gewählten Nationalrätinnen einer der rot-grünen 
Parteien (SPS, GPS und FGA) an und 37 Prozent einer 
bürgeriichen Bündesratspartei (FDP,.CVP' und SVP). 
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G2a Nationalratswahlen.1995: Gewählte Frauen, nach Parteien (alle Frauen - iOO%y 
Elections; au Conseil national de 1995: femmes élues, par parti (femmes = 100%) 

, . • • 2,3% 2.3% " ' 
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14% 

18i6% 

© Bundesamt tür.Slalistilt 

"t 44,2% 
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In noch grösserer Deutlichkeit manifestiert sich diese ' 
parteipolitische Polarisierung der Frauehvertretung, wenn. ' 
wir die Frauenanteile ühter den.Gewählten je Partei. , . 
(Partei=100%) vergleichen. Grafik G2b zeigt: 1995 be-
trug der Fraùenanteil bei den Grünen (GPS und FGA) 60 
Prozent (6 von 10 Gewählten) und bei der SPS 35 Pro-
zent ,(19 von 54 Gewählten), Gegenüber 1991 konnten 
die Frauen bei den Grünen ihren Anteil halten, bei dèr 
SPS steigerten sie sich um rund 6 Prozentpunkte auf 35 
PrPzent. . ' ' 

Von den bürgerlichen Bundésratsparteien erfuhren die 
. Frauen der FDP den grössten anteilmässigen Zuwachs ' 

(+6 Prozentpunkte.auf 18%; das sind S.Frauen von 45 • 
Gewählteh). Die CVP-Frauen steigerten sich um gute 3 
Prozentpünkte auf 15 Prozent (5 Frauen von 34 Gèwahl-
ten). Für FDP und CVP sind dies die höchsten Werte seit 
1971. Eineii anteilmässigen Rückschritt gar erfuhren die 
Frauen der SVP: 1995 wurden zwar wie schon 19913 
SVP-Frauen gewählt, dadurch aber,.dass die SVP ge-
samtschweizerisch 4 Mandate zulegte, sank der Frauen-. 
anteil von 12 Prozent auf 10 Prozent. - ,' 

Weiterhin keine Frauen wurden auf den Listen der 
Rechtsparteien (SD und FPS) gewählt. 

G2b Nationalratswahlén 1995: Gewählte Frauen, nach Parteien (Partei = 100%) 
' Elections au Conseil national de 1995: femmes élues, par parti (Parti = 100%) 

Anteil Frauen / Pourcentage de femmes 
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' LPS/PLS 

CVP/CVP 

FDP/PR"b 
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SPS/PSS 
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Total 
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1.3 Die Wahlquote der Kandidatinnen und der 
Kandidaten nach Parteien. 
(Grafik G3a und G3b) 

Oben .wurde bereits erwähnt, dass zwischen der Gestal-
tung der Wahlliste und derri Wahlergebnis eine Diskre-
panz besteht, da die Wählenden nicht nur die Möglich-
keit haben, sich zwischen den Parteien zu entscheiden, 
sondem auch zwischen den einzelnen Kandidierenden. ' 
Dieses <Nadelöhr> der Wahl wird von den Kandidaten 
leichter passiert als von den Kandidatinnen. ^ 

Auskunft darüber, wié'gross dié statistische. Chance der 
Kandidierenden ist, gewählt zu werden, gibt die Wahl-
quote. Diesè drückt das Verhältnis des Anteils der Ge-
wählten zum Anteil der Kandidieréndén aus! Die Formel 
zur. Berechnung, der Wahlquote der Frauen lautet folgeur 
dermassen:' -. ' 

Befindet sich das Verhälmis der Gew;ählten zu den Kan-
didierenden im Gleichgewicht (z.B. 30% Gewählte, 30% 
Kandidierende), sö erhält die Wahlquote den Wert 100. 
Liegt die Wählquote übtr 100, so bedeutet dies über-
durchschnittlich gute Wahlchahcen, liegt sie. darunter, 
sind die Wahlchäncen dementsprechend schlechter. 

Bei der Wahlquote der Männer können wir, wie Grafik 
G3a zeigt, seit 1971 eine erstaunliche Konstanz feststel-
len: Sie bewegte sich.in den untersuchten 24 Jahren zwi-
schen 109 und 122 Punkten, das heisst, die.Männer hat-
tén seit 1971 durchwegs überdurchschriittliche Wahl-
chancen. Die Wahlquote der Frauen lag dagegen zwi-
schen 32 und 63 Punkten. Die Wahlchancen der Kandi-
datinnen waren also zwischen 2- bis 4mal schlechter als 
jéne der Kandidaten; bei den Nationalratswahlen 1995 
waren sie hoch l,9mal geringer. , 

Fräueur 
wahl-
quote • 

Anteil der gewählten Frauen 

Anteil der Kandidatinnen 
X 100 

G3a Nationalratswahlén 1971-1995: Wahlquoten nach Geschlecht 
Elections au Conseil t;iationäl de 1971 à 1995: taux d'élection selon le sexe 

Index 100 Durchschnittliche Wahlquote aller Kandidierenden 
- Indice 100 = Taux d'élection moyen de tous les candidats j 

140-- - , - • : ' ~ • . • -
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G3b Nationalratswahlén 1995: Die Wahlquote der Kandidierenden, nach Parteien 
Elections au Conseil national 1995: taux d'élection dès candidats, par parti 

index 100 = Durchschnittliche Wahlquote aller Kandidierenden, pro Partei 
Indice 100 = Taux d'élection moyen de tous les candidats, par parti 

180-
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Differenzieren wir die Wahlchancen der Frauen und der 
Männer nach Parteien (vgl. Grafik G3b), so schnitten . 
1995 die Frauen der Grünen (GPS und FG A) am besten 
ab: Sie hatten als èinzige bessere Wahlchancen als die 
Männer. Bei der SPS waren die Wahlchancen der -
Männer rund 1,5mal besser als jene der Fraueti, bei der 
FDP l,8mal. Mehr als 2mal grösser waren die \ , 
Wahlchancen der Mäntier bei der SVP, und bei der CVP 

, lag das Verhältnis der Wahlchancen der Männer zu jenen 
der Frauén gar über 3:1 ; Grund für diese schlechten 
Wahlchancen der CVP-Frauen waren der relàtiv hohe 
Anteil an Kandidatinnen auf den Wahllisten (37%) und 
der relativ niedrige Anteil ari gewählten Frauen (15%). 

2 DIE FRAÜENREPRÄSENTATION NACH , . . 
SPRACHREGIONEN 

Bereits bei früheren Analysen dér Nationalratswahleri 
wurde ein <Gefälle> zwischen den gewählten Frauen in 
der deutschsprachigen Schweiz und der Romandie fest-
gestellt; Seit den achtziger Jähren haben die Frauen in 
der Romandie bedeutend grössere Schwierigkeiten,,ge-
wählt zu werden, als in der Deutschschweiz. Die folgen-
den Ausführungen sollen diesé Feststellung für die 
Nationalratswahlen 1995 überprüfen. 

2.1 Die Kandidatinnen nach Sprachregionen 
- (Grafik G4) ' '.- • J ' 

Bei den Kandidatinnen fällt 1995 als erstes die Steige-
rung des Frauenanteils.in der Romandie auf: Machten die 
Romandes 1991 noch knappe 30 Prozent auf den Wahlli-
sten aus, so steigerten sie sich 1995 um rund 7' Prozent-
pünkte auf 37 Prozent (vgl. Grafik G4). Dies ist der 
höchste je in den drei schweizerischen Laiidesteilen 
erreichte Frauenanteil auf Wahllisten bei den 
Nationalratswahlen. 

Irl der deutschsprachigen Schweiz kandidiérten 35-Pro-
zent Frauen auf den Listen (+1,7 Prozentpunkte gegen-
über 1991); den höchsten Anteil aller Kantone erreichten 
die Kandidatinnen ihit 50 Prozent in Basel-Stadt. 

Dagegen sank im Tessin der Kandidatinnenanteil 1995 
auf den drittschlechtesten Wert seit 1971; gegènûber 
1991 beträgt der Rückgang 7,5 Prozentpünkte (auf 
15,9%). • 
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G4 Nationalratswahlén 1971-1995: Anteil der Kandidatinnen, nach Sprachregion 
(Total Kandidierende pro Sprachregion = 100%), 
Eiéctions aü Conseil national de 1971 à 1995: candidates, selon la région linguistique 
(total des candidatures par région = 100%) 
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2.2 Die gewählten Frauen nach Sprachregionen , -
' (GrafikG5). ' 

.Ein markantes Merkmaj der Nationàlratswahleii 1995 ist, 

. wie aus Grafik G5 ersichtlich, die Stéigerung des Anteils, 
der gewâhltèn Frauen in der französischsprachigen . 
Schweiz um 6 Prozentpunkte: Mit einem Anteil von fast • 
15 Prozent gewählten Frauen scheinen die National-
rätinnen aus der Romandie ihre Talsohle durchschritteri ' 
zu haben; von 1979 bis 1991 war ihr Anteil kontinuier-
lich von 13 Prozent auf 8 Prozent gesunken. Das Er-
gebnis von 1995 stellt zwar einen neuen Höchststand dar,, 
es liegt aber um rund 10 Prozentpunkte unter derri Anteil 
der gewählten Frauen in der deutschsprachigen Schweiz. , 
Die 7 Nationalrätinnen wurden jn den Kantonen Waadt 
(4), Genf (2) und Freiburg (.1) gewählt. Keine Frau in den 
Nationahat delegierten 1995 die Kantone Wallis, 
Neuenbürg und Jura. 

In der deutschsprachigen Schweiz hielt dei" kontinuierli-
che Zuwachs der gewâhltèn Frauén seit 1971 an: 1995 ist 
iri der Deutschschweizer Deputation in der Grossen 
Kammer jede vierte eine Frau. .Mit 3,5 Prozentpunkten 
war der Zuwachs 1995 jedoch geringer als bei früheren 
Wahlen..' Die 36 Nationalrätinnen reüssierten in 11 Kan- • 
tonen; ohne Nationälrätin waren 1995 nur die Kantone 
Schwyz, Zug und Thurgau sowie isämtliche Majoi;zkan-
tone (Uri, Obwalden, Nidwaiden, Glarus und Appenzell-
Innerrhoden). • - ' ' 

Erneut leer gingen 1995 die Kandidatinnen im Tessin 
aus. Abgesehen von den Nationalratswahlén 1979 wurde , 
itn italienischsprachigen Kanton seit der.Einführung des 
Frauenstimm- und Wahlrechts noch nie eine Fî au ge-
wählt.« • • . ' . 
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G5 Nätionairatswahlen 1971-1995: Anteil der gewählten Frauen, nach Sprachregioh 
(Total Gewählte pro Sprachregion = 100%) 
Elections au Conseil national de 1971 à 1995: femmés élues, selon la région linguistique 
(total des femmes et des hommes élus par région = 100%) 

25% 

20% 

15% 

.10% 

1971 1975 • 1979 • - 1983 1987 ,199V 1995 

I I Deutschsprachige Kantone / Cantons alémaniques WM Französischsprachioe Kantone / Cantons romands HB Tessin , " ' 

® Bundesarnt liir Statistik • • -. '. - . ' ® OfUce fédéral de là statistique 

2.3 Die Wahlquote der Kandidatinnen und der 
'Kandidaten nach Sprächregionen ' , • . " 

Dadurch; dass der gesamtschweizerische Anteil jder ge-
wählten Frauen 1995 stärker anstieg als jener der 
Kandidatinnen, verbesserte sich die Frauén wahlquote auf 
gesamtschweizerische 63 Punkté: In der Deutschschweiz 
stieg'sie um 7 Punkte aiif rund 74, in derRoihandie um 
12 Punkte auf rund'40. Die Wahlquote bzw. dje Wahl-
chancen sind in der'deutschsprachigen Schweiz jedoch 
immer noch fast doppelt so gross wie in de;r-franzö; 
sischsprachigen Schweiz. 

Vergleichen wir die Wahlchancen der Mäiiiier mit jenen 
der Frauen, so haben die Mänrier in der Deutschschweiz 
1,5mal grössere Wahlchäncen als die Frauen, iri der Ro-
mandie sind die NVahlchancén der Männer gar fast 
3,5nial grösser. ' . . • • . • • . ' ' ' - ^ • - • . ' 
Da im Tessin 1995 keine Frau gewählt wurde, gibt es für 
den italienischsprachigen Kanton auch keine "Wahlquote 
der Frauen. - • , 
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EXKURS: DIE KANDIDATINNEN BEI DEN STÄNDE-
RATS- UND REGIERUNGSRATSWAHLEN, 
(Tabellen r und 2) ' , . 

Aufgrund der Ausführungen über die schwachen Ergeb-
nisse der bürgerhchen Frauén bei den Nationalratswahlen 
in Kapitel 1 kann aber nicht der Schluss gezögen werden, 
dass die bürgerlichen Frauen beiiden Wahlen generell 
geringere Chancen hätten als die rpt-grünen Frauen: Bei 
den Ständerats- und kantonalen Regierungsratswahlen 
sind erstere nämlich seit einigen Jahren gegenüber letzte-, 
ren im=Vorteil. . • " . 

. Bei den Ständeratswahlen (1994/95), die in den meisten 
Kantonen gleichzéitig mit den Nationalratswahlen durch-
geführt wurden, errangen die Frauen nur gerade 8 der 46 
Sitze (1.7%). Dabei ist, wie Tabellé 1 zeigt, die parteipo-
litische Verteilung der gewählten Frauen im Ständerat 
anders als im Natipnalrat: Die meisten gewählten Stände-
fätinnen gehören nicht zu den rot-grünen Parteien, son-
dem zu den bürgerlichen Parteien, namentlich der FDP: 5 

-Fràuén - also mehr als die Hälfte aller Ständerätinnen -
sind Mitglied der FDP; CVP,- SPS und LdU sind je niit 1 
Frau in der Kleinen Kammer vertreten. i 

Vergleichen wir die Frâuénanteile innerhalb der stände-
rätlichen Deputationen, so sind die Werte der FDP eben-
falls am höchsten: "Unter den FDP-Abgeordneten im 
Ständerat sind fast 30 Prozent weiblich. Bei der SPS liegt 
der Frauenanteil bei 20 Prozerit (4 Männern, 1 Frau). 
Schlecht sieht die Frauenrepräsentation bei dén anderen 
grossen Parteien aus: Die CVP stellt 15 Ständeräte und l 
Ständerätin (6%), die SVP 5 Ständeräte und keine Stän-
derätin. . • - , . 

Ähnlich sind'die geschlechterspezifischen Verhältnisse in 
den kantonaleri Regierungen. Dies zeigt Tabelle 2. Voii 
den insgesamt 166 kantonalen Regierungssesseln sind 
gegenvvärtig 19 (11,4%) von Frauen besetzt. Nach Par-
teien aufgeschlüsselt, ist wiederurn die FDP in Führung 
(mit 7 Regierungsrätinnen), gefolgt von der CVP (4 
Frauen), der SP (3) und der SVP (2).-Je eine Regierungs-
rätin gehört femér zur LP bzw. zu den Grünen, eine ist 
parteilos. Anders als im Natioiialrat stellen die-bürgerli- • 
chen Parteien - namentlich die FDP und die CVP - die 
meisten Frauen in den kantonalen Regierungen. 

. Worauf ist dieser parteipolitische Unterschied zwischen 
der Frauenvertretung ini Nationalrat und im Stäriderat 
bzw. den kantonalen Regierungen zurückzuführen? , 

Suchen wir nach möglichen Gemeinsamkeiten zwischen 
dem Nationalrat éinerseits und dem Ständerat bzw'den 
Kantonsrégierùngén anderersèits, so stossen wir auf das 
Wahlsystem: Ständeratund kantonale Regierungen wer-
den nach dem Majorzsystem gewählt, dér Nationalrat 
jedoch nach dem Proporzsystem. - . • 

Ein unterschiedlicher Effekt diesér beiden Wahlsysteme 
besteht darin, dass bei Majorzwahlen hauptsächlich die 
grossen Parteien eine Chance haben, während bei Pi:o-
porzwahlen die kleineren Parteien angemessener zum 
Zug kommen. Wenn sich also die bürgerlichen Parteien 
bei Majorzwahlen zusammen auf eine Kandidatur eini-
gen, so hat diese meistens Erfolg. Dies lässt sich anhand 
der Ergebnisse der jüngsten Ständeratswahlen illustrie-
ren: Die bürgerlichen Parteien.(FDP, CVP und SVP) ' 
erreichten von den 46 Sitzen 38, die SP 5, die LPS 2 und 
der LdU 1; die Grünen gingen leer aus. 

I I Ständeratswahlen 1971-1995: Gewählte Frauen und Männer, nach Partei 
Elections au Conseil des Etats de 1971 à 1995: femmes et hommes élus, selon le parti 

Partei 
Parti 

• 1971 - 1975 • 1979 1983 1987 1991 1995 

M 

FDP/P«D 

CVP/PDC 

SPS/PSS 

SVP/UDC 

LPS/PLS 

LàU/AdI 

Lega 

,14 

17 • 

4" 

5 

2 

1 

15 

17 

5 . 

5 

1 

1 

11 

18 

7 

5 

14 

17 

5 

5 

14 

17 

3 

4 

3 ' 

0 . 

17 

14 

3 

4" 

3 -

-0 

1 

1.2 

15 

4 

5 

2 

0 

Total 43 44 43 43 41 42 38 

Bemerkung / Remarque: 
F = Frauen / femmes • 
M = Männer / hommes 

© Bundesamt für Statistik I Office fédéral de la statistique 

F - Frauenfragen / Questions au féminin / Problemi al Femminile 1/96 



25 

T2 Frauen in den kantonalen Regierungen, nach Parteien und Kanton, 
1983-1996 (Stand jeweils am 1. Januar) 
Les femmes au.sein des gouvernements cantonaux, par parti et par canton, 
de 1983 à 1.996 (état au 1er Janvier de l'année en cours) 

Kanton 
Canton 

1983 1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 Name (VVahljahr)* 
. Nom (année électorale)' 

2H SP SP SP SP SP, - SP SP SP SP SP . SP SP Hedi Lang (1983-1995) 

ZH GP Verena Diener ("1995) 

ZH SVP Rita Führer ("1995) 

•BE GP .GP GP GP .* Leni Robert (1986-1990) -

BE SR . SP SP SP • DoriSchaer-Bom ("1992) 

BE * SVP "SVP Elisabeth Zölch ('1994) • 

LU CVP CVP CVP CVP CVP CVP CVP CVP CVP Brigitte Mürner-Gllli ('1987) 

SZ CVP CVP CVP CVP .,CVP CVP CVP CVP Margit Weber-Röllin ('1988) • 

ow CVP CVP CVP CVP Maria Küchler-Flury (•'1992) '• 

ow 

• ' -
FDP Elisabeth Gander (-.1995), 

ZG FDP FDP Ruth Schwerzmann-Müller ('1994) 

FR PDC PDC PDC PDG PDC Roselyn Craiisaz (1986-1991) 

FR PS PS ' PS PS PS RuthLüthi ('1991) 

SO' FDP FDP FDP FDP FDP FDP FDP FDP FDP Cornelia Füeg-Hitz(* 1987) 

• BS '- SP SP SP SP Veroniea Schaller (M992)' 

8L CVP CVP Elisabeth Schnéider (* 1994) 

AR 

AR 

FDP 
partei-
los 

FDP 
partei-
los 

Marianne Kleiner-Schläpler (:i99 

Alice Scherrer-Baümann ('1994) 

AG • • FDP FDP. FDP FDP Stéphanie Mörikofer-Zwez ('1992) 

Tl 

• 
PRD Marina Masorii (' 1995) ' 

GE . RLS PLS PLS Martine Brunschwig-Gral ('1993) 

ju AVF Odile Montayön (1993-1994) 

JU PRD PRD Anita Rion ('1994) '" 

Total' • 1 1 •• 1 3 ' 5 - 6 • ' 6 . 5 5 9 i i 16 19 

' Eintritt in die Regierung / Entrée dans le gouvernement 

® Bundesamt liir Statistik / Office fédéral de la staUstiqûe . 

Folgende Hypothese sei gewagt: Der «Brunner-Effekt» 
wirkte nicht nur bei den kantonalen Parlamentswahlen, 
welche seit März 1993 stattfanden und in denen nament-
lich die SP-Frauen stark zulegen konnten. Er wirkt auch 
- indirekt - bei den bürgerlicheii Parteien, und zwar in 
dem Sinn, dass diese - die bei Majorzwahlen die 
bestimmenden Parteien sind - von der öffentlichen Mei-
nung sanft gezwungen werden, gelegentlich Frauen als 
Kandidatinnen zu nominieren. Und diese Kandidatinnen 
haben, wenn sie yon der eigenen Partei nicht emsthaft 
konkurrenziert werden, grosse Chancen, gewählt zu wer-
den. . . 

Dieser Vormarsch def bürgerlichen Frauen! in politischen 
Gremien, die nach dem Majorzsystem bestellt werden. 

lässt sich wie folgt illustrieren: Zu Beginn der neunziger 
Jahre waren die bürgerlichen Parteien kaum mit Frauen 
im Stähderat und in deii kantonalen Regierungen vertre-
ten, und der Frauenanteil war in diesen beiden Gremien 

. sehr niedrig: Mit Ausnahme von J987 lag der Fraùenan-
teil bis 1995 im Ständerat unter 10 Prozent; in den kan-
tonalen Regierungen war er bis 1991 gar kleiner als 4 
Prozent. Ab 1993 ist eine Steigerung der Frauenanteile in 
diesen Gremien augenfällig: Im Januar 1994 gehörten 
von den amtierenden Regierungsrätinnen 3 zur CVP und 
2 zur FDP, im Januar 1995 hatten diese beiden Partéién 
ihre Frauenvertretung auf 4 (CVP) bzw. 5 vergrössert 
und im Mai 1995 gar auf 4 (CVP) bzw. 7 (FDP). Mit 
Blick auf die gewählten männlichen Kollegen in den 
kantonalen Regierungen kann jedoch nicht von einem 
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hohen Frauenanteil bei den bürgerlichen Parteien gespro-
chen werden; er liegt nur gerade bei rund 10 Prozent. 

So kann abschliessend festgehalten werden, dass in poli-
tischen Gremien, die nach dem Proporzsystem bestellt 
werden - im Nationalrat wie übrigens auch in den kanto-
nalen Parlamenten - die Frauen besser vertreten sind als 
in Gremien mit Majorzwahl. Dies hängt nicht zuletzt 
damit zusammen', dass bei Proporzwahlen die rot-grünen 
Parteien besser zum Zuge kommen und dass mit dem 
Anteil der rot-grünen Parteien auch der Anteil der ge-
wählten Frauen steigt. In Gremien mit Majorzwahl sind 
die rot-grüneri Parteien untervertrçten und der Fraùenan-
teil ist bescheiden; die meisten gewählten Frauen gehören 
namentlich seit 1993 den bürgerlichen Parteien an. 

4 DER ERFOLG DER FR A U EN LISTEN 
(Tabelle 3) 

Es gibt eine Reihe von Instrunienten, um den Anteil der 
Frauen in den Parlamenten zu steigern. Am erfolgver-
sprechendsten ist die privilegierte Kumulierung von 
einzelnen FraUen. Diese Frauen erhalten von den unver-
änderten Wahlzetteln, die bei den Nationalratswahlen 

• 1991 noch fast 40 Prozent aller Wahlzettel ausmachten,, 
einen beträchtlichen Vorsprung auf ihre männlichen 
Konkurrenten und dürften mit grosser Sicherheit gewählt 
werden. Die privilegierte Kumulierung wird nur selten 
angewendet, da sie umstritten und politisch nur schwer 
durchsetzbar ist. immerhin wurde beispielsweise bei den 
Nationalratswahlen 1991 der Vertreter des Berner Juras 
auf der Liste der SVP des Kantons Bern als einziger 
gegenüber den anderen Kandidierenden kumuliert, was 
diesem - iind damit dem Berner Jura - denn auch den 
Sitz im Nationalrat «garantierte». 

Eine immer populärere Massnahme stellen die nach Ge-
schlecht getrennten Wahllisten dar. Tabelle 3-zeigt: 
Erstmals, tauchten «Frauenlisten» bei den Nationalrats-
wahlen 1987 auf:-Die FDP Soiothurn und die SP Bern 
zogen mit je einer Frauen- und einer Männerliste in den 
Wahlkampf. Erfolgreich war nur die Frauenliste dèr 
Berner SP (2 Sitze). Bei den Nationalratswahlen 1991 
wurden bereits sieben nach Geschlecht getrennte Wahl-
listen eingereicht. Vier stammten von der SP (in Zürich, 
Bern, Freiburg und Genf), eine von den Grünen (in St. 
Gallen) und eine wie bereits 1987 -' von der Solo- ' 
thumer FDP. Ebenfalls mit einer Männer- und einer 
Frauenliste traten in Basel-Landschaft die nationalisti-
schen SD an.' Erfolgreich waren drei SP-Listen iind die 
GP-Liste; auf ihnen schafften 5 SP-Frauen (2 ZH, 2,BE, 
l GE) und l GP-Frau (SG) den Sprung nach Bern. 

' Nicht unter diesen Typus von Frauenlisie fallen die Frauenlisten der 
Sololhumer Grünen, welche ohne entsprechende Männerlisie antraten, 
sowie der grün-altemativen Frauengnjppierung FraP! aus Zürich. Beide 
Listen waren erfolgreich (je I Gewählte). 

Bei den Nationalratswahlen 1995 schliesslich waren es 
bereits je zehn Frauen- und Männeirlisten.'Fünf wurden 
von der SP aufgestellt (Bem, Freiburg, St. Gallen, Thur-
gau und GenO, zwei von der GP (St. Gallen und Thur-
gau) und drei von der CVP (in St. Gallert, Aargau und 
.Waadt). Der SP brachten sie sechs Frauensitze und elf 
Männersitze ein und der GP einen Frauensitz (in St. ' 
Gallen). Gänzlich erfolglos waren die Frauehlisten der 
CVP, während es die entsprechenden CVP-Männerlisten 
in diesen Kantonen immerhin auf sieben Sitze brachten. 

Wie schon bei den Nationalratswahlen 1991 kann auch 
anhand der Ergebnisse von 1995 nichteine allgemein 
gültige Einschätzung für die Wirkung der Geschlechter-
listen abgegeben werden. Auch 1995 haben sich.die 
Frauenlisten in einigen Kantonen bei einigen Parteien 
positiv bewährt, in einigen haben sie.den Frauen gescha-
det. Positiv war die Wirkuiig - wie schon 1991 - für die 
SP Genf, welche künftig zwei Frauen und zwei Männer 
<nach Bern> schickt; ihre Sitzzahl von 2 auf 3 steigern" 
konnten dié Frauen der SP Bem.. ' • 

Gar nichts gebracht haben die geschlechtergetrennten 
Listen den Frauen derCVP. In St. Gallen wurde gar-
wegen der Frauenliste? - die seit 1971 bestehende Tradi-
tion gebrochen, dass immer eine CVP-Frau in den Natio^ 
-nalrat gewählt wird. Im Thurgau wurde auf der Frauen-
liste der SP die bisherige Vertreterin abgewählt; der SP-
Sitz ging an die SP-Männerliste. 

Bei den Nationalratswahlén 1991 waren die Geschlech-
'terlisten der SP Zürich ein Beispiel für die kontrapro-
duktive Wirkung dieser Massnahme: Die SP-Frauen, ' 
welche im Sorrimer 1991 noch drei Mandate innehatten, 
mussten sich bei den Wahlen im Herbst 1991 mit 2 Sit-
zen begnügen, während sich die Männer auf 5 Sitze stei-' 
gerten. Für die jüngsten Nationalratswahlen hatte die SP 
Zürich ihre Schlüsse gezogen: Sie stellte eine gemischte 
Wahlliste auf und <puschte> ihre Kandidatinnen zusätz-
lich, indem sie z.B. eine Frau gleichzeitig auch als Kan-
didatin für den Ständerat und eine andere für den Regie-
rungsrat bestimmte. Die Wirkung der gemischten Wahl-
liste, flankiert mit der Möglichkeit zu Sonderauftritten, 
lässt sich sehen: Von den neun SP-Sitzen wurden sechs 
von Frauen und drei von Männern besetzt; neu in den 

•Nationalrat gewählt wurden unter anderem auch die 
Ständerats- und die Regiemngsratskähdidatin. 

Wie diese aktuellen Beispiele der Nationalratswahlen 
1995 zeigen, kann die Frage nicht heissen: «Frauenlisten 
ja oder nein?». Für bestimmte Situationen kann eine 
Frauenliste erfolgversprechend sein, für andere wiedemm 
nicht..Es ist also nötig, vorgängig die möglichen Wirkun-
gen eines Wahlkampfes mit nach Geschlecht getrennten. 
Listen abzuschätzen. Insgesamt aber kann festgehalten 
werden, dass die Erfolgsbilanz der Frauenlisten nicht 
überwältigend ist. Es gibt mehr elektorale Misserfolge 
mit Frauenlisten als Erfolge. Dazu kommt, dass Frauen-
listen verhindem, dass Frauen während der Legislatur-
periode auf Sitze von zurücktretenden Männem nachmt-
schen und bei'den kommenden Wahlen vom 
<Bisherigen>-Bonus profitieren können. 
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T 3 Nach Geschlecht getrennte Listen bei den Nationalratswahlen 
Les listes séparées selon le sexe lors des élections au Conseil national 

Stimmenantell der Kandldatlnnén baj den Nationairatswahlan,'^ 
Proportiori des suffrages obtenus par tes candidats lors des élections au Conseil national 

Partei. , 
Part; 

1971 : 1975 1979 1983 - 1987 1991 • 1995 

SP Zürich'. 13,3 • 21,3 , 26,4 28; 1 37,3 36.5 57,1 , 
SP Bern , 9.3 17,7 13.1 18.8 27,4 36.3 41,6 
PS Friboürg 18,1 '14,1 15,6 16,7 16,1 37,3 38.0 
SP St. Gallen 16,6 20,1 , 13,8 : 21.4 30,7 41,0 43,4 
SP Thurgau 15.1 0,0 15,5 17,4 39,4 .48,4 • 47.8 
PS Genève 19,7 ^ 18,9 16,1 41,4 21,7 36,0 S7.8 

Grüne St. Gallen 41,6 . 33,3 57.3 69.9 
GP Thurgau • : 31,7- 38,5 •' - 36,8 • • / 35,6 ', 

FDP Soiothurn 12,1 - 15,1 30,2 • 12,5 24,3 24.2 51,6 • 

CVP St. Gallen •9,9 • 10,5 9,3 11,1 20,2 . 24,6 22.1 
•CVP Aargau 24,9 • 16,8 11,9 • 11.1 16,9 23,7 26,7 
PDC Vaud 12,5 -, I7 ;Q ' 11,7 . 16,5 22,9 17,6 • 40,0 

Gewählte Frauen und Total der Gewählten bei den Nationalratswahlen, 1971-1995 
Femmes élues et total des candidats élus lors des élections au Conseil national de 1971 à 1995 

Partei 
Parti . ' 

1971 1975 
•1 

1979 1983 - 1987 , 1991 ' 1 9 9 5 

SP Zürich 2 vori 8 3 von 9 . 3 von 10 2 von 8 2 von 6 2 von 7 6 von 9 
SP Bern 0 von 10 0 von 11 0 von 9 , Ö vön 9 , 2 von 7 2 von 6 3 von 8 
PS Fribourg 0 von 1 .0 von 2 - , 0 von 2 0 von 1 0 von 1 Oven 1 Ovon 1 
SP St. Gallen 0 von 2 ' 1 von 2 .. 0 von 2 p von 2 . 0 von 2 1 vori 2 1 von 3 
SP Thurgau 0 von 1 0 von 1 - 0 von 1 0 von 1 1 von 1 .1 von 1 Ovon 1 
PS Genève 0 von 2 0 yon 3 1 von 3 1 von 2 0 von 2 1 von 3 2 von 4 

Grüne St. Gallen . . , ; 0 0 1 von 1 1 von 1 
GP Thurgau ' 0 0 von 1 0 von 1 0 

FDP Soiothurn 0 von 3 1 von 3 1 von 3 Övon 3 . 0von3 0 von 2 

CVP St. Gallen 1 von 6 I von 6 ^ 1, von 6 1 von.5 1 von 5 • 1 von 5 Ovon 4 
CVP Aargau 0 vori 3 0 von 3 0 von 4 0 von 4 0 von 3 0 von 2 0 von 2 
PDC Vaud 0 von 1 0 vori 1 0 0 'o 0 von 1 Ovon 1 

Nach Geschlecht getrennte Listen / Liste séparée selon le sexe. 

S Bundesamt für Statisik/Office fédéral'de la stBUsàqua 
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1. Bei den Ausfühmngen über die Anteile der Kandida-
tinnen und der gewählten Frauen haben wir eine grosse 
Ähnlichkeit zwischen dem Aiiteil der Kandidatinnen und . 
dem Anteil der gewählten Frauen festjgestellt: Parteien 
mit einem grossen Kandidatinnenanteil haben tendenziell 
auch einen grossen Anteil an gewählten Frauen und um-
gekehrt. Daraus lässt sich als erste Bedingung für die 
Vergrössemng der Repräsentation der Frauen im Natio- . 
nàhat ableiten, dass mehr Kandidatinnen aufgestellt 
werden müssen. Eine Steigemng der Zahl der Frauen auf 
den Wahllisten ist namentlich angesagt bei den 
Rechtsparteien (FPS und SD), der SVP und der LPS; ihre 
Frauenanteile liegen deutlich unter 30 Prozent. Bei der 
FDP beträgt der Ahteij an Kandidatinnen nur gerade 29,5 
Prozent. 

2. Mehr Frauen auf den Wahllisten bedeutet nicht auto-
matisch auch mehr Frauen im Parlament; das beweist 
etwa das Faktum, dass 1995 zwar fast 35 Prozent Frauen 
auf den Wahllisten kandidierten, dass im Nationalrat die 
Frauen aber nur 21,5 Prozent ausmachen. Eine erhöhte 
Frauenpräsenz auf den Wahllisten sollte vielmehr das 
Produkt einer parteiintemen Willensbildung, einer Hal-
tung der Partei sein, welche Fraiien in den verschiedenen 
politischen und gesellschaftlichen Bereichen zu einer 
angemessenen Repräsentation verhelfen will. Zudem 
muss diese Haltung der Partei den Wählerinnen und 
Wählern plausibel und vertraut geriiacht werden. Ein 
Beispiel für <Frauenfördemng im Elfenbeir)turm> ist 
dagegen die CVP, die über 35 Prozent Frauen.(124) auf 
ihren Wahllisten hatte, yon denen nur gerade 5 die Wahl 
schafften. 

3. Um die Frauenvertretung im Parlaihent zu verbessern, 
genügt es nicht, abstrakte <Frauenfördemng> zu machen; 
vielmehr müssen einzelne Frauen gezielt und über eine 
längere Zeit hinweg <atJfgebaut> werden. Sie müsseh 
immer wieder die Möglichkeit erhalten, sich politisch zu 
profilieren und sich in der interessierten Öffentlichkeit 
bekannt zu niachen. Jüngstes Beispiel für eine solche 
Aufbau-Arbeit - allerdings weniger in langfristiger Per-
spektive - ist die SP Zürich, welche parallel zu den Na-
tionalratswahlen 1995 zwei ihrer Kandidatinnen das 
zusätzliche Fomm einer Ständeratswahl bzw. Regie-
mngsratswahl bot. 

4. Nach Geschlechtem getrennte Wahllisten scheinen 
immer mehr in Mode zu kommen, neuerdings auch bei 
den bûrgerlichén Parteien. Abgesehen davon, dass Frau-
enlisten generell ejne zweischneidige Massnahme sind -
sie können je nach Situatiori positive wie negative Wir-
kungen haben - scheinen sie nur bei jenen Wählerinnen 
und Wählem auf Zustimmung zu stossen, welche Frauen-
fördemngsmassnahmen gmndsätzlich positiv gegenüber 
stehen. Dies ist eher bei den,grünen und linken Parteien 
der Fall. Bürgerliche Wählerinnen und Wähler scheinen 
vom symbolischen Charakter der Frauenlisten,nicht an-
gesprochen zu werden: Auf den fünf séit 1987 bei den 
Nationalratswahlen eingereichten Frauen- und Männerli-
sten der bürgerlichen Parteien wurde noch nie eine Frau 
gewählt, die Frauenlisten der FDP und der CVP halfen 
letztlich einzig mit, den Männerlisten ihre Sitze - insge-
.samt 12 - zu sichem. 

ABKÜRZUNGEN DER PARTEIEN PARTIS ET ABRÉVIATIONS 

FDP Freisinnig-Demokratische Partei 
der Schweiz 

CVP . Christlichdemokratische Volks-
partei dei; Schweiz 

SPS • Sozialdemokratische Partei ' 
der Schweiz 

SVP Schweizerische Volkspartei 
LPS Liberale Partei der Schweiz 
LdU , Landesring der Unabhängigen 
EVP Evangelische Volkspartei der Schweiz 
PdA Partei der Arbeit der Schweiz 

• FGA Feministische und grün-altemative Gmppiemngen 
(Sammelbegriff) 

GPS Grüne Partei der Schweiz 
SD Schweizer Demokraten (früher: 

• Nationale. Aktion) 
FPS . . Freiheitspartei der Schweiz (früher : Schweizer 

Auto-Partei)' 

Übrige Splittergmppeh -

V. 

PRD 

PDC 

PSS 

UDC 
PLS 
Adl 
PEP 
PST, 

AVF 

PES 
DS 

PSL 

Autres 

Parti radical-démocratique suisse 

Parti démocratè-chrétién suisse 

Paili socialiste suisse 

Union démocratique du centre 
-Parti libéral suisse 
Alliance des indépendants 
Parti évangélique populaire suisse 
Parti suisse du travail / Parti , 
ouvrier et populaire (POP) 
Altemative socialiste verte et 
groupements féministes 
Parti écologiste suisse 
Démocrates suisses (anciennement: 
Action nationale) 
Parti suisse de la liberté 
(anciennement; Parti suisse des 
automobilistes) 
Groupes épars 
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Depuis l'instauration du droit de vote et d'éligibilité des 
femmes, en 1971, la représentation féminine au Conseil 
national - comme dans les autres instances politiques -
n'augmente que lentement. D'une élection à l'autre, lé 
rythme dé progression varie entre 0,5 et 4 points. Après 
les élections de 1991, où 35 femmes ont été élues 
( 17,5%), la plupart des grands partis ont assuré qu 'ils 
allaient "faire quelque chose" pour que la proportion 
de femmes au Conseil national s'améliore enfin. 

La balle se trouvait dès lors dans le camp des partis gou-
vemementaux bourgeois (PRD, PDC et ÜDC) qui, en 
1991, avaient obtenu ensemble 104 sièges au Cbnseil 
national, dont 12 seulement échurent à des femmes. La 
pression du public sur ces partis s'est fortement accentuée 
en mars 1993, suite à la non-élection de Christiane 
Bmnner au Conseil fédéral, qui suscita un débat animé 
sur la question de la représentation des femmes dans les 
institutions politiques. ' 

Les partis gouvemementaux bourgeôis, résolûment oppo-
sés à l'introduction de quotas au Parlement et au gouver-
nement, se devaient - s'ils voulaient que leurs assuî ances 
ne restent pas lettre inorte - de passer aux actes dès la 
constitution des listes pour les élections au Conseil ^ 
national de 1995. . . . ' 

Lès organes nationaux des partis donnèrent donc dès 
recommandations à leurs sections cantonales: le PRD 
s'est fixé pour objectif d'inscrire en 1995 de 30 à 60% de 
femmes sur ses listes électorales; le PDC, qui exige de-
puis quelque temps déjà un tiers de femmes dans les 
organes du parti, a demandé que les femmes soieht 
présentes dans la même proportion sur ses listes électora-
les; rUDC a émis des recommandations du.même ordre ' 
de grandeur. Le PSS, parti dans lequel la présence fémi-
nine ne cesse d'augmenter depuis les années 80, a re-
comrnandé une proportion de 50^ de femmes. Le parti 
de la liberté s'est abstenu de toute recommandation. 
Quant aux Verts, ils se signalent depuis toujours par une 
présence féminine majoritaire. 

1 LA REPRESENTATION FEMININE PAR PARTI 

1.1 Les candidates - , 
(Fig.Gl) 

Les sections cantonales du PRD, du PDC et du PSS 
semblent avoir suivi dans l'ensemble les recominandati-
pns qui leur ont été faites. La part des candidatures 
féminines a atteint, potar l'ensemble de la Suisse, 29,5% 
au PRD, près de 37% au PDC et un peu moins de 47% au 
PSS. L!UDC, par contre, est restée bien en deçà de l'ob-
jectif qu'elle s'était fixé: à peine 21 % de femmes figurai- . 
ent sur les listes de ce parti. Au total, 990 femnies et 
1844 hommes ont brigué un mandat au Conseil national. 
Sur l'ensemble des listes électorales, la pî oportion des 
femiTies a approché les 35%. - ' 

Comme aux élections précédentes, les Verts (PES et 
AVF) ont présenté les proportions les plus élevées de 
candidatures féminines: ce sont les seuls partis où les 
femmes sont majoritaires (58%). Le PSS vient en deu-
xième position, avec 47% de candidatures férhinines. Si 

: l'on compare les listes électorales de-1995 avec celles de 
, 1991, on constate que c'est au PDC que la.proportion de 

femmes a le plus fortement augmenté (-H9 points).. Cette 
proportion relativement élevée (37%) est due notamment 

- aux trois listes féminines présentées dans les cantons-de 
Sairit-Gall, d'Argovie et de Vaud. Au PRD, la part des 

^ candidatures féminines a progressé de 2,5 points pour 
atteindre 29,5% en 1995. À rUDC.elle a progressé de 4 
points pour atteindre 21%. A nöter enfin que la part des 

" femmes a doublé par rapport à 1991 sur les listes du PSL, 
pour atteindre 14%. ' . ' ' 
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G1 Nationalratswahlén 1995: Kandidatinnen nach Parteien (Partei = iOO%) 
. Elections aü Conseil national dé 1995: candidates par parti (Parti = 100%) 

Anteil Frauen / Pourcentage de femmes 

FPS/PSL 

SVP/UDC 

• SD/DS 

LPS/PLS 

FDP/PRD 

CVP/PDC 

EVP/PEP 

LdU/Adl 

PdA/PST 

• SPS/PSS 

Grüne/Verts 

Total 

13,8% 

20,7% 

- 24,5% 

-,.'25,3%^ 

-29,5% 

-36,7%| 

-38.3% 

,40,3% 

42,1% 

T 
46,7% 

57,6% 

34,9% 

Anzahl Frauen / Nombre de femmes 

FPS/PSL 1 

SVP/UDC 

SD/DS 

LPS/PLS ^ 

FDP/PRD 

CVP/PDC 

'EVP/PEP 

' LdU/Adl 

. PdA/PST 

- SPS/PSS 

Grüne/Verts 

61 

.-90 

M124 

5*62 

äi64 

'112 

234 

0% 10% 
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1.2 Les élues 
(Fig. G2a et G2b) 

Les dispositions légales relatives aux élections au Conseil 
national permettent aux électeurs d'exprimer leur volonté 
politique de plusieurs manières. Ils ont la possibilité de. 
choisir non seulement entre les partis mais entre les diffé-
rents candidats en lice. Il peuvent donner deux voix au . 
même candidat (cumul), biffer le nom de certains caiidi-
dats, ou encore ajouter sur une liste des candidats d'un 
autre parti (panachage). Ces opérations ont pour 
conséquence de rriodifier parfois considérablement les 
listes proposées par les partis. Or ces modifications se 
font le plus souvent'au détriment des femmes. Ainsi aux 
élections de 1995, les femmes, qui représentaient près de 
35% des candidats, n'étaient plus que 21,5% parmi les 
élus. . , . • 

Si l'on compare les proportions de femmes élues par 
parti, on constate depuis le début dès aimées 80 une po-
larisation politique dè la représentation féminine àu 
Conseil national. La plupart des conseillères"nationales 
font partie du PSS ou des Verts (alors que ces deux partis 
ne représentent ensemble qu'un peu plus du quart des 

sièges de ce conseil). En revanche, les femmes sont peu 
nombreuses parmi les élus des partis bourgeois (qui 
occupent plus de la moitié des sièges). 

Le PEP et les partis de droite (SD et PSL) n'ont jamais 
encore été représentés par une femme au Conseil natio-
nal. . ' 

Cette polarisation politique de la représentation féminine 
au Conseil national - représentation relativement nom-
breuse dans les partis rouges-verts, faible dans les partis 
bourgeois, nulle dans les partis de droite - s'est mani-
festée de la manière suivante aux élections de 1995: sur 
les 43 conseillères nationales élues, 19 sont des sociali-
stes et 6 des écologistes (PES et AVF), 16 appartiennent 
à un parti.'gouvememental bourgeois (PRD, PDC ou 
UDC), une à l'Adl et une au PLS. En termes relatifs, 58% 
des conseillères nationales appartiennent à un parti 
rouge-vert (PSS, PES ou AVF) et 37% à un parti gouver-
nemental bourgeois (PRD, PDC ou UDC). 
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G2a Nationalratswahlén 1995: Gewählte Frauen, nach Parteien (alle Frauen = 100%) 
Elections au Conseil national de 1995: femmesv̂ élijes, par parti (femmes = 100%) 

2,3% 2.3% 

11,6% 

14% 

18.6% 

e Bundesamt Or Statistik 

44.2% 

SPS/PSS 

FDP/PRD 

Grüne/Vens 

CVP/POC 

SVP/UDC 

LPS/PLS 

LdU/Adl 

<D Oftce fédéral, de la statistique 

Ce phénomène de polarisation apparaît plus clairement 
encore si l'on considère la proportion de femmes parmi 
les élus de chaque parti (parti=flOO%). ,En 1995, la.re-
présentation féminine était de 60% (6 femmes pour 10 
sièges) chez les Verts (PES et AVF) et de 35% au PSS 
(19 femmes pour 53 sièges). Chez les Verts, la part des 
femmes est la même en 1995 qu'en 1991 ; au PSS, elle a 
augmetité de 6 points. ' 

Parmi les partis gouvemementaux bourgeois, c'est au 
PRD que la représentation féminine a le plus progressé 
(+6 points). Ce parti cottvpte désorrhais 8 femmes pour 

4i5 sièges (18%). Au PDC les femmes ont progressé de 3 
bons points (5 femmes pour 34 sièges; 15%). Dans ces 
deux partis la présence féminine a atteint son niveau le 
plus élevé depuis 1971. La réprésentation féminine a 
reculé en termes relatifs à VUDC: 3 femmes ont été élues 
dans ce parti en 1995 comme en 1991, mais l'UDC ayant 
obtenu dans l.'ensemble de la Suisse quatre niandats de 
plus, la proportion de femmes est passée de 12% à 10%. 

Comme par le passé aucune femme n'a été élue sur les 
listes des par//'5 £/e c/A-o/7e (DS et PSL).' / 

G2b Nationalratswahlén 1995: Gewählte Frauen, nach Parteien (Partei = 100%) 
Elections äu Conseil national dê  1995: femmes élues, par parti (Parti = 100%) 

Anteil Frauen / Pourcentage de femmes 

SVP/UDC 

LPS/PLS 

CVP/CVP 

FDP/PRD 

LdU/Adl 

SPS/PSS 

Grüne/Verts 

Total 

110,3% 

14,3% 
J_ il4;7%j 

17,8% 

33,3%^ 

35,2%i 

T 
21,5%| 

160% 

Anzahl Frauen / Nombre de femmes 

SVP/UDC 

LPS/PLS 

CVP/PDC 

- FDP/PRD 

LdÜ/Adl 

, SPS/PSS 

Grüne/Verts 
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1.3 Le taux d'élection des' candidates et des candidats 
par parti 
(Fig. G3aetG3b) ' ' • - ' • • • . 

Comme noîis l'avons dit plus haut, le résultat du vote ne 
coïncide pas, quant à la représentation féminine, avec le 
contenu des listes électorales: la proportion de femmes 
est plus élevée parmi les candidats que parmi les élus, et 
cela est dû au fait que les votants ont la possibilité de 
choisir non seulement enü-e les partis, mais encore entre 
des candidatures individuelles. Ce.système électoral 
constitue une "porte étroite" que les candidats masculins 
franchissent plus aisément que les femmes. 

On peut mesurer statistiquement les chances des candi-
dats en détenninant leur taux d'élection (rapport entre la 
proportion d'élus et la proportion.dé candidats). Le taux 
d'élection des femmes se calcule à l'aide de la formule 
suivante: 

Taux proportion des femmes élues. 
d'élection = ------ — - --—- X 100 
des femmés proportion des candidates . 

Si le rapport entre éluès et candidates est équilibré (p. ex. 
30% d'élues pour 30% de candidates), le taux d'élection 
est de 100. Un taux plus élevé signifie que les candidates 
ont des chances supérieures à la moyenne, un taux moins 
élevé, que leurs chances sont proportionnellement moins 
bonnes.. 

Le taux d'élection des hommes présente depuis 1971 une 
étonnante constance. Il se situe depuis 24 ans entre 109 et 
122, ce qui signifie que depuis 1971 les hommes ont plus 
de chances que les femmes de se faire élire. Pendant la 
même période, le taux d'élection des femmes est resté 
compris entre 32 et 63. Les femmes avaient de 2 à 4 fois 
moins de chances d'être élues. Aux élections de 1995, 
leurs chances étaient encore 1,9 fois plus faibles que 
celles des hommes. 

G3a Nationalratswahlén 1971-1995: Wahlquoten nach Geschlecht 
Elections au Conseil national dè 1971 à 1995: taux d'élection selon le sexe 

Index 100 ° Durchschnittliche Wahlquote aller Kandidierenden ' ' 
Indice 100 = Taux d'élection moyen de tous les candidats 

120-

100-

Mânnér/Hommes 

'"Frauen/Femmes 

20-

0-1 
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G3b Nationalratswahlén 1995: Die Wahlquote der Kandidierenden, nach Parteién 
Elections au Conseil national 1995: taux d'élection des candidats, par parti 

Index 100 = Durchschnittliche Wahlquote aller Kandidiereriden, pro Partei 
Indice 100 ^ Taux d'élection moyen de tous les candidats, par parti 

FDP/PRD CVP/PDC-. SPS/PSS SVP/UDC LPS/pLS LdU/Adl EVP/PEP PdA/PST Grune/Verts SD/DS FPS/PSL Total 

Frauen/Femmes H B Männer/Hommes .'j 

& Bundesamt für Statistik 9 Office fédéral de la statistique-

Si l'on compare les chances qu'ont les homnies et les . 
femmes d'être élus dans les différents parti s, on constate ' 
pour 1995 que c'est chez les Verts (PES et AVF) que les 
femmes obtiennent les meilleurs résultats. Ce sont les 
seuls partis dans lescjuels les chances des femmes sont 
supérieures à celles" des hommes. Au PSS, les homitiés 
ont environ 1,5 fois plus de chaiices d'être élus que les 
femiTies. Aii PRD, lès hommes ont 1,8 fois plus de chan-
ces que les femihés; à l'UDC leurs chances sont deiix fois 
meilleures, au PDC elles sont trois fois meilleures.'Ce 
dernier chiffre s'explique par le fait que les femmes 
étaient relativement nombreuses parrhi les candidates du 
PDC (37%).mais assez pçti nombreuses à être élues 
(15%). , 

2 LA REPRESENTATION FEMININE PAR REGION 
LINGUISTIQUE ; 

Les analyses des précédentes élections au Conseif natio-
nal avaient déjà fait apparaître une difféi^ehce entré la 
Suisse alémanique et la Suisse romande: depuis les 
années 80, les femmes ont toujours eu nettement plus de 
mal à se faire élire eh Suisse romande qu'en Siiisse 
alémanique. Voyons ce qu'il en a été aux élections de 
1995. 

2.1 Lés candidates y - • 

En 1995 on est d'abord frappé par l'augmentation de la-
présence.des femmes siir les listes électorales.en Suisse 
romande. Si én"1991 les femmes romandes ne représen-
taient encore qu'à peine 30% des candidatures, leiir pro-
portion a augmenté en 1995 d'environ 7" points pour-
atteindre 37%. C'est le taux le plus élevé jamais atteint au 
niyeau d'une région linguistique pour les élections àu . 
Conseil national. ; 

En Suisse alémanique, les.listes électorales comportaient 
en 1995.35%" de femmes, soit i',7 points de plus qu'en 
1991. Le canton dé Bâlè-Ville est, de tous les cantons, 
celui où les feinmes ont été'proportioimejlement les plus 
nombreuses à se présenter (50%). v' ^ 

Au Tessin, par coiitre, les candidatiires féminines sont 
tombées à lin niveau très bas (15;9%). Deux fois seule-
ment, depuis 1971, les femmes avaient'été moins nom-
breuses à se présenter. Par rapport à 1991, le recul est de 
7,5 points. . 
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G4 Nationalratswahlén 1971-1995: Anteil der Kandidatinnen, nach Sprachregion 
(Total Kandidierende pro Sprachregion = 100%) 
Elections äu Conseil national de 1971 à 1995: candidates, selon la région linguistique 
(total des candidatures par région ='100%). 
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2.2 Les élues ' ' , 
(Fig. G5) \ '. •. • 

Fait marquant des élections au Conséil national de 1995, 
la propo'rtion de femmes élues.eh Suisse romande a 

. augmenté de 6 points. Avec 15% d'élues, les conseillères 
.nationales roihandes semblent désormais avoir passé le 
creux de la vague. De 1979 à 1991, leur propoiliöh était 
tombée.de 13 à 8%. Si le résultat obtènu par les femrnes 
romandes en 1995 est sans précédent, il n'en reste pas . 
moins inférieur de 10 points à la représentation féminine. 
alémanique. Les.sept conseillères nationales romandes 
élues en 1995 viennent des cantons de Vaud (4), Genève 
(2) et Fribourg (1)./Auciine femme n'a été élue dans les 
cantons du Valais, de'Neuchâtel et du Jura. 

En Suisse alémanique, le nombre de femmes élues aug-
mente depuis 1971. En 1995, le Conseil national compte 
uiie femme sur quatre députés alémaniques. La progrès • 

sion féminine a toutefois été plus faible en 1995 qu'aux, 
élections précédentes (+3,5 points); Les conseillères 
nationales alémaniques, désormais au nombre de 36, sont 
issues de I I. cantons. Seuls les cantons de Schwytz, -Zoug 

.et Thurgovie, ainsi que les cantons à scmtin majoritaire 
(Uri, Obwald, Nidwald, Claris et Appenzell Rhodes-
Intérieures), n'ont pas encoi;e de femme au Conseil 
national. 

Une fois de plus les femmes ont subi un échec au Tessin. 
Saiif en 197Çf, aucune femme n'a été élue dans ce canton 

.depuis l'instauration du droit de vote et d'éligibilité des 
femmes. . 
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G5 Nätionairatswahlen 1971-1995: Anteil dér gewählten Frauen, nach Sprächregion 
(Total Gewählte pro Sprachregioh = 100%) 
Elections au Conseil national de 1971 à 1995: femmes élues, selon la région linguistique , 
(total des femmes èt des hommes élus par région = 100%) ' . 

1971 • 1975 1979. . 

;! I Deutschsprachige Kantone / Cantons aléiiianiques 

, 1983 1987 " 1991 -' 1995 

Französischsprachige Kantone / Cantons romands ^ 9 Tessin 
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• 2:3 Le taux d'électiori des candidates et des candidats,, 
par'région linguistique , -

En. 1995, pour l'ensemble de la Suissé,.la proportion de 
femmes élues a augmenté plus forterhent que la propor-
tion des caiididates. Le taux d'élection des femmes s'est ' 
par conséquent amélioré. Il a atteint 63 au plan national, 
74 en Siiisse alémanique (+7) et 40 en Suisse romande 
(+12). Le taux d'élection des femmes, autrement dit leurs' 
chänces d'être élues, reste près de deux fois plus élèvé.én 
Suisse alémaniqiie qu'en Suisse romande. ' 

Si l'on compare les chances respectives des hommes et 
dès femmes, on voit que les homines ont 1,5 fois plus de 

. chances d'être élus en Suisse alémaniqiie et presque 3,5 
fois plus de chances en Suisse romande! ' : ' 

Au Tessin lé taux d'élection des fernmes est égal à zéro 
puisqucaucune femme n'a été élue dans ce caiiton, 
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APPENDICE: LES ELECTIONS AU CONSEIL DES 
ETATS ETAUX-GOUVERNEMÈNTS CANTONAUX 
(Tableaux l et 2) 

Les résultats modestes obtenus .par les femmes des partis 
bourgeois aux élections au Conseil national (voir plus 
haut chapitre l ) ne signifient pas que les femihes de ces 
partis ont d'une manière, générale moins de chances, d'être 
élues que lés femmes des partis rouges-verts. Au : 
contraire, les premières ont, depuis quelqiies années, plus 
de chances que les secondes d'entrer au Conseil des Etats 
011 dans un gouvemernent cantonal. 

Aux électioiis au Conseil des Etats:( 1994/1995), qiii dans 
la'pltjpart des cantons ont'lieu en même temps qtie les. 

-̂ élections au Conseil national, les femrnes ont obtènu à 
peine 8 sièges sur,46 (17%). La répartition politiique des 
femmes n'est pas la même au Conseil des Etats et aü 
Conseil national. La plupart des conseillères aux Etats 
n'appartiennent pas aux partis rouges-verts niais aux 
partis bourgeois, notamment aU PRD. Cinq femmes, soit 
plus de là moitié des conseillères aux Etats, sont memr 
bres de ce.parti; le PDC, le PSS et l'Adl ont chacun une 
femrne au Conseil des Etats. 

Si l'on considère la proportion de femmes dans les diffé-
.rents partis représentés au Conseil des Etats, c'est encore 
le PRD qui vient en tête, avec près des 30% de femmes. 
La proportion est de 20% pour le PSS (4 hommes, une 
femme). Elle est très faible pour les autres grands partis: 
le PDC est représenté aii Conséil des Etats par 15 hom-
mes et une fenime (6%), l'UDC par 5 hommes et aucune 
femme. 

.' Les sexes sont représentés dans des proportions à peu . 
près semblables au sein des gouvemements cantonaux. 
Sur 166 sièges gouvemementaux,' 19 sont occupés par 
des femmés. Ici encore, c'est dans les rangs du PRD • ; . 
qu'elles sont les .plus nombreuses (7 conseillères d'Etat). 
Viennent ensuite le PDC'(4),.le PS (3) et l'UDC (2). Les . 
gouvemements cantonaux comptent en outre une femme 
libérale, une représentante des Veî s et une conseillère . 
d'Etat hors parti. A l'inverse de ce que nous avons ob,- ; ' 

'servé pour le. Conseil national, la pliipart des femmes 
présentes daiis les gouvemements cantonaux sont issues . 
des partis bourgeois, notamment du PRD et du PDC. 

Comment expliquer .cette différence entre les partis 
politiques dans la répartition des sièges féminins au 
Conseil national d'une part, au Conseil des Etats et dans 
les gouvemements cantonaux d'autre part? 

L'analyse montre qu'elle est liée au système électoral. Le 
Conseil des Etats et'les gouvemements cantonaux sont 
.élûs àu scmtin majoritaire, le Conseil̂  national.au scmtin 
proportionnel. Les deux systèmes se'diStinguent en cela 
que le scmtin majoritaii;e favorise les grands partis tandis 
que le scmtin proportionnel augmente les chances des 
petits partis. Si, dans le système majoritaire, les partis 
bourgeois s'accordent sur une candidature, celle-ci a de-
grandes chances de succès. On le voit dans les résultats 
des'demières élections au Conseil des Etats: les partis 
bourgeois (PRD, PDC et UDC) ont obtenu 38 sièges sur. 
46, le PS en a obtenu 5, le PLS 2 èt l'Adl un seul. Les 
Verts n'ont obtenu aucun siège. , 

Tl Ständeratswahlen 1971-1995: Gewählte Frauén und Männer, nach Partei 
Elections au Conseil des Etats de 1971 à 1995: femmes et hommes élus, sejon le parti 

Partei 
Parti 

' 1971 1975' 1979 '1983- , .• 1987 • ' 1991 19 95 Partei 
Parti 

M F M F - • M F 'M -F M F M V F M 

FDP/PRD l l l l f J 14 0 • 15 0- 0 14 0 14 1 - • 17 , 5 12 -

CVP/PDC 0 17 l l l l l 17 0 18 1 17 . 2 17 2 14 iîïiSR 15 . 

SPS/PSS 0 4 0 • ' : 5 2 7. •' 1; 5 • 2 3. 0 3 • 1 • 4-^ 

SVP/UDC 0 ' 5 • 0 5 0 5 -• 0 5 0 4 0 4 Q 5 

LPS/PLS 0 .2 0 1 1 - 2 1 • '2 0 3 0 3 ' , ' 0 2 

' Ld\J/Adl '0 • 1 0 1 1 0 • 0 i lüÄ 0 

Lega 0 . 1 . 

"Total 1 43"̂ ^ 0 44 • 3 • 43 3 . 43 5 41 4 42 8 38_ 

Bemerkung / Remarqiie: 
F = Frauen./ femmes • 
M = Mänrier/hommes 
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T2 Frauen in den kantonalen Regierurigen, nach Parteien und Kanton, 
1983-1996 (Stand jeweils am 1. Januar) 
Les femmes au sein des gouvernements cantonaux, par parti et par canton, 
de 1983 à 1996 (état au 1er janvier de l'année en cours) 

Kantori 
Canton 

1983 '1984 ' 1985 1986 1987 Ï988 1989 1990 1991' 1992 • 1993 • •1994 1995 1996 Nanrie (Wahljahr)' 
Nom (année électorale)'' • 

ZH ' SP' . SP SP SP SP - SP SP SP SP SP SP SP Hedi Lang (1983-1995) 

ZH' • 
GP Verena Diener CI 995) 

ZH . ' SVP Rita Führern 995) 

BE GP GP • GP GP ' Leni Robert (1986-1990) ' ' 

BE SP sp' . SP SP Dbri Schaer-Bom ('.1992) 

BE.' SVP SVP Elisabeth Zölch (-1994) . -

LU '• 

- • 
CVP cvp' CVP CVP CVP CVP CVP CVP' CVP Brigitte Mürner-Gllli (*1987) . 

SZ > CVP. CVP CVP • CVP CVP CVP CVF» CVP "Margit Weber-Röllin ("1988) ' 

ovy;.; CVP CVP CVP CVP .Maria Küchler-Flury (•1992) '• 

ow FDP Elisabeth Gander (•1995) 

ZG ' FDP FDP Ruth Schwerzmann-Müller (•1994) 

FR PDC PDC ppc PDC PDC - - Roselyn Crausaz (1986-1991 ) 

.FR . V PS • PS PS PS PS Ruth Liithi (^1991) '• • 

sd FDP FDP FDP FDP FDP ' FDP . FDP . . FDP. FDP • Cornelia Füeg-Hit2Vl987) 

BS. SP SP SP SP- Veroniea Scha'ller (* 1992) , 

BL •• y CVP CVP Elisabeth Schneider ('1994) 

AR 

AR 

AG FDP FDP 

FDP 
partei-
los 

FDP 

FDP 
partei-
lös . 

FDP 

Marianne Kleiner-Schläpfer Ci99 • 

Alice Scherrer-Baumann ("1994) 

Stéphanie Mörikofer-Zwez (* 1992) 

Tl PRD Marina Masöni ei995) 

GE - , 

-, ' • 
t PLS .PLS PLS Martine Brunschwig-Graf ('1993) 

JÙ . ...'•, AVF • Odile Montavon (1993-1994) 

JU . -. PRD . PRD Anita Rion ei994) 

, Total 1." • 1 1 '3 . 5 .6. . , 6 • - 5 - 5 -9 . -11 '16 19 

, ••. . , ' • • Eintritt in die Regierung / Entrée dans le gouvernement • 

© Bundesamt für Statistik I Office fédéral de la statistique 

On peut risquer l'hypothèse suivante: r"effet Bmnner" né 
s'est pas seulement fait sentir dans les élections,aux" ' 
parlements caritonaiix, où les femmes - et notamment les , 
femmes socialistes - ont fortement progressé depuis mars 
1993. Il s'est fait sentir aussi, indirectement, dans les 
partis bourgeois, dont lé rôle est détenninant'lorsque'le 
scrutin est majoritaire. Poussés par l'opinion publique, 
ceux-ci sont désormais forcés de désigner de temps en 
temps une feiTime parmi.leur candidats. Et ces femmes / 
ont, quand elles n'ont pas affaire à une trop forte con-,. 
currence au sein de leur propre parti, de grandes chances 
d'être élues. 

La progression des femiries bourgeoises dans les organes 
politiques élus aii scrutin majoritaire se présente ainsi: au ; 

début des années 90, lés.partis bourgeois n'avaient prati-
;quement pas dé femmes àu Conseil des Etats et daris les 
gouvenierii.ents cantonaux*.installées où la représentation 
féminine étau d'une manière générale très.faible. Jusqu'en 
1995, la proportion des femmes aii Coriseil des'Etats a 
toujours été inférieure à 10% (sauf èn 1987); dans les 
gouvemements cantonaux elle est même^restéè jusqu'en 
1991 inférieure à 4%. Les choses ont commencé à chan-
ger en 1993. En janvier 1994, on comptait 3.conseillères • 
d'Etat du ppc et 2 du PRD; eii janvier 1995 elles étaient 
respectivement 4 et 5, et eh mai 1995 4 et 7. Au regard 
dû nombre de leurs collègues inasculin's, on ne peut tou-
tefois pas dire que la présence féminine soit importante 
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•parmi les élus des partis bourgeois: leur proportion est 
tout juste de 10%. 

Pour conclure, on petit retenir que les femmes'sont mieux 
représentées dans les organes politiques élus aü scrutin 
proportionnel - Conseil national et parlements (Cantonaux 
- que dans les oî ganes élus au scrutin majoritaire. 
Coirime les partis rouges-verts obtiennent plus de sièges 
daris les organes élus au scrutin proportionnel, les fem-
mes présentes dans ces organes appartiennent en majorité 
à .ces partis. Dans les organes élus au scrutin majoritaire, 
la réprésentation féminine est notablémeiit plus faible et 
là plupart des élues appartiènnent- notamment dépuis 
1993 r aux partis bourgeois. 

4LE SUCCES DES LISTES FEMININES' 
(Tableau 3) 

n'y a plusieurs moyens de'r'enforcer la présence des 
femmes au Parlement. Le plus efficace est certainement 
le cumul privilégié des candidatures féminines. Etant 
donné qu'une bonne partie des électeurs s'abstiennent de 
modifier le bulletin qu'ils glissent dans l'urne - en 1991, 
les bulletins intacts représentaient près de 40% des 
bulletin de vote - les femmes dont le nom a été cumulé 
prennent une avance, considérable sur leurs concurrents 

•masculins et sont pour ainsi dire assurées d'être élues. La 
pratique du cumul privilégié est toutefois assez rare parce 
qu'elle est politiquement contestée et difficile à faire 
accepter par tous. L'UDC du canton de Berne y a eu 
recours par exemple en 1991 en faveur du candidat du 
Jura bernois, dont l'élection au Conseil national a ainsi 
été "gararitié". -

Un autre moyen, toujours plus populaire, de promouvoir 
l'élection des femmes consiste à établir des listes électo- • 
raies séparées pour chaque sexe. Les listes "féminines" 
sont apparues pour la première fois aux élections au, 
Conseil national de 1987, où le PRD soleurois et le PS 
bernois ont présenté chacun deux listes de candidats, 
l'une féiiiinine, l'autre masculine. Séule la liste féminine 
des socialistes bernois a remporté un certain succès (deux 
femmes élues). En 1991, sept listes séparées ont été 
présentées: quatre par le PS (à Zurich, Berné, Fribourg et 
Genève), une par les 'Verts (à Saint-Gall) et une - comme 
en 1987 - par le PRD soleurois. Des listes séparées ont, 
également été présentées par les Démocrates suisses à -
Bâle-Campagne.' Des femmes ont été élues sur trois des 
quatré listes socialistes (5 élues: 2 zurichoises, 2 bémoi-
ses et une genevoise) et sur la liste des Verts (une élue 
saint;galloise). . ", • , 

Dix listes séparées ont été présentées aux-électiôns de 
1995, cinq par le PS (Berne, Fribourg, Saint-Gall, Thur-
govie et Genève), deux par les écologistes (Saint-Gall et . 

' L.es listes des Verts soleurois et du FraP! zurichois (altemative verte 
féministe), composées uniquement de femmes, mais' non 
accompagnées d'une liste masculine, sont d'un type différent.-Une 
femme a été élue sur chacune de ces listes. , \ 

• Thurgovie) et trois par lè PDC (Saint-Gall, Argovie et ., 
Vaud). Ces listes ont abouti à l'élection de six femmes èt 
de onze hommes socialistes, ainsi que d'urie femme éco-
logiste (à Saint-Gall). Les listes féminines du PDC n'ont 
eu aucun suçcès, alors que les listes masculines corre-
spondantes ont rapporté sept sièges à ce parti. 

Les résultats des élections de 1991 et de 1995 ne permet-
tent pas véritablement d'apprécier l'efficacité des listes 
séparées. En 1995, les listes féminines ont produit'de 
bons résultats dans certains cantons et dans certains par-
tis; dans d'autres, ,elles ont au contraire joué contre les 
femiries. L'effet a été positif pour les socialistes genevois, 
qui ont envoyé deux femmes et deux hommes à Berne, ét 

• pour les'sociàlistes beiriois, qui ont vu leur représentation 
féminine au Cçnseil national passer de 2 à 3 sièges. Les 

: femmes dû PDC, en revanche, n'ont aucunement bénéfir 
cié de la séparation des listes. A Saint-Gall, èlles bnt 
même perdu le siège qu'elles occupaient au Conséil na-
tional depuis 1971. En Thurgovie, une conseillère natio-
nale socialiste qui.s'est représentée sur la liste féminine 
du PS n'a pas été réélue; sont siège est allé à uii homme 
de la liste masculine concurrente. . 

Aux élections de 1991, les listes séparées du PS zurichois 
ont eu un effet contre-productif: les femmes socialistes, 
qui disposaient encore de trois sièges au Parlement en été 
1991, n'en ont plus eu que deux après les élections, alors 
que les hommes en ont obtenu cinq. Le PS zurichois en a 
tiré la leçon: il est revenu en 1995 à la liste mixte et a 
trouvé d'autrés moyens de renforcer les chances de ses 
candidates: l'une d'elles a été présentée paràllèlement 
pour le Coriseil des Etats et une autre pour le gouverne-
ment cantonal. Cette stratégie s'est avérée fructueuse: sur 
neuf sièges socialistes, six sont allés à des femmes et 
trois à des hommes. Parmi les nouvelles élues figurent 
entre autres les deux candidates qui s'étaient présentées 
en même temps aux Etats et au canton. 

Comme ces exemples récents le montrent, la question 
n'est.pas tellement d'être "pour où contre les listes fémi-
nines". Dans-certaines situations, les listes féminines sont 
un gage de succès; dans d'autrés norî; Il convient d'éva-
luer dans chaque cas les'effets possibles de la stratégie 
qu'on veut adopter. Dans l'ensemble, on peut néanmoins' 
dire que la formule des listes séparées n'est̂ pas entière-
ment concluante. On a enregistré avec ces listes davan-
tage d'échecs que de succès. En outre; la constitution de 
listes séparées empêche les femmes de succéder en cours 
de législature aux élus masculins qui se retirent, et de 
bénéficier ainsi aux élections suivantes de l'avantage 
qu'ont généralement les candidats sortants. 
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T 3 Nach Geschlecht getrennte Listen bei den Nationalratswahlen . 
Les listes séparées selon le çexe lors des élections au .Conseil national 

Stimmenanteil der Kandidatinnen bel den Nationalratswahlén 
Proportion des suffrages obtenus par les candidats lors des élections au Conseil national ' 

Partei. • ' 1 9 7 1 ' •. . 1975 , • , 1979 1983 . 1987 . • 1991 . . 1995 
•Parti 

- '. -• - ' • • 
SP Zürich 13,3 • 21,3' ' ' • 26,4 •28,1 • • "37,3 ' 36.5 57,-1. 
SP Bern 9,3 .' 'i7-;7. • -.-13,1 18,8 27,4 36.3 ' '4V,& , 
.PS Fribourg . . 18,1- .14,1 '•• = . ' ' ,15,6 - 16,,7 16,1 37,3 38.0 
SP St. Gallen 16,6 20,'1 Ï3;8 21,4 30,7 41,0 43,4 

. SP Thurgau . . 15,.1 • ' o.p .'" 15,5 17,4 • .39,4 48 ,4 . , 47.8 
PS Genève ' . 19,7 . .18,9 . .16,1 ' ' - 41,4 ' '-' .' 21',7 . 36,0 57.8 

Grüne St. Gallen, ' ' ,'• ., 4l',6 33,3 57,3 69,9 
GP Thurgau '. 3l',7 . • 38,5 36,8 35,6 

FDP Soiothurn 12,1 
. - "•' t 

15,1 30,2 ' . 12,'5. • 24,3 24.2 51,6' 

CVP St.Gàllen - 9,9 10,5 ' •• 9,3 '.. ..11,1 . 20,2 ' 24,6 22,1 
CVP Aargau 24,9 .. 16,8 • 11,9 ', 11,1' 16,9 23,7 . ' 26,7 

PDC Vaud , - 12,5- • 17,0 •' -1-1 ;7 .' ; 16,5 22,9 17;6 40,0 

Gewählte Frauen und Total der Gewählten bei den Nationalratswahlén, 1971-1995 
Femmes élues et total des candidats élus lors des élections au Conseil national de 1971 à 1995 

Partei ' . . 197,1 •' • • • 19'75 1979 . 1983. • • 1987 . ' 1991 - 1995 ' 
Parti 

' . :•• 
'. 

SPZürich - 2 von 8 3 von 9 3 von 10 ' 2 von 8 • 2 von 6 2 von 7 6 von 9 
SP Bern Ovon 10 0 vpn 11 p von 9 • 0 von 9 2 von 7 2 von i i lB 3 von 8 

.PS Fribourg • , ' . 0 von. 1 . •' p.von 2 . 0 von 2 Ovon 1 0 von 1 Ovon Ovon 1 
SP. St. Gallen O von 2 " 1 von 2 ' 0 von 2 O von 2 P von 2 ' ; - l 'von 2 : ::i 1 V t M 1 î | | « | | | 

SP Thurgau 0 von 1 . 0 von' 1 0 von 1 • 0 von -i , - 1 von 1 1 von 1. 0 von 1 
PS Genève , -. • ' 0 von 2 Ôvon3 1 von 3 • 1 von 2 • ' 0 von 2 1 von 3 2 von 4 

Grüne St. Galléh Ô 0 . 1 von lilill 1 von 1 , 
GP Thurgau . - 0 0 von 1 . Ovon 1 1 ° 
FDP Soiothurn ' ' ' ' 0 von 3 1 von 3 ' , 1 von 3 b von 3 Ovon 3 Ovon 2 0 von 2 

CVP St. Gallen ' 1 von 6 : 1 voa6 ' • . 1 voti 6 1 von 5 1 von 5 1 von 5 , 0 von 4 
CVPAargau 0 von 3 " , 0'von3 : 0 von 4 0 von 4 Ovon 3 0 von 2 , Ovon 2 
PDC Vaud 0 von 1 ' 0 von 1 . . • , 0 • . 0 0 ' . 0 von 1 0 von 1 

Nach Geschlecht getrennte Listen / Liste séparée selon le sexe 

'® Bundesamt für Statistik/Office fédéral de ta statistique 
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5C0NCLUS10NS 

'ho 

1. On constate que la.proportioiî de femmes élues est 
étroitement liée à la proportion de candidates entrant en " 
lice: lorsque un parti inscrit uné part importante de fem-
mes sur ses listes,électorales, la part des femmes élues 
tend également à êti-e importante, et inversement. Si l'on 
veut àcçrpître la présence des femmes au Conseil natio- . 
nal,' il faut donc çorrimencer par augmenter lé nombre de 
candidatures féminines. U faudrait que les femmes soient 
plus présentes en particulier sur les listes des partis de 
droite (PSL et DS), de l'UDC et du PLS, où la part des 
femmes et restée.jusqu'ici nettement au-dessous de 30%. 
Au PRD, la part des candidatures féminines est tout juste, 
de 29,5%. - - • ' '• • • ' . 

2. Plus'de femmes sur les listes électorales ne'signifie pas 
nécessairement plus de femmes au Parlement! Ainsi, en " 
1995, la proportion des femmes était'de 35% parmi les 
candidats, et de 21,5% seulement parmi les élus. La 
présence de femmes sur les listes électorales doit être 
l'expression d'une véritable volonté de promouvoir! les .. 
femmes dans tous les domaines de la vie politique et 
socialê  Cette volonté des partis doit être communiquée 
avec conviction aux électricés.ét aux électeurs, faute de. 
quoi on en arrive à la situation du PDC, qui a inscrit plus 
dé 35% de femmes siir ses listes éléctorales (124 candi-
dates), dont cinq seulement ont été élues. 

3. Il ne suffit pas, pour accroître la.représentation des • 
femmes au Parlement, dè faire de la "promotion fémi-
nine" dans l'abstrait. Il faut au contraire axer le travail sur' 
un certain nombre de personnalités féminines bien 
ciblées, à qui l'on dohnera'la possibilité de se profiler én -

, politique et de se faire connaître du public. Une candida-
ture féminine doit se "cpnstrujrè" longtèmps avant lés 
élections. Un exernple récent de cette manière de faire 
nous est donné par le PS.zurichois qui eh 1995 a présenté 
deux de ses candidates sur une double plate-forme élec-^ 
torale: National et Etats povr l'une. National et canton 
pour l'autre.--' . " , ^ -

4. La-pratique des listes séparées pour les honimes et 
pour lès femmes semble de plus en plus à la mode, même." 
depuis peu dans les partis bourgeois. Toutefois, outre'le 
fait que la présentation d'une liste féminine'est générale- ' 
ment une arrhe à double tranchant, dont les effets sont 

. suivant "les cas-positifs ou négatifs, ces listes ne semblent-
recueillir la faveut" des votants que dans les milieux déjà 
acquis à la cause de là promotion de là-femme. C'est la 
cas notamnient chez les Verts et daris les part.is de'gau- . 
che. L'électorat bourgeois, en revanche, ne paraît pas être 
sensible au caractère symbolique des listés féminines: sur ' 
les cinq listes féminines présentées jusqu'ici par ces partis 
depuis 1987; aucune femme n'a jamais été élue; les.listes 

. féminines dii PRD et du PDC n'ont contribué en défini-
tive qu'à permettre.aux hommes de ces partis de conser-
ver leurs douze sièges: 

(Traduction: André Frossard) 

ABKÜRZUNGEN DER PARTEIEN PARTIS ET ABREVIATIONS 

FDP , • Freisinnig-Demokratische Partei PRD •Parti radicàl-démocratique siiisse-
der Schweiz 

- •' ' .' ' ' '•-CVP Christlichdeniolcratische Volks- PDG '. Parti démocrate-chrétien suisse 
partei der Schweiz . • . 

SPS Sozialdemokratische'Partei • ' • •- PSS Parti socialiste suisse , 
der Schweiz ; 

SVP Schweizerisché Volkspartei UDC Union démocratique du centre 
LPS Liberale Partei der Schweiz- .̂ PLS Parti, libéral suisse • ' 
LdU Landesring der Unabhängigen . Adl •Alliance des indépendants 
EVP Evangelische Volkspartei der Schweiz PEP. Parti évangélique populaire suisse 
PdA . Partei der Ai^beit'dér Schweiz PST - Parti suisse du travail / Parti 

' • - -. 
ouvrier et populaire (POÎP) 

FGA Feministische und grün-alternative Gnjppierungen '. AVF Alternative socialiste verte et . 
(SaiTimèlbègrifO • •groupements féministes 

GPS Grüne Partei der Schweiz- ' . PES Parti écologiste suisse 
SD Schweizer Demokraten-(früher:^ DS ., Démocrates suisses (anciennement 

Nationale'Aktion) ^ . . • . Action nationale) 
FPS Freiheitspartei der Schweiz (früher : Schweizer- PSL Parti suisse de là liberté 

Auto-Partei) - (anciennement: Parti suisse des ' 
automobilistes) 

Übrige Splittergruppen , Autres Gî oupes épars • . ' • ' 
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PARLAMENTARISCHE VORSTÖSSE UND 
INITIATIVEN ZU QUOTEN UND ZIELVORGABEN 

im Zeitraum von Septembér 1992 bis Dezember 1995 in 
den Kantonen, beim Bund und an den Hochschulen 

von Judith Wyttenbach 

I.EINLEITUNG . 

Quoten und Zielvorgaben sind zwei Instrumente, die im 
Rahmen von positiven Massnahmen eingesetzt werdén 
können, um die Uriteryertretung von Frauen in ein-
flussreichen Positionen von Politik,. Wirtschaft, Wissen-
schaft lisw. auszugleichen. In "F-Frauenfragen" 
311992 publizierte die Eidgenössische Kommission für 
Frauenfragen eine Aufstellung von parlamentarischen 
Vorstössen und Initiativen zu Quoten und Zieivorgaben J 
in den Kantonen und beim Bund. Der folgende Beitrag 
legt dar, inwiefern die damaligen Vorstösse bis Ende 
1995 umgesetzt worden sind und ergänzt die Zusam-
menstellung üm die zwischen 1992 und Ende 1995 neu 
eingereichten Vorstösse und Initiativen. 

Die Studie beruht auf einer Umfrage, bei den Kantonen, 
den Städten und derh Bund". Es war im Rahmen diesér • 
Untersuchung nicht möglich, die Umfrage auch auf die 
gesamte Gemeindeebene auszudehnen, obwohl es in ' 
letzter Zeit verschiedene Bemühungen zur Erhöhung des 
Frauenariteils in grösseren und kleineren Gemeinden 
gegeben hat (beispielsweise einen Vorstoss in der Ge-
meinde Köniz bei BeiTi betreffend Geschlechterquoten 
für die,Besetzung von Kommissionen, der allerdings 

- abgelehnt wurdè). ~ 

In vielen kantonalen.Verwaltungen sind Massnahmen zur 
Erhöhung des Frauenanteils geplant oder bereits ergriffen 
worden. Es handelt sich dabei in der Regel um allge-
meine Massnahmen zur Förderung der Chancengleichheit 
(beispielsweise Schaffung von Teilzeitsteileri, faiTiL-
lienexteme Kinderbetreuung etc.). Dié vorliegénde 
Untersuchung geht nur auf jeiie Vorstösse und Be-
schlüsse ein, die explizit Geschlechterquoten oder Ziel-
vorgaben zum Gegenstand habèn. 

Da nur die zugeschickten Unterlagen verwendet werden 
konnten, erhebt die Liste keinen Anspruch auf Vollstän-
digkeit. Es handelt sich um eine momentane Aufnahme. 
Die Untersuchung wurde Ende 1995 abgeschlossen. 

/ / . , ZUSAMMENSTELLUNG DER VORSTÖSSE 

11. 1. KANTONE 

• , Aargau • 

Das Postulat vom 28.11.1995 betreffend die Gleichstel-
lung von Frau und Mahn îih den kantonalen Schulen . • 
verlangt, dass der Anteil der Frauen an den Hauptlehr-
kräften demjenigen der Männer anzunâhém ist: Die Aus-
gewogerihéit der Männer-~und Frauenanteile an den Stu-
dierenden soll an den verschiedenen Schulen gefördert 
wèrden. Das überwiesene Postulat ist iri Bearbeitung. 

• Appenzell Ausserrhôden 

keine Vorstösse oder Erlasse 

V • Appenzell Innerrhoden 

keine Voi;stösse oder Erlasse 

"> • • • • Basel-Landschaft 

a. Die Interpellation Stauben vom'22.12.1992 betreffend 
Massnahmen, um'dén Frauenanteil iri der kantonalen 
Verwaltùng zu erhöhen, wurde vom Regierungsrat 
dahingehend beantwortet, dass bei den Aristellungen 
Frauen dieselben Chancen hätten wie Männer. Quoten 
und Zièlvorgabéii sind nicht vorgesehen. 

b. Die Motion Brünner vorn 9.4.1992 betreffend die 
paritätische Besetzung des Büros für Gleichstellung von 
Frau und Mann wurde am 18.3.1993 vom Landrat abgè-
lehnt. . 

c. 'Die Motion Stauber vom 27.4.1992 betreffend 
"Qiiotenregelung.in ausserparlamentarischen kantonalen 
Kommissionen" (siehe F 3/1992) wurde am 18:3.1993 . 
vom Landrat abgelehnt. 

d. Zwei Motionen Stauber voni 18.11.1993 verlangten 
die'Anderung der Kantonsverfassung zur Einführung 
éiner Frauenquote für den Regierungsrat und zur Einfüh-
rung einer paritätischen Sitzverteilung nàch Geschlech-
tem im Landrat. Im Regierungsrat sollte jedes Geschlecht 
mit mindestens zwei Sitzen vertreten séin. Der Landrat 
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sollte aus 45 Frauen und 45 Männerri zusammengesetzt 
werden. Beide Motionen wurden in Postulate umgewan-
delt und als solche abgelehnt.-

e. Die Motion Brunner vom 5.9.1994 betreffend Schaf-
fung einer paritätischen Kommission für die Gleichstel-
lung von Frau und Mann und Familienfragen wurde am 
20.10.1994 abgelehnt. 

• Basel-Stadt 

• Kanton Bern 

a./Die M ôtion von Gunten vom 14.9.1994 verlangte ' 
Massnàhrrien zur Erhöhung des Frauenanteils in den 
kantonalen parlamentarischen und ausserparlamentari-
schén Kornmissionen. In seiner Antwort vom 8.2.1995 

. führte der Regierungsrat aus, dass im Entwurf des Orga-
nisationsgeselzes vorgesehen sei, dass in jeder ausserpar-
lamentarischen Kommission beide Geschlechter wenn 
möglich.mit mindesténs 30% vertreten sein sollen. Die 
Motion von Gunten betreffend die parlamentarischen 
Komniissionen wurde als Postiilat angenommen. 

a. Der Anzug Keller vom 18.12.1990 "Mehr Frauen im 
Grös'sen Rat" (siehe F 3/1992), welcher die schrittweise 
Einführung einer 40%-, später einer 50%-Quote im Gros-
sen Rat.forderte, wurde vom Grossen Rat am 21.1.1993 
auf Antrag des Regierungsrates abgeschrieben. Begrün-
dung war, dass eine Quotenregelung mit den demokrati-
schen Grundrechten nicht vereinbar sei. 

b. Der Anzug Schal 1er betréffend Frauenförderungspro-
gramm für die kantonale Verwaltung vom 25.9:1991 
verlangte die Einführung eines Frauenförderungspro-
grammes in der kantonalen Verwaltung, wèlches unter 
anderem eine "angepasste Quotensetzung pro Betrieb für 
die Besetzung von Kaderstellen durch Frauen" bèinhaltet. 
Der Anzug wurde vom Grossen Rat arii 21.9.1994 auf 
Antrag des Regierüngsrates abgeschrieben. Begründung 
war, dass der Regierungsrat dem Gleichstellungsbüro 
Basel-Stadt den Auftrag zur Ausarbéitung eines 
Chancengleichheitsprogrammes erteilt habe. 

Zur Zeit prüft der Regierungsrat im Rahrnen der konkre-
ten Umsetzung dieses Programmes die eigenverbindliche 
Festlegung von Zielvorgaben durch die einzelnen Perso-
nalbereiche. ' • 

b. Das Postulat Gilgen-Müller vom 24.3.1992 regt an, 
Weisungen entsprechend den "Weisungen des Bundes-
rates vom 18:12.1991 über die Verbesserung der Vertre-
tung und der beruflichen Stellung des weiblichen,Perso-
nals" zu erarbeiten. Das Postulat wurde am 21.1.1993 
angenommen (siehe lit. d). 

c. Ziff. 2.1.3. der Richtlinien zur Verbesserung der Ver-
tretung und der beiaiflichen Stellung der Frauen in der ' . 
Verwaltung des Kantons Bern vom 14.6.1995 sieht vor. 
dass bei gleichwèrtiger Qualifikation Frauen bevorzugt 
angestellt \yerden, sofern sie auf der betreffenden Stufe 
untervertreten sind. Angestrebt wird ein ausgewogenes 
Verhältnis. D'cse Richtlinien sind seit dem l.Juli 1995 
in Kraft. 

Stadt Bern 

a. Die Motion Geiser vom 28.6.1990 "Mehr Frauen im 
Stadtrat',' forderte, dass im Berner Stadtrat höchstens 
60% des einen Geschlechts vertreten sein dürfen (siehe F 
3/1992). Die Motion wurde überwiesen. Der ausgearbei-
tete Vorschlag des Gemeinderates wurde jedoch am 
10.9.1995 in der Volksabstimmung abgelehnt. 

Universität Basel 

a. . Ein Regenzbeschluss vom 19.12.1990 sieht vor, dass 
ein Frauenanteil von mindestens 25% auf allen Stufen der 
hauptamtlichen Dozierenden und Assistierenden 
anzustreben sei. Es handelt sich dabei um eine interne 
Richtlinie. 

b. Die parlahientarische lnitiative Mader vom 26.1.1995 
verlangt die Förderurig der paritätischen Vertretung der 
Geschlechter in dèr städtischen Verwalturig. Bei der 
Auswahl von Mitarbeiterinnen soll bei gleicher Qualifi-
kation jenes Geschlecht bevorzugt werden, das im ent-
sprechenden Bereich untervertreten ist. Der Vorstoss ist 
noch nicht behandelt. 

b. Das neue Universitätsgesetz vom 8.11.1995 enthält 
einen Gleichstellungsartikel. Es setzt darriit einen Teil 
des Régenzbeschlusses yqm 19.12.'1990''zur Gleich-
stellung der Geschlechter an der Universität Basel um. 

/• -, • ; • ' ' . • 
c. Mit Regenzbeschluss vom 25.6.1995 fand (als Kon-
kretisierung.des neuen Universitâtsgesétzes) in § 5 Abs. 2 
folgende Formulierung Eingang in den Entwurf des Uni-
versitätsstätuts: "[...] Im Verfahren um die Besetzung von 
Professuren soll daraufhin gewirkt werden, dass im Falle 
gleich qualifizierter Bewerber und Bewerberinnen die 
Kandidatinnen vorrangig berücksichtigt werden". Dieser 
Statutenentwurf hält zudem fest, dass die Universität 
besonderes Gewicht auf die "angemessene Vertretung 
beider Geschlechter" in den verschiedenen Gremien legt. 

Universitär Bern 

a. Die Motion Kiener Nellen,vom 12.9.1994 verlangte, 
dass an der Universität Bem bis zurii Jahr 2000 minde-
stens ein Drittel Dozentinnen und Assistentinnen Frauen 
sind und dass bis zum Jahr 2010 innerhalb dieser beiden 
Gmppen kein Geschlecht mit weniger als'40% vertreten 
sein soll. Der Vorstoss wui;de am .11.5.1995 vom Grossen 
Rat'àbgelehnt. . . • 

b. .An der Univérsitât Bem ist seit dem 1.1.1995 ein 
Reglement für Frauenförderung in Kraft, welches die • 
Fakultäten und weitere Organisationseinheiten verpflich-
tet; für diejenigen Bereiche, in denen Frauen unterveilre-
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ten.sind, Ziele zur Erhöhung dés Frauenariteils auf alleri 
hierarchischen Stufen zu'definieren. Art. 8 des Regle-
ments enthält eine Präferenzregel, wonach bei gleich- -
wertiger Qualifikatiori Frauen grundsätzlich bevorzugt 
anzustellen sirid, sofern sie auf der betreffenden Stufe 
untervertreten und die Zielvorgaben noch nicht erreicht 
sind. Richtgi'ôssé'bildet dabei der Frauenanteil auf der 
nächstunteren Hierarchiestufe. 

• Freiburg 

keine Angaben 

, Universität Freiburg 

. keine Quotenregelungen oder Zielvorgaben 

• Kanton Genf 

keine Vorstösse oder Erlassé 

Universität Genf 

Seit der Revision des Universitätsgesetzes (siehe F 
3/1992) keine Veränderungen. 

• Jura . . . 

keine Angaben 

• Luzern 

a. Die Motion Schlumpf vom 29.6.1993 betreffend den 
Frauenariteil bei den Fach rieh terliinen am Arbéitsgericht 
verlangte unter anderem die Einfühmng von Richtliriien,. _ 
die eineri minimalen Fraiienanteil bei den Wahlvorschlä-
geri sicherstellen. Der die Frauen.betreffende Teil der 
Motion wurde am 24.1.1994 für erheblich erklärt. 

b. Das Postulat Flury vom 22.11.1993 vérlangte im 
Rahmen von Massnahmen gegen die Frauenarbeitslosig-
keit, dass'der Kanton bei der Vergabe von Hoch- und 
Tiefbauprojekten nur noch jene Firrrien berücksichtigen • 
dürfe, in welchen mindestens 20% Frauen in den Genuss 
der auf diese Weise geschaffenen oder erhaltenen Stellen 
kommen. Das Postulat wurde am 11.9.1995 abgeschrie-
ben. : - " 

C Im Rahmen der Totalrevision der Staatsverfassung des 
Kantons Luzem konnte sich das Stimmvolk zur Ein-
fühmng einer Quotenregelung äussern. Verlangt wurde 
eine paritätische Zusaniinensétzung des Verfassungsrates. 
Die Stimmbürgerinnen lehnten die Quotenregelung im-
November 1993 ab. 

• Glarus' 

keine Vorstösse oder Erlasse 

• Graubünden 

Theologische Hochschule Luzern 

Die Motion Kuhn vom 29.3.1993 betreffend die Erhö- " 
hung des Frauenantèils an der künftigen Hochschule " 
Luzern verlangte eine hoch zu bestimmende Zielvörgabe-
mit Erfolgskontrölle. sowie die Einfühmng einer Präfe-
renzregel bei allen Wahl- und Berufungsverfahren mit 
Beschwerderecht. Die Motion^wurde am 11.9.1995 abge-
schrieben. ,. 

a. Eine Anfràge der kantonalen Arbeitsgruppe für Frau-
enfragen vom 14.8.1992 (siehe F 3/1992) betreffenddie ' 
Untervertretung der Frauen in den kantonalen Kom-
missionen wurde von der Regierung am 22.9.1992 be-
antwortet. Die Re'giemng führt darin aus, dass der Frau-. 
enanteil in den kommenden Jahren erhöht werden soll. 
Dies könne jedoch nicht durch eine Quotenregelung 
erzielt werden. 

b. In der Stellungnahme der Regierung vom 14.12.1993 
zu einem Bericht der Arbeitsgruppe für Frauenfragèn.zur 
Steilling der Frauen in der kantonalen Verwaltung ^ 
erklärte die~Regierung; dass sie bereit sei, bei der Beset-
'zung von Kaderpositionen bei gleicher_Qualifikatiöri in. 
der Regel Frauen zu bevorzugen, sofern nicht übergeord-
nete Interessen einer Wahl entgegen stehen. . 

• Neuenburg 

Die.lnterpellation Blaser vom'15.5.1995 betreffend die 
Vertretung der Frauen iri den kantorialen Kommissionen 
wollte vom Grossen Rat wissen, welche Massnahmen 
vorgesehen seien, um deri Frauenanteil in den Kommis-
sionen bis zur nächsten Legislaturperiode auf 40% zu 
erhöhen. Die Antwort vorti 4.10.1995 wurde rioch nicht 
publiziert. . ^ 

• Nidwaiden , 

keine Vorstösse oder Erlasse 
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• Obwalden 

keine Vorstösse und Erlasse 

fördemng, bessère Vereinbarkeit von bemflichen mit 
familiären Verpflichtungen,ihicht aber Zielvorgaben. 

• St. Gallen . 

à. Auf das Postulat Blaser vom Mai 1992, "Verbessemng 
der Vertretung und bemflichen Stellung des weiblichen 
Personals in der kantonalen Verwaltung" (siehe F 
3/1992) trat der Grosse Rat des Kantons St., Gallen im • 
Septembér 1992 nicht eiri. 

b. Die in ein Postulat umgewandelte Motion Berlinger, 
die mindestens eine Frau in Untersuchungsbehörden und 
Gerichten bei.Sèxualdelikten an weiblichen Personen 
forderte (siehe F 3/1992), wurde vom Grossen'Rat im -
September 1992 abgeschrieben. 

Seit 1992 keine neuen Verstösse oder Erlasse. 

• Thurgau 

keine Vorstösse oder Erlasse 

• Tessin ' 

keine Vorstösse oder Erlasse 

• . Uri ' • • 

kèine Vorstösse oder Erlasse -

Hochschule St.Gallen (HSG) 

Das Postiilat Hilber voni November 1990 betreffend 
Frauenfördemng'an der Hochschule St. Gallen (siehe F 
3/1992) wurde vom Grossen Rat im November 1995 
abgeschrieben. 

. Seit 1992 keine neuen Vorstösse oder Erlasse. 

• Waädt 

Die internen Verwaltungsrichtlinien sehen vor, dass der 
Erhöhung der Frauenvertreturig in den vom Staatsrat 
emannteh.Kommissionen besondere Beachtung ge-
schenkt werden mûssé. • - • . 

ansonsten keine Vorstösse oder Erlasse 

• Schaffliausen 

keine Vorstösse oder Erlasse 

Universität Lausanne . . . • 

keine Quoteriregelungen oder Zielvorgaben. 

•. Soiothurn 

Die am 7.6.1995 eingereichte .Volksinitiative "Für eine 
gleichberechtigte Vertretung von Frauen tind Männern in 
den kantonalen Behörden - Iriitiative 2001',' verlangt die; 
Erhöhung des Frauenanteils entsprechend ihi'em Bevöl-
kemngsanteil. Auf Antrag des Regiemngsrats hat der 
Kantonsrat das Begehren am 13. Febmar 1996 für un-
gültig erklärt. Die Initiantinnen wollen eine Stimmrechts-
beschwerde ,beim Bundesgericht einreichen. 

• Schwyz ' - • , 

Die Interpellation Weber vom 25.1.1993 betrifft die 
Frauenförderung in der kantonalén Verwaltung. Der 
Regiemngsrat führt in seiner Stellungnahme vom 
24.2.1993 aus, dass verschiedene,Frauenfördemngs-
massnahmen an die Hand genoinmen worden seien, diese 
aber noch verstärkt werden müssten. Es sind allgemeine 
Massnahmen vorgesehen wie individuelle Laufbahn- . 

• Wallis , 

a. Die Staatsratsbeschlüsse voni 1.9. und 8.9:1993 sehen 
vor, dass bei der Besetzung von Verwaltungs- und aus-
serparlamentarischen Kömrriissionen für die Legisla-
turperiode 1994/1997 der Gmndsatz der angemessenen 
Vertretung von Frauen zu berücksichtigen sei: 

b. In einem Vorschlag vom 12.1.1994 regt, der Staatsrat 
die Departèriiente an, dass in jeder Kommission minde-
stens eine Frau Einsitz nehmen sollte und der Frauen-
anteil generell erhöht werden müsse (z.B. durch Erhö-
hung der Gesamtzahl der Kommissionsmitglieder). Béi 
Ersatzwahlen für die ausserparlamentarischen Kommis-
sionen mit niederem Frauenanteil sollten dié.Kandida-
turen von Frauen prioritär berücksichtigt werderi. 

• ' Zug . 

a. Am 3Ö.3.1994 beschliesst der Regiemngsrat'Richt-
linien zur Erhöhung des Frauenanteils in .den ausserpar-
lamentartischen Kommissionen. Es soll ein Frauenariteil 
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von mindestens 30% angestrebt werden. Bei Wahlen in 
Kommissionen, die einen Fraùenanteil von weniger als 
30% aufweisen, sind bei gleichwertiger Qualifikation 
Frauen vorrangig zu berücksichtigen. 

• Kanton Zürich 
1 - . . . 

a; Das Postulat Fehr.vom 25.11.1991 betreffend 
"Erhöhiing des Frauenanteils in den Stufenlehrmittel-
kommissionen in der Volksschule" (siehe F.3/1992) 
wurde am 28.9.,1992 vom Kantonsrat abgelehnt. 

b. Die Einzelinitiative Leopold Brügger vom 22.3.1993 
"für eine paritätische Vertretung beider Geschlechtér in, 
dén Gremien zur Fördemng der Gleichstellung von Frau 
und Mann" wurde vom Kantonsrat im September 1993 
nicht unterstützt. , • 

c. Der Regiemngsratsbeschluss vom 1.7.1992 betraf die 
"Vértretung der Frauen in den Kommissionén der kanto-
nalen Verwaltung". Gestützt auf einen Evaluationsbericht 
der Fachstelle für Gleichberechtigungsfragen vom 
4.1.1995 stellte der.Regiemngsrat fest, dass das Poten-
tial, den Fraùenanteil systeniatisch zu steigern,-trotz . 
einiger Fortschritte bei weitem nicht ausgeschöpft wor-
den sei. Gestützt auf diese Erwägungen erfolgte am 
8.2.1995 ein neuer Regiemngsratsbeschluss betreffend 
"Vertretung der Frauen in deii Kommissionen der kanto^ 
nalen Verwaltung". Dieser strebt in den Kommissionen 
einen Frauenanteil vori mindestens 30% an. Bei Wahlen 
in die Kommissionen, die eiinen Fraiienanteil von weniger 
als 30% aufweiseri', sind bei gleicher oder gleichwertiger , 
Qualifikation Frauén vorrangig zu berücksichtigen. 

d. Die Einzelinitiative Forrer vom 11.12.1995 betrifft 
die Einreichung einer Standesinitiative mit dem Ziel, Art! 
80 der Bundesverfassung wie folgt zu ändem: "Der Stän-
derat besteht aus 46 Abgeordneten. Jeder Kanton wählt 
eine Abgeordnete und einen Abgeordneten. In den geteiU 
ten Kantonen muss nach einer Amtsperiode ein Wechsel 
voni einen zum anderèn Geschlecht stattfinden." 

c. Der Stadtratsbeschluss vom 15.9.1993 betreffend 
Vértretung der Frauen in den vom Stadtrat gewählten 
Kornmissiönen beinhaltet, dass in Kommissionen rriit 
weniger als 30% Frauen bei gleichwertiger Qualifikation 
Frauen vorrangig zu berücksichtigen sind. Längerfristiges 
Ziel ist die paritätische Vertretung. 

. d. Der Beschlussantrag Prelicz-Huber vom 27.3.1991 
"über eine Behördeninitiative betreffend Ändemng des 
kantonalen Wahlgesetzes" verlangt, das kein Geschlecht 
mif weniger als 40% im Parlament vertreten sein soll. Die 
Behördeninitiative würde am 8.7.1992 an den.Kanton .. 
überwiesen. Dort ist sie z.Zt. hängig. 

Universität Zürich 

Keine neuen Regelungen im Zusammenhang mit Ge-
schlechterquoten und Zielvorgaben an der Universität 
seit September 1992." . 

ETH Zürich . , 

Irn Oktober 1993 wurde an der ETH Zürich eine Stelle 
für Chancengleichheit geschaffen. Zur Zeit liegt der 
Schulleitung ein von der Stelle für Chancengleichheit 

.erarbeiteter Entwuif für ein Fräuenförderüngsprögramrri. 
1996-99 zur Genehmigung vor., 

Stadt Winterthur 

Am 14.10.1993 wurde die Volksinitiative "Teilzeit-
Initiative: Fraiien und Männer in den Stadtrat" einge- " 
reicht. Die Volksinitiative verlangte, dass der Stadtrat aus 
14 Personen bestehen solle; wovon mindestens je sechs 
Frauen und sechs.Männer. Je zwei Mitglieder sollten sich 
zur Hä|fte in ein Vollamt teilen. Die Volksinitiative 
wurde am 26.11.1995 vom Winterthurer Stimmyolk 
abgelehnt. 

.11.2. BUND 
Stadt Zürich 

a. Art. 2 der Ausfühmngsbestimmungen zur Verordnung 
über die Arbeitsverhältnisse des Personals der Stadt 
Zürich (Gemeinderatsbeschliiss vom 15.7.1993).sieht die 
Entwicklung von Zielvorgaben für den Anteil von Frauen 
in verschiedenen Funktionen und Hierairchiestufen, 
Kommissionen und Arbeitsgmppen vor. Art- ' '2 Abs. 1. 
legt fest, dass die paritätische Vertretung der Geschlech-
ter in der Personalkommissiön anzustreben sei. 

'b., Mit Gemeinderatsbesch|uss vom 22.\2.\993 wurde 
für die Versichemngskasse der Stadt Zürich der Gmnd-
satz der paritätischen Vertretung der Geschlechter in der 
Kassenkommission und im Ausschuss festgelegt. _ 

• Volksinitiative 

Die 1995 eingereichte eidgenössische Volksinitiative 
"Füi; eine gerechte Vertretung der Frauen in den Bundes-, 
behörden (Initiative 3. März)"^verlangt eine angemes-
sene Veî tretung der Frauen in allen Bundesbehörden, 
namentlich im Nationalrat, im Ständerat, im Bundesrat 
und im Bundesgericht sowie eine ausgewogene Vertre-
tung in den Verwaltungen und an deri Hochschulen. Die 
Differenz zwischen der'weiblichen und männlichen Verr 
tretung eines Kantons im Nationalrat darf nicht mehr als 
eins betragen. Jeder Vollkanton soll einen Ständerat und 
eine Ständerätin wählen, die Halbkantone einen Mann 
oder eine.Frau. Mindestens drei der sieben Mitglieder 
dés Bundesrates und mindestens 40% der Mitglieder und 
Ersatzmitglieder des Bundesgerichts müssen Frauen sein. 
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• Petition 

Der Nationalrat lehnte es 1993 ab, der in eine Petition 
umgewandelten, nicht zustandegekommenen Volksinitia-

. tive"Nationalrat 2000" Folge zu gében (siehe auch F 
3/1992). Die Petition verlangte eine geschlechtsparitäti-
sche'Besetzung des Nationalrates. 

Erhöhung des Frauenanteils an den Hauptlehrkräften (Kt. 
AG). Ein Vorstoss iiri Kanton Luzem wollte die Vergabe 
von öffentlichen Aufträgen damit verknüpfen; dass ein 
Mindestprozentsatz von Frauen von der Vergabe profitie-
ren müsse. Eine Einzelinitiative im Kt. Zürich wiedemm 
verlangte die Einreichung einer Standesinitiative zur 
Einfühmng der Geschlechterparität im Ständerat. 

• Parlamentarische Vorstösse 

a. Die Motion yon Feiten vom 16.12.1993 verlangt zur 
Bekämpfung von Darstellungen von Gewalt gegen 
Frauen im Femsehen die Einfühmng einer Frauenquote 
für die unabhängige Beschwerdeinstanz (UBI). Die Mo-
tion wird in ein Postulat umgewandelt und als solches 
überwiesen. 

b. ' Die parlamentarische Initiative Bär, welche eine an-
gemessene Vertretung der Frauen in der Landesregiemng 
verlangte, wurde vom Nationalrat 1994 abgelehnt.-̂  

c. Die beiden parlamentarischen Initiativen Hämmerle 
und Robert für eine Volkswahl des Bundesrates mit 
Quoten für Geschlechter iind Sprache wurdén vom Nà-
tion.alrat 1994 abgelehnt.'' -

. a. Ausserparlamentarische Koriwiissionen 

Rund ein Drittel der gezählten Vorstösse und Beschlüsse 
betreffen den Frauenanteil in den parlamentarischen, 
ausserparlamentarischen und Verwaltungskommissionen. 
Die Vorstösse reichen von relativ wagen Fordemngen 
nach Erhöhung des Frauenanteils (beispielsweise durch 
Erhöhung der Frauen-Wahlvorschläge) bis zu konkreten 
Zielvorgaben (z.B. Kt. BE). In den Kantonen Zürich, Zug 

' und Wallis wurden durch Beschlûssé der Exekutiven die 
Zielvorgaben fiür den Frauenanteil in den ausserparla-
mentarischen Kommissionen festgelegt. , 

Die Bestrebungen in den Kantonen entsprechen in ihrer 
Ausrichtung den buhdesrätlichen Richtlinien für die 
Bestellung, Arbeitsweise und Kontrolle von ausserparla-
mentarischen Kommissionen, welche seit der Ändemng 
vom 1.4.1992 festlegen, dass Frauen in den ausserparla-
mentarischen Koinmissioneh des Bundes mit mindestens 
30% vertreten sein sollen und längerfristig einé paritäti-
sche Vertretung beider Geschlechter anzustreben ist. 

///. BEWERTUNG DER VORSTÖSSE 

III. I. VORSTÖSSE AUF KANTONALER EBENE UND 
IN DEN GROSSEN STÄDTEN 

Insgesamt gab es im Zeitraum 1992 bis 1995 in der 
Hälfte aller Kantone Bemühungen, Geschlechterquoten 
oder Zielvorgaben einzuführen. Neben entsprechenden 
parlamentarischen Vorstössen und Volksinitiativen wur-
den in verschiedenen Kantonen verwaltungsinterne 
Massnahmen zur Erhöhung des Frauenanteils ergriffen. 
Die meisten Vorstösse sind in den Kantonen mit grossen 
Städten eingebracht worden (BE, ZH, LU, BS, SG, je-
doch nicht in GE und WD), während in Kantonen mit 
kleineren städtischen Zentren wenig bis keine Eingaben 
gemacht worden sind (Ausnahme: VS). Die parteipoliti-
sche Zusammensetzung und der Frauenanteil in den Par-
lamenten sind dabei wesentliche Faktoren für die Anzahl 
und die Erfolgsaussichten der eingereichten Vorstösse. 
Mit wenigen Ausnahmen wurden die Vorstösse von 
Frauen eingebracht, häufig reichten dieselben Frauen 
mehrere Motionén/Interpellatiorien ein. Mit Abstand am 
meisten Vorstösse stammten von Parlamentarierinnen der 
linken und grünen Parteien. 

Die seit 1992 èingereichten Vorstösse betreffen die un-
terschiedlichsten Gebiete, von einzelnen Verwaltungs-. 
einheiten über politische Gremien bis zur Vergabe von 
öffentlichen Aufträgen. Damnter befinden sich etwa drei 
Vorstösse für die paritätische Vertretung beider Ge-
schlechter in den Gremien zur Gleichstellung von Frau 
und Mann (Kt. ZH und Kt. BL) oder ein Postulat zur 

b. Kantonale und städtische Verwaltung 

Ebenfalls etwa ein Drittel der Vorstösse und Beschlüsse 
betreffen den Anteil der Frauen an den Verwaltungs-
angestellten, sei es in einzelnen Teilbereichen 
(Gleichstellungsgremien, Lehrkräfte, Universitätsange-
hörige) öder in der gesamten kantonalen Verwaltung. 
Mehrere parlamentarische Vorstösse sind auf Antrag der 
Regiemngen mit der Begrüridung abgeschrieben worden, 
dass verwältungsintem bereits Anstrengungen unter-
nommen worden seien, um den Frauenanteil auf allen 
Ebenen zu erhöhen. Es handelt sich dabei gmndsätzlich 

. um vorsichtig und flexibel ausgestaltete Präferenzregeln, 
die stets auch Raum für Ausnahmen offen lassen (z.B. 
mittels der Zusätze "in der Regel", "gmndsätzlich", "wo 
immer möglich" etc.). Es handelt sich dabei immer um 
Entscheidungsquoten, die bei gleichwertiger Qualifika-
tion zur Anwendung kommen. Von der Qiialifikation der 
Bewerberin unabhängige feste Ergebnisquöten für die 
Bésetzung von Stellen im öffentlichen Dienst gibt es in 
keinem Kanton. 

c. Kantonale Parlamente und Exekutiven 

Während die Akzeptanz für Frauenfördemngsmass-
nahmen und Zieivorgaben im Bereich der Verwaltung 
und bei der Besetzung von Kommissionen in den letzten 
Jahren gewachsen ist, stossen Bemühungen, dén Frauen-
anteil in den politischén Gremien riiitder Festlegung von 
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Quoten oder Zielvorgaben zu erhöhen, auf Ablehnung. 
Dabei wird argumentiert, dass Geschlechterquoten in der 
Politik mit den "demokratischen Prinzipien und Gmnd-
rechten" unvereinbar seien. Jm Zeitraum 1992-1995 ' 
wurden 7 Vorstösse auf kantonaler Ebene zur Einfühmng 
von Geschlechterquoten/Zielvorgaberi iri den Parlamen-
ten oder den Exekutiven der Kantone eingereicht. Fünf 
davon sind bereits abgelehnt worden: Ein baselstädti-
scher, ein stadtbemischer, zwei basellandschaftliche 
Vorstösse und eine Volksinitiative in der Stadt .Winter-
thur. wurden verworfen. Eine Behördeninitiative der Stadt 
Zürich ist beirii Kanton hängig. Über die Volksinitiative 
im Kt. Solothum zur Einfühmng von Geschlechterquoten 
in den politischen Gremien wurde noch nicht entschie- .. 
den. V 

d. Universitätsbereich 

An verschiedenen Universitäten (z.B. Bem, Basel und 
Gehf, siefie auch F 3/1992) bestehen umfassende Frauen-
fördemngsreglemente, die Massnahmen zur Erhöhung 
des Frauenanteils auf allen hierarchischen Stufen definie-
ren. Dié Frauenfördemngsmassriahmen sind an allen 
Universitäten relativ flexibel formuliert, d.h. die Zielset-
zung soll "angestrebt", die Gleichstellung "gefördert", . 
oder es soll bei gleichwertiger Qualifikation eine Präfe-
renzregel (rnit Ausnahmen) angewendet wèrden. Wäh-
rend bei der Einstellung von,administrativem Personal an 
manchen Universitäten>Präferenzregeln angewendet 
werdèn und die Geschlechterparität oder ein Mindest-
anteil von Frauen vorgesehen ist,, wird in den Bemfungs-
veifahren zur Anstellung von Professorinnen auf ver-
bindliche Vorschriften und Zieivorgaben weitgehend 
verzichtet. Verschiedene Universitätsreglemente formu-
lieren allerdings die längerfristige Zielsetzung der, 
schrittweisen Erhöhung des Frauenanteils auch im Lehr-
körper. 

Mit der Volksinitiative "3. März" soll die gleichberech-
tigte Teilhabe der Frauen an der Bunde'spolitik und am 
Bundesgericht sowie eine ausgewogene Vertretung dér 
Frauen in der Bundesverwaltung in der Verfassung ver-
ankert werden. Das Schweizerische Stimmvolk wird sich 
im Zusammenhang init dieser Initiative zum ersten Mal 
zur Eirtfühmng von Geschlechterquöten auf Bundesebene 
äussern können. 

III. 3. ZUSAMMENFASSUNG 

Zieivorgaben für den Verwaltungsbereich und beider . 
Besetzung von ausserparlamentarischen Kommissionen 
haben bis heute insbesondere dann eine Chance umge-
setzt zu werden, wenn sie relativ unverbindlich und all-
gemein formuliert sind (mit anderen Worten einen Raum 
für Ausnahmen offen lassen) und eine schrittweise Erhö-
hung in klar definierten Bereichen vorsehen. 

Auch wenn der gesellschaftliche Konsens darüber zu-
nimmt, dass deri Frauen eine angemessene Beteiligung 
am politischen Prozess und in den politischen Gremien 
zusteht, so wird nach wie vor ein eigentlicher Arispmch 
der Frauen, der sich in der Festlegung einér klaren Ge-
schlechterquote für politische Amter äussern.würde, 
mehrhéitlich verneint. Quoten werden im Zusammenhang 
mit politischen Ämtern auch nicht als vorübergehende 
Massnahmen akzeptiert. Gegen Quoten im politischen 
Bereich wird meist mit der Unvereinbarkeit vön Quoten 
mit den demokratischen Prinzipien argumentiert. Tat-
sächlich dürfte der Hauptgmnd für dié Ablehnung der 
Quoten aber damit zusammenhängen, dass Quoten in 
sehr viel kürzerer Zeit als alle anderen Frauenförde-
mngsmàssnahmen eine Umverteilung der politischen 
Macht zugunsten der Frauen zur Folge hätten. 

e. Justiz/Gerichte 

Nur zwei Vorstösse auf kantonaler Ebene zielten auf die 
Beteiligung von Frauen an den Gerichten ab. Der Vor-
stoss in St. Gallen, welcher die Betéiligung von Frauen in 
Gerichtsbehörden bei Sexualdelikten forderte, wurde 
abgeschrieben. Eine Motion im Kanton Luzern verlangte 
einen minimalen Fräuerianteil für Fachrichterinnen am 
Arbéitsgericht. Diese Motion wurde für erheblich erklärt. 

III. 2. BUND 

Wie aus der Uiitersuchung von Regula Mader in F 
3/1992 hervorgeht, wurden alle parlamentarischen Vor-
stösse bis 1992, welche die Einführung von Quoten und 
Zielvorgaben für die Zusammensetzung des Parlaments,, 
des Bundesgerichts oder des Bundesrates zum Gegen-
stand hatten, abgelehnt. In den folgenden, Jahren zielten 
zwei kurz aufeinander folgende Vorstösse im Nationalrat 
erneut darauf ab, den Frauenanteil im Bundesrat zu erhö-
hen. Auch diese wurden abgelehnt. 

.1 Die Angaben stützen sich auf Informationen des Parlamentsdienstes 
des Bundes, der kantonalen Staats- und Regierutigskanzleien sowie der 
kantonalen und städtischen Gleichstellungsbüros. Es sind nur jene 
Städte einzeln aufgeführt, aus welchen der Autorin Informationen 
vorlagen und in welchen entsprechende Vorstösse eingebracht worden 
sind. 
^ BBl 1993 III 403. 

Amtl. Bull. NR, 1994, S. 1853. 
"^Am.ü'Bull: NR, 1994, S. 1850. 
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Frauenfragen - Frauen fragen 
Judith Stamm . 

"Solange wir 
über jede- erste 

oder zweite Frau, 
die sich neu 

, iri einem Gremium 
einen Platz erobert', 

in Begeisterungsstürme 
ausbrechen, 

solange wird auch der 
fabelhaft funktionierende 

Minderheitenschutz 
für die Männer 

nicht Schaden leiden.» 

Politikerinnen und Politiker verler-
nen im Lauf der Zeit,' gmndsätzliche 
Fragen zu stellen. Deshalb sind ihre 
Arifwonen auf prägen auch häufig so 
unbefriedigend. Die Grundfrage, die 
uns heute rn'ehr denn je umtreiben 
müsste, lautet: Wanim ist die "Welt so, 
wie sie ist? Diese Gmndfrage kann 
aufgeschlüsselt-•werden iri unzählige 
Unterfragen: "Warum haben die Men-
.sehen weltweit immer noch nicht 
gelernt, inner- und zwischenstaatliche 
Konflikte anders auszutragen als sich 
gegenseitig iimzubringen? Warurri 
gehört der Res'pekt vor der Natur nicht 
zur Minimalausrüstung des mensch-
lichen Charakters? Warunh eilen die 
reichen Menschen des. Nordens nicht 
den armen Menschen des Südens 
wirksamer zu Hilfe, sodass "Wcblstand 
für alle geschaffen werden kann? War-
um geht es in der Schweiz.so lange, 
bis die Gerechtigkeit unter den 
Geschlechtern-hergestellt ist? Mit die-

' sen und noch vielen anderen ähnli-
chen Fragen soll man nicht zu Men-
schen gehen, die sich politiisch betäti-
gen. Denn dièse haberi sich, gewollt 
oder ungewollt, damit abgefunden, 
die Welt so zu nehmén, wié sie ist; Sie 
'weichen den grundsätzlichen Fragen 
nicht aus bösem Willen aus. Sie haben ' 
nur keine Zeit, keine Kraft, keine 
Phantasie, um über diese Fragen 

" nachzudenken. Sie leben höchstens in 
der Hoffnung, die Welt; wie sie nun 
einmal ist, punktuell, in kleinen Schrit--
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w 
ten, ein wenig, zum Guten zu verän-
dern. . ' ' ' 

Die Frauen sind iiri politischen 
Leben unseres Landes eine neue 
Kraft. Die Möglichkeit im öffentlichen 
Leben durch politische Rechte Ein-
fluss. zu nehmen, haben sie'erst seit 
gut zwanzig Jahren. Sie'haben daher 
eine kurze politische. Geschichte, 
sind nicht durch Traditiorien belastet, 
vertrauen ihren Gefühlen, stellen Fra-
gen und suchen Antworten. Auch 
wenn sie Politikerinnen sind, tun'sie 
sich vielfach schwei" damit, die Welt 

.einfach so zu nehmen, wie sie nun 
einmal ist. Dadurch sind sie rnit einer 
besonderen Eigenschaft versehen: Sie 
sind nicht pilegeleicht. 

Demokratie 
mit der Hälfte des Volkes 

.. Man sollte nieinen, die Einführung 
des Frauenstimmrechts 1971 sei eine 
epochemachende Ahgelegeriheit . 
gewesen und habe sich entsprechend 
in den Annalen unserer Geschichte 
und in den Büchern der Politologen 
niedergeschlagen. Dem ist nicht so. 
Interessanterweise schrieb beispiels-
weise Erich Gruner 1969 in seinem 
Werk -Die Parteien in' der Schweiz-, 
im Kapitel .«Frühzeitige, und weitge-
hende Deriiokratisieruiig--folgendes: 
"Die erste und auffallendste politische 
Besonderheit der modernen Schweiz 
ist der frühzeitige und maximal aus-
gedehnte Ausbau der, demokrati-
schen Willensbildung. Die Schweiz 
führt, verglichen mit'^den USA und 
den europäischen Demokratien, als 
erstes europäisches Land konsequent, 
das allgemeine gleiche und direkte 
Wahlrecht ein. (...) Nirgends sonst 
werden die breiten Schiirhten des 
Volkes so früh und so entschieden in 

den Prozess der demokratischen Wilr 
lensbilduhg eingegliedert. Dieser Zug 
zur grösstmöglichen Demokratisie-
rung wird in besonderer Weise unter- ' 
strichen'diirch die maximale Ausdeh-
nung der Volksrechte.-

Wo aber waren da die Frauén? Nir-
gends findet sich in diesem Text ein , 

. Sterbenswort davon, dass unter -Volk-
• nur mänriliche Angehörige der Bevöl-

kerurig zu verstehen waren. Die früh-
zeitige und weitgehende Demokrati-

' sierung betraf nur die Hälfte derer, 
die es hätte betreffen müssen. Auch 
in der zweiten, neu bearbeiteten und 
erweiterten, Auflage des Buches,-die 
19'77 erschien, finden sich im Inhalts-

~ Verzeichnis'wohl Titel wie -Gottlieb 
Duttweiler und sein Eintritt in die 
Politik- oder -Jugend ijrid Parteipoli-
'tik-; ein Kapitel über den. Eintritt der • 
zweiten, nämlich ' der weiblichen 
Hälfte der Bevölkeaing-in die Politik 

• und den Einlluss die.ses Ereignisses 
auf , die .Parteienlandschaft dei" 
Schweiz, sucht man vergebens. Hin-
weise darauf fand Erich Gruner 
offenbar auch in den von ihm beige-

••. zogenen Studien anderer Autoren 
nicht. Gehörten die Frauen in unse-
rem Lande bis zur Einführung des 
Frauenstimmrechts 1971 zum -Nicht-' 
volk'̂ ? Wenn man zurückschaut, wie 
sich die Parteien auf den Zuzug der 
neuen Stinimbürgerinnen vorbereite-
ten, oder eben nicht vorbereite.ten. 
muss man das fast annehmen. 
Während bei Sachabstimmungen ahi 
Tag nach der Annahrine einer Vorlage 
der'Leitfaden über den Umgang .mit 
dem neuen Sachverhalt schon auf 
dem Tische liegt, war das im Hinblick 
auf die Integration der neuen Stimm-
bürgerinnen überhaupt nicht der Fall. 

• Da versuchte- nun die zweite Hälfte 
der stimmberechtigten Bevölkerung 
neu an den politischen Entscheidun-
gen auf allen Stüfen, in allen Gremi- • 
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en, teilzunehmen. Das war wohl auf 
dem Papier, aber nicht in der Wirk-
lichkeit erw.ünscht. .Stimmen und 
wählen durften sie schon, die Frauen. 
Aber dass. sie in Konkurrenz zu den 
Männern politische Ärnter und Man-
date in angemessener Zahl, überneh-
men sollten, das hatte man sich . 
offenbar nicht vorgestellt. Umso/ 
weniger, als.ja diese begehrten Ämter 
und Mandate mit der Einführung des 
Frauenstimmrechts nicht verdoppelt-
wurden. Das Angebot blieb knapp. 
Die Nachfrage vergrössene sich zuse-
hends, knappe Güter aber, werden 
teuer. Bei: Fusioneri in der Wirtschaft 
werden häufig die Po.sten der verant-
wortlichen Personen unter Vertretern 
der angestaminien und der neu dazu-
gékommenen Einheit aufgeteilt. Sol-
ches hatten diejenigen, welche die 
politische Macht bisher iii den Hän-
den gehabt; hatten, gar nicht im Sin-
ne. Sie wollten nicht mit der neuen 
Interessengruppe Frauen -fusionie-
ren». Frauenfrage: Waren und.sind die 
Frauen in unserem Land eine politi-
sche -quantité négligeable-?' 

Späfkömmt Ihr, , 
. doch Ihr kommt ' 

Erauenfrage: " '̂arum fiel und fällt es 
den Männern so schwer, politische 
Macht und Verantwortung mit den 
-newcomern" - den Frauen - zu tei-
len? An dieser Stelle ist eine Vorfrage 
zu stellen. Warum ging es überhaupt 
sö lange in unserem Lande, bis die 
Frauen an der politischen Macht.teil-
haben konnten? Warum hat die -älte-
ste Demokratie der Welt- der weibli-
chen Hälfte ihrer Bevölkerung so lan-
ge das Entscheidungs- und Gestal-
tüngsrecht im öffentlichen Leben vor-
enthalten? Warum hat nicht vor fünf-

zig Jahren die Bewährung im Zweiten 
Weltkrieg den Schweizei; Frauen den 
politischer! Durchbruch gebracht? In. 

, dieser Zeit haben die Frauen ja das 
Weiterfunktionieren des zivilen 

- Lebens gewährleistet. Es wurde 
offensichtlich, .wieviele Fähigkeiten 
und Talente in den Frauen schlum-
merten. Sie konnten sehr wohl auch 

• im öffentlichen Leben Verantwortijng 
übernehmen, wenn man sie ihnen 
übertrug. Ich denke, dass es diesel-
ben Ursache.n sind, welche damals 
dén Eintritt der Frauen in das öffentli-

' che Leben verzögerten, die auch heu-
te, das rasche, und zahlreiche Über-
nehmen von öffentlichen Ämtern und 
Mandaten durch Frauen verhindérn. 
Warum war und ist es sö schwer für 
Frauen- in unserem Lande, als 
erwachsene,. mündige Menschen -
anerkannt zu werden, die im kultu-
rellen, wirtschaftlichen, politischen . 
Beréich an den entscheidenden Stel-
len mitgestalten wollen? Mit vorder-
gründigen Erkläaingen ist dieser Fra-
ge nicht beizukommen. Die Antwor-
ten stehen noch.aus. Aufden Hin-
weis, dass es ja heute aicht mehr so 
schlecht bestellt sei mit der Teilnah-
me der Frauen an politischer Verant- . 
Wertung, sei- eine Entgegnüng mit. 
einern Sprichwort erlaubt; Einzelne 
Schwalben machen, noch keinen. 
Sommer! ;'lhr kamt spät, aber Ihr 
rennt schnell-, sagte eine englische 
Journalistin zur Frauenfrage in der 
Schweiz. Aber auch das schnelle Ren-
nen bringt nicht imméi^ deh-
gewünschien Erfolg. 
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Frauen in den Bundesrat. 
Geradezu ein Schulbeispiel für die 

schlecht geplante und unwillige Auf-
nahme'der Frauen in die politischen 
Machtstrukturen des Landes ist die 
Einsitznahme ocler Nichteinsitznahrne 
von Frauen in die Landesregierung, 
den Bundesrat. Von 1983 bis 1993' 
spielte sich ein-Trauerspiel ab, das 
von wenigen als solches währgenom-
men wurde. Die- Vorgänge solleri ' 
kürz in Erinnerung geaifen werden. 
1983 wurde die offizielle Kandidatin -
der Sozialdemokraten, Lilian Uchten-
hagen, nicht gewählt. Ein Mann, Otto, 
Stich, wurde ihr vorgezogen. Eben: 

• falls 1983 war, neben Jean-Pascal 
Delamuraz, auch Monique Bauer-Lar-' 
gier Kandidatin der Freisinnig-demo-
kratischen Fraktion, hatte aber keine 
Charice., 1984 wurde die Kandidatin 
der Freisinnigen, Elisabeth Kopp, 
welclie in einer Zweierkändida.tur 
zusammen rnit einem Mann vorge-
schlagen worden war, mit einer Stim- . 
me über dem absoluten Mehr . 
gewählt. Bekanntlich scheiterte sie im 
Amt und wurde 1989 durch einen 
Mann, Kaspar Villiger, ersetzt. Neben 
Kaspar Villiger war auch. Monika 
Weber (Landesring der Unabhängi- . 
gen) Kandidatin. Als die Christlichde-
niokratische Fraktion 1986 ihre bei-
den Sitze neu zu besetzen hatte, 
dachte sie nicht daran, einen davon ^ 
einer Frau zur Verfügung zu stellen. 

:Dies obwohl sie sich als eine der drei 
grossen, staatstragenden Parteien mit 
Vorbildfunktion versteht. Oder ge-
schah es, eben vielleicht gerade des-
wegen nicht? Als Kandidatin für einen 
Bundesratssitz habe ich auf den Man-
gel aufrnerksam gemacht. Und 1993, 
als wieder die Sozialdemokraten am 
Zuge waren, hatte das Parlament - es 

••ist kaum zu glauben - immer noch 

nichts gelernt. Der offiziellen Kandi-
datin Christiane Brunner wurde wie-
der ein Mann, Francis Matthey, vorgè-
zogeri. In der Folge verzichtete dieser 
auf das Amt. Denn diesmal rührte" 

-sich das Volk,"der Souverän. Tausen-
. de von Frauen - und Männern - ver-
sammelten sich am zweiten Wahltag 
vor dem Bundeshaus, und demon-
strierten für die Wahl einer Fraul 
Gewählt wurde die Sozialdemokratin 
und Gewerkschafterin Ruth Dreifuss. 

Diese zehn Jahre Gerangel um die 
höch.sten Ämter im'Staaté,'. neu mit 
Beteiligung von Frauen, müssen im 
Zusammenhang gesehen werden. 
Die Situation der Bisherigen und der. 
neu Dazugekommenen kann wie béi. 
einem Experiment im.Labor beobach-
tet werden. Der Wahlkörper, beste-
hend aus den 246 Mitgliedern der 
Bundesversammlung, ist übersicht-
lich. Die Einwirkungen der Parteien, 
des heimischen Umfeldes, der Medi-
en, sind fast mit Händen zu greifen. 
Nicht einmal hier, wo auserlesene 
politische Köpfe- des .Landes tätig 
sind, konnte bis jetzt genügend • 
bewusst gemacht werden, dass mehi" 
Frauen in der Regierung die Verwirk-
lichung von mehr Gerechtigkeit und 
inehr Demokratie, also eine Stärkung 
def Grundpfeiler unseres Staatswe-
sens, bedeutet. Während wir in der 
Schweiz durch die Einführung des 
Proporzsy.stériis dafür gesorgt haben, " 
dass auch Minderheiten bei der 
Bestellung politischer Ämter zum. 
Zuge kommen, trifft die Idee ,eines 
-Geschlechterproporz- auf Skepsis, 
Unverständnis und Ablèhniing, wenn 
nichii gar auf Spott und Hohn. 
Geschlechterproporz ist als Über-
gangslösung ein geeignetes Mittel, 
den Frauen zu ermöglichen, ihren 
Nachholbedarf aufzuholein.. Ziel einer 
Demokratie muss es sein, Frauen und 
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Männer auf allen Stufen ungefähr iri 
gleichem Masse .an den politischen 
Entscheidungsgreinien zu beteiligen. 
Es versieht sich dabei von selbst, dass 
es sich bei den kandidierenden.Frau-
en .und Männern um Personen han-
delt, die für das Amt geeignet sind. 
Freiwillig einen Westschweizer oder 

: einen Tessiner, als Vertreter einer 
Minderheit in unserem Lande, in den 
Bundesrat zu wä.hlen, inacht der Buhr 
desversammlung keine Mühe. Frei-
willig eine öder, mehrere Frauen, als 
Vertreterinnen der-Hälfte der Bevöl- . 
kerung, in den Bundesrat zu wählen, 
machte ihr bis jetzt nur Mühe. Wie 
lange sollen die Frauen noch warten? 
Liegt das Hindernis e.twa darin, dass 
bei Frauen und Männern bei .der 
Beurteilung.der Eignung auch heute 
noch verschiedene Massstäbe ange- . 
legt werden? Lilian Uchtenhagen wur-
de, zu Unrecht, vorgeworfen, sie sei 
zu wenig-belastbar. Dieselbe Frage 
hatte offenbar bei Rudolf Friedrich 
oder Alphons Egli niemand gestellt. 
.Biographische Einzelheiten und welt-
anschauliche Einstellungen wurden 
bei Francis Matthey anders gewichtet 
als bei Christiane-i3rünner. Die-Auf-
zählung könnte beliebig fortgesetzt 
"werden. Ein reiches Feld für politi; 

. sehe Forschung bietet sich an. 

- Die Minderheit, . 
die eine Mehrheit ist 
Wann und wo immer die Unterver-

tretung deî  Frauen an den kulturel-
len, wirtschaflichen, politischen 
Schalthebeln'der Macht beklagt wird, 
erhebt sich unweigerlich der Ein-' 
wand, die Frauen seien ja die Mehr-
heit der Stimmberechtigten und hät-
ten damit das Mittel in der'Hand, 
Frauen zu den angestrebten Posten 
zu verhelfen. Was hat es auf sich mit 

der weiblichen Mehrheit der Stimm-
..berechtigten? Zahlenrriässig trifft es. 
vielerorts zu, dass Frauen in der 
Mehrheit sind. Behandelt werden sie' 
aber immer noch als Minderheit tjnd 
lassen sich das auch gefallen. Darin 
liegt das Paradox. Der Eintritt der. 
ersten Frau in ein mehrköpfiges Exe-
kutivgremium wird jeweils, als Erfolg, 
gefeiert. Es sind noch viele solche 

• Feiern möglich, rund herum im 
Schweizei-Iand! Dabei bedeutet eine 
Frau unter fünf, sieben oder neun 
Regierungsmitgliedern die • totale 
Untervenretung der Frauen, die nur. 
noch durch deren gänzliche Abwe-
sénheit übe'rtroffen werden kann. 
Jedem Mann würde das kalte Grau-
sen den Rücken hinunterlaufén bei 
der Vorstellung, auf Jahre, hinaus 
allein oder zu zweit in einem mehr-
köpfigen, weiblicheii Gremium funk-
tionieren zu müssen. Nicht so bei den 
Frauen .Trotz totaler Untervenretung 
lassen sie sich jahrelang vertrösten • 
und abspeisen mit dem Hinweis auf 
die eine Frau, die es geschafft hat. 
Unter anderem spielte auch dieser 
Umstand bei der Wahl von Bundes-
rätin Elisabeth Kopp eine Rolle. Es 
gab". Parlamentarier, die glaubten, 
dadurch das -Frauengestürm- ein für 
allemal los zu sein. Sie haben sich 
gründlich getäuscht. Weil die Frauen 

. zahlenmässig die Mehrheit sind, will> 
man ihnen, wie bereits erwähnt, kei-
nen Geschlechterproporz zugeste-
hen. Weil die Frauen wie eine Min-
derheit behandelt werden und sich 
das gefallen lassen, werden sie rioch 
lange nicht zu einer ihrer Mehrheit 
entspre'chénden Vertretung in,den' 
Entscheidungsgrèmien, kommen. 
Solange wir über jede erste oder 
zweite Frau, die sich neu in einem 
Gremium einen' Platz erobert, in 
Begeisterungsstürme ausbrechen, 
solange wird auch der fabelhaft funk-
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tionierende Minderheitenschutz für . 
die Männer nicht Schaden leiden. 

Die Zukunft ist weiblich 

Was ist al.so zu tun? E.s ist- der Ein-; 
sieht zum Durchbruch zu. verhelfen, 
dass in unserm Land nicht der Mann 
das Ma.ss aller Dinge ist. Mann und 
Fî au sollen nicht nur die,Geschicke 
des Privatbereichs, soridern auch die 
Geschäfte des öffentlichen Lebens, 
zusammen gestalten können. Dem ist 
sofort beizufügen, dass aiich unter--
den Frauen ein grosses Spektrum von 
Meinungen vorhanden ist. Nirgends, 
kann daher rriit einer einzigen Frau 
die Vértretung der Frauen gewährlei-
stet seih. Genau wie die Vielfalt der 
Sichten und Interessen der Männer 
soll auch die vrelfalt der Sichten und 
Interessen der Frauen durch verschie-
dene Frauen eingebracht werden 
können. Die Forderung, nicht mehr-
Männerbüride allein, sollten, in 
Zukunft ûbér die öffentlicher! Belan-
ge -verfügen können, verlangt den 
Männern viel ab. Sie rnüssen Macht 
und Verantwortung teilen. Sie verlas-, 
sen die bekannte, berechenbare 
Männergemeinschaft urid wagen sich 
auf das Glatteis der Zusammenarbeit 
mit Frauen. Mit- gleichberechtigten, 
gleichgestellten, ebenbürtigen, ver-
schiederianigen Frauen.. Frauen sind, 
ich wiederhole es, in unserem Lande -
eine neue politische Kraft, Ihre 
Geschichte i.si kurz. Sie fühlen sich 
kaum durch Traditionen belastét und 
gebunden. Sie vertrauen ihren 
Gefühlen, sie stellen Fragen ijnd fin-, 
den manchmal auch unkonventionel-
le Antworten. Sie stellen auch Dinge, 
die schon immer so waren, wie sie 
sind, in präge. Dadurch verbes.sern 
sie das Wohlbefinden der veraritwor-
tUngsbeladenen, gestressten männli-

chen Politiker nicht. In der erst kur-
zen" Zeit dèi- Zusahimenarbeit -mit 
Frauen konnten auf beiden .Seiten 
noch nicht alle Gefühle dér Unsicher-, 
heit ausgeräumt weî den. 

Wie sieht es'auf der Seite der Frau-
• en aus? Sind sie bereit, Teilhabe an 
der Macht und Verantwortung nicht 

, nur. zu fordern, sondern auch zu 
übernehmen? Nehmen-sie ihre Rolle 
als neue, frische, unverbrauchte poli-
ti.sche Kraft auch wirklich wahr? Oder 

. lassen sie sich klaglos durch die 
männliche (Panei-jPolitik vereinriah-
men und nahtlos inidie herkömmllT ' 
chen Ablaufe einfügeii, obwohl diese 
häufig nicht menschenfreundlich und 

.schon gar nicht familienvertfäglich 
.ausgéstaltet sind? Halten sie es durch, 
trotz den immer anspmchsyollér wer-
denden Anforderungen der Tagespo- • 
litik,..' immer wieder • auch die 
grijndsätzlichen Fragen zu • stellen 
und nach unkonventionellen Antwor-
ten zu st-ichen? Sind sie fähig, sich 
über die Ungerechtigkeiten, die täg-
lich geschehen, zu entsetzen? Kön-
nen sie sich die Sensibilität für Men-. 
sçhenrecht und Menschenwürde in 

-.'alltäglichen Belangen .und in den 
grossen Zusammenhängen bewah-
ren? 

"Die Zukunft ist, weiblich-, «Die 
Zukunft den Frauen-, so oder ähnlicfr 

.' lauten die Titèl von Bücherri,-Veran-
. staltungen und Kongressen. Die Wirt-

I Schaft hat .bereits erkannt, dass Fähig-
keiteii, die traditionellerweise den 
Frauen zugeordnet werden, die 
Managementfähigkeiten der. Zukunft 
sind: .Teamfähigkeit, Integrations-
fähigkeit, Kommuhikationsfähigkeit 
usw. Frauenfrage: Wie länge noch 
kann und will es sich die Politik in 
unserem deiriokratischen Lande lei-
sten, ausgerechnet auf die Mitarbeit 
der Trägerinnen'dieser zukunftsge-
. richteten Eigenschaften zu verzichtend 
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FRAUEN IN DER LOKALPOLITIK 

von Urs Meuli 

-5h 

Bei den Nationalratswahlén vorn Herbst 1995 steigerten 
die Frauén ihren Sitzanteil um 4 Prozent auf nunmehr -
21.5 Prozent, was dem höchsten Zuwachs seit Einfüh-
mng des Frauenstimmrechts entspricht.' Trotzdem 
wurden die hochgesteckten Ziele hinsichtlich Frauen-
fördemng nicht unbedingt erreicht. Denn Medien und 
Parteien waren sich vor den Wahlen einig: Das Frau-
enthema würde bei den Wahlen eine wichtige Rolle 
spielen i(Neue Zürcher Zeitung, Sonderausgabe zu den 
Wahlen; 25.9.95, Seite B37). Die Resultate waren jedoch . 
eher emüchtemd und wurden mit gemischten Gefühlen 
aufgenommen. „Licht und Schatten für die Frauen" sah 
die NZZ (4.12.95), und der Tages-Anzeiger registrierte 
„zwei Schritte vorwärts, ein Schritt zurück" (24.10.95). 

Eine der Ursachen für das teils enttäuschende Abschneir. 
den der Frauen bei den Nationalratswahlen liegt in ihrer 
schwachen Präsenz auf der lokalpolitischen Ebene. In 40 
Prozent der 3'000 schweizerischen Gemeinden findet 
sich keine einzige Frau in der Exekutive, und ihr Sitz-
änteil in den lokalen Regiemngsgremien beläuft sich . 
insgesamt auf knapp 14-Prozent. Vielfältige Gründe sind 
dafür verantwortlich: So haben beispielsweise viele 
Frauen persönliche Hemmschwellen gegenüber dem 
politischen Alltag, sei es, dass sie Konflikte und Ausein-
andersetzungen scheuen oder dass sie sich ein politisches 
Amt zu wenig zutrauen. Auch haben Frauen öfter als 
Männer ein negatives Verhältnis zur Ausübung von 
Macht, die mit einer.Regiemngsposition verbunden ist.. 
Deshalb engagieren.sie sich.lieber in Komitees oder 
Bürgerinitiativen.^ Vor allem aber sind die.EinstiegSr 
bedingungen in die kommunale Politik für Frauen deut-
lich härter als für Männer, Frauen, die sich exponieren, 
geraten schnell in das Kreuzfeuer,der (männlichen) Poli-
tik. So sehen es die von Männem dominierten Parteien 
lieber, wenn die Frauen „mehr im Hintergmnd wirken" 
(SonntagsZeitung, 17.12.95: Gegenwind für aufmüpfige 
SVP-Frauen). 

Die ungenügende Vertrètung der Frauen in den lokalen 
Entscheidungsgremien hat weitreichende Konsequenzen. 
Abgesehen davon, dass damit ein grosser Teil aller poli-
tischen Entscheidungen nach wie vor von Männem ge-
fällt wird, verpassen die Frauen entscheidende politische 
Lern- und Sozialisationserfahmngen für eine spätere 
politische Karriere auf überregionaler, politischer Ebene. 

Für die Kommunalpolitik ist die Besetzung der lokalen 
Exekutive vori zentraler Bedeutiing. Denn ihre Mitglieder 
besitzen nach Aussage der Gemeindeschreiberinnen 
innerhalb der Gemeinde eine beachtliche Machtposition.^ 
Ihre Sonderstellung erklärt sich unter anderem dadurch, 
dass ihr in der Regel kein Parlament gegenübersteht^ 
\yomit die klassische Gewaltentrennung in den meisten 
Schweizer Gemeinden nicht gewährleistet ist. 

Der vorliegende Beitrag versucht, die Situation der 
Frauen in dèr Lokalpolitik anhand ihrer Vertretung in ; 
den kommunalen Exekutiven zu erklären. Wie hoch sind 
ihre Sitzanteile, und wie stark haben sich diese seit 1988 
geändert? Ausserdem werden am Schluss einige konkrete 
Vorschläge unterbreitet, wie die'Einstiegsbedihgungen 
der Frauen in die lokale Politik verbessert werden kön-
nen. 

ZUR METHODIK 

Die in diesem Bericht vorgestellten Datefi stammen aus 
einer ausführlichen Untersuchung über die Vertretung 
der Frauen in den kommunalen Gremien.'' Diese basiert 
auf zwei am Soziologischen Institut der Universität 
Zürich 1988 und 1994 durchgeführten.schriftlichen Be-
fragungen. Sie richteferi sich an die Gemeindeschreibe-
rinnen und Gemeindeschreiber in sätTitlichen mnd 3'000 
Schweizer Gemeinden. Die Beteiligung ah der Umfrage 
war ausge;sprochen hoch. An der ersten Umfrage haben 
82 Prozent aller Gemeinden teilgenoriimen, ari der zwei-
ten beteiligten sich 70 Prozent. Finanziert wurde die erste 
Befragung vom Soziologischen Institut der Universität 
Zürich, die zweite vom Schweizerischen Nationalfonds. 

VERTRETUNG DER FRAUEN IN DEN EXEKUTIVEN 

Die Behauptung, dass die schweizerischen Gemeinde-
Exekutiven füi- die Frauen noch karges und unbebautes 
Ackerland sind, ist nicht übertrieben (s. Figur 1). Iii.mnd 
\'200 der etwas mehr als 3'000 Gemeinde- resp: Stadträte 
sind die Frauen nicht vertreten und in 2'5p0 ist höchstens 
eine Frau gewählt.,Nur in jeder sechsten Gemeinde lässt 
sich mehr als einé Frau finden. 
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Figur 1: Anzahl Frauen in den Gemeinde-Exekutiven 
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Umgekehrt existiert die komniunale Exekutive in der 
Schweiz ohne Männervertretung nicht,.auf jeden Fall 
haben wir sie nicht aufgespürt. Immerhin sind uns 5 drei-
köpfige Gemeinde-Exekutiven bekannt, in denen nur ein 
Mann Einsitz hat, was einem Anteil von 0.2 Prozent aller 
Gemeinden entspricht, die uns geantwortet haben. Dazu 
haben wir 8 Exekutiven mit 5 Mitgliedern gefunden, in 
denen die Frauen mit je 3 Vertreterinnen in der Überzahl 
sind. Damit sind uns in der Schweiz 13 kominunale Exe-
kutiven bekannt, in denen die Fi-auen zahlenmässig do-
minieren. Dies entspricht èinem Anteil von 0:6 Prozent 
aller Gemeinden. Oder andersherum gesagt: Da lokale 
Regiemngen praktisch immer eine ungerade Mitglieder-
zahl aufweisen, werden 99.4 Prozent von ihnen zahlen-
mässig von den Männem beherrscht. Damit dürften ins-
gesamt in der Schweiz gerade mal 20 Gemeinden 
existieren, die sich durch eine Frauenmehrheit in der 
Exekutive auszeichnen. - '. 

Bei den Gemeinden mit einer Frauerimèhrhéit iri der 
Exekutive handelt es sich nicht um grosse, Urbane, Ge-
meinden, sondem es sind, von zwei Ausnahmen (mit ca. 
1'500 Einwohnerinnen) abgesehen, kleine Dörfer mit 
weniger als 500 Einwohnerinnen. Die Hälfte davon sind 

sogar Kleinstgemeiriden mit uni die 50 Bewohnerinnen, 
mehrheitlich in abgelegenen Talschaften im italienisch-
sprachigen Teil der Schweiz beheifnatet.̂  

(Von diesen Ausnahrifien abgesehen, beeinflusst die Ge-
meindegrösse jedoch die Frauènyertretung in.den lokalen 
Regierungen nachhaltig. Je kleiner die Gemeindèn-sind, 
desto häufiger sind die Frauen vön der politischeniExe-
kutive ausgeschlossen (vgl. Tabelle 1). Während in dén 

, Städten nur jede fünfte Kommunalregiemng ohne Frau-
enbeteiligung auskommen muss, sind es bei den mittel-
grosseri Gemeinden mit 2'0(X) bis lO'OOO Einwohnerin-
nen nahezu 30 Prozent! Dieser Antéil steigert sich bei 
den kleinen Gemeinden mit 100 bis 1 '000 Bewohnerin-
nen auf über 40 Prozent, urid in den kleinsteri Dörfem 
regieren fast zwei Drittel der Exekutiven frauenlos. Un-
sere Ergebnisse für die Gemeinden mit über lO'CKX) Ein-
wohnerinnen (Stichdatum 1. Januar 1994) unterscheiden 
sich hur geringfügig von den Zahlen (Stichdatum 1. Juni 
1994), die dem Schweizerischen Stâdtevèrband für seine 
Statistik zur,Verfugurig stehen. Laut dieseri sind genau 20 
Prozent der städtischen Exekutiveii ohne Frauenvertre-
tung.* . • ; ; ' 
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Tabelle 1: Anteil Gemeinden ohne Frauen in den Exekutiven 
nach Gemeindegrösse (1994) ,. 

Einwohnerzahl Anteil Gemeinden 

1-99 61.2 % . 
100-249 43.6% - • 

- 250-499 ' - . ' ' - .. . 46.3% ' , -
500-1999 38.3% - • 
2000-4999 . . - • • . 28.4% - , ', 
5000-9999 28.3 % _ . . 
lOOOO-f ' 18.1 % 

Erfasste Gemeinden ' ~ . 2027 . • 

Ausgesprochen deutlich fallen die Resultate auch im 
Vergleich der Sprachregionen aus. Die Deutschschweiz, 
zählt die wenigstén Gemeiriden ohne Frauenvertretung! 
Kommt dort ,nur',jede dritte Gemeinde-Exekutive ohne 
Frauenvertretung aus, beträgt deren Anteil in der Ro-
mandie gut 40 Prozent und in der italienischen Schweiz 
sogar mehr als.60 Prozent. 

vertreten sind die Frauen iri Uri, Obwalden, Bem und 
Soiothurn, w6 lediglich knapp ein Sechstel der Gemein-
de-Exekutiven reine Männers.ache sind. Ganz.schlecht 
sieht es für die Frauen dagegen im Kanton Glams aus. 
Vier von fürif Exekutiven werden hier ausschliesslich 
vori Männem gebildet. 

Dass es den Frauen mehr Mühe bereitet, in ländlichen. 
Gebieten in deri Exekutiven Fuss zu fassen als in städti- -
sehen Agglomerationen, liegt aufgrund der Grössen-
vergleiche auf der Hand. Von den städtischen Gemeinden 
haben zwei Drittel zumiridest eine Frau in der Exekutive, 
bei den ländlichen Gemeinden sind es nicht ganz 60 
Prozent. Allerdings fallen die Resultate nicht so kraŝ  
aus, dass von der,frauenfreundlichen' Stadt und vom 
,frauenfeindlichen'Land gesprochen werden muss. 

In den fünf schweizerischen Grosszetitren (Basel, Bern, 
Genf, Lausanne, Zürich) findet sich keine Exekutivé 
ohne mindestens eine Frau. Auch in kleineren Zentruriis-
gemeinden ist der Anteil mit Frauenvertretuiig in der 
Exekutive verhältnismässig hoch, ebenso in reichen Ge-
meinden und in Gemeinden grosszentraler Regionen mit 
eineiTi grossen Arigebot an Arbeitsplätzen. Besonders 

. gering ist er dagegen in Tourismusgemeinden und in , 
agrarisch geprägten Gemeinden mit starkem Bevölke-
mngsrückgang.-Bedingt durch einen Mangel an männli-
chen Kandidaten sind bei letzteren aber, wie weiter oben 
bereits angetönt, auch ziiweilen Gemeinden mit einer 

'Frauenmehrheit im Geineinderat zu beobachten. 

Schliesslich zeigen sich auch beachtliche Unterschiede 
zwischen den Kantonen. Dass im Kanton Basel-Stadt in • 
allen drei Gerneinden'zumindest eine Frau in der Exeku-
tive sitzt, ist keine grosse Überraschung. Dagegen er-
staunt es schon eher, dass auch in allen von uns erfassten , 
Gemeinden des Kantoris Appenzell-Ausserrhoden die 
Frauen in den Regiemngen vertreten sind. Ebenfalls gut 

SITZANTEILE DER FRAUEN IN DEN EXEKUTIVEN 

Die geringe Vertretung der Frauen in den, kommunalen 
Exekutiven ist ein Indikator für ihre schwache Präsenz in 
der Lokajpolitik. Aufschlussreicher ist jedoch die Be-
trachtung der Sitzanteile. Insgesamt liegt der Anteil der 
Frauen in den Gemeindeexekutiven bei mnd 14 Prozent. 
Von deri 18'Ô00 Exekutivsitzen, die die Schweizer Ge-
meinden zu vergeben haben, werden etvya 2'500 yon 
Frauen belegt. Auf sechs Männer kommt damit in den 
kommunalen Regiemngen eine Frau. Dieses Verhältnis 
entspricht exakt der heutigen Sitzverteilung im Bundesrat 
und liègt etwas über-dern Anteil, den die Frauen in den . 
kantonalen Regierungen innehaben ( 11.2 Prozent). 
Bedenken wir jedoch den Umstand, dass der Zugang zu 
den lokalen Exekutiven bedeutend leichter ist als zu.-
denjenigen auf höherer politischer Ebene, kann der 
.kommuriale Sitzaiiteil der Frauen nur als enttäuschend 
bezeichnet werden. . 

Anders als bei dér Vertretung der Frauen gibt es bei den 
Sitzantéilen zwischen unterschiedlichen Grössenklassen -
praktisch keine Unterschiede (vgl. Tabelle 2). Damit 
verlieren die grösseren Gemeinden ihr frauenfreundliche-
res Gesicht. Der Gmnd liegt darin, dass mit zunehmender 
Gemeindegrösse.auch die Grösse der Exekutive steigt/ 
Für die Berechnung der Sitzanteile kommt es auf das 
Gleiche heraus, ob, wie in kleinen Gemeinden, in jeder 
zweiteri dreiköpfigen Exekutive eine Frau vertreten ist 
oder,, wie in den'grossen Gémeindén, in jeder sechsköp-
figen Exekutive eine Frau Eirisitz nimmt. • 
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Tabelle 2: Durchschnittliche Sitzanteile der Frauen in den 

Einwohnerzahl ^ ^ : • ' Fräuerianteil '. . 

1-99'' . . . " . • . ' - 13.0.% . ' : - ' ^ ' 
100-249' " ',. • .. . 13.5 % . ' . - . 

• 250-499 ' • - ' . " ' . ' • " ' ' '. . 12.0% , .' . 
500-1999 , ' , . : ' ' . .̂13:3 %-. -. ' '' -' '• • . 

. 2'000-4'999 .. •' • -, ' : 'l3'.9% - ' . ' , -. ' - • 
5'000-9.'999 ' , • 13.6% 
lO'ooo-t- , ' . • : ' ;J6.3% •. • ' 

Alle .Gemeinden- . . . - . .13.6%: ' • ' . ' . 

Erfasste.Gemeiriden - - ' . S' 1805..... . / • 

Nur in den Städten liegt der Fraùenanteil mit gut 16'Pro--
zent,deutlich über dem Durchschnitt. Dies liegt haupt-
sächlich daran, dass eine stärkere Professionalisiening in 
der Verwaltung der Städte zu kleinei'en Exekijtiven.führt. 
Bei iJer Zählung der Angaben des Schweizerischen 
Städteverbandes hat sich ergeben, dä'ss von den 838 
Exekutivsitzen in Gemeinden mif mehr als 10'(X)0 Ein-
wohnerinnen 157 von Frauen éingeri'omrrien werden, was 
einen'Anteil von 18.7 Prozent ergibt:* . . ' 

Die Betrachtung der Sitzanieile offenbart die schwache 
Position der Frauen in der lokalen Politik drastisch. Es ist 
aber nicht so, dass dieser Ziistarid in erster Linie von den 
weniger fortschrittlichen ländlichen Gebieten abhängt. . 
,Im Gegenteil unterscheidet sich die Situation in dèri grös-
seren Gemeinden nicht .von derjenigen kleinerer Land-
gemeinden. Es macht fast den Anschein, dass in 5er- oder 
7er-Exekutiven Frauen als ,Alibifrauen'.züm Zug-kom 

mén. An ihrem generellen Minderheitenstatus ändert sich 
dadurch jedoch riichts. Unbequeme Minderheiten werden 
arii einfachsten dadurch entschärft, dass.sie - in einem so 
kleinen Umfang wie möglich - in die Regiemngsverant-
wortung eingebunden werden. . : , 

Unterscheiden sich die Sitzanteile zwischen den.Sprach-
regionen nur geririgfügig.(peutschschweiz 14, Röriiandie 
13;.italienische Schweiz It) Prozent), so.ergeben sich 
zwischen den Kantonen teilweise erhebliche Differerizen. 
Uber die grössten Sitzariteilé verfiigen.die Frauen im 
Kanton Solothum. Allerdings ist auch-hier der Frauen-
anteil'von einer auch niir'annähernden Parität weit ent-
femt. Das Schlusslicht bildet erneut (wie bei der Frauen-
vertretung) dei" Kanton Glams, wo nicht eiririialjedes 
dreissigste Exekutivmifglied weiblichen Geschlechts ist. 
Figur 2 illustriert die Abweichungén der verschiedenen 
Kantone vom gesamtschweizerischen Durchschnitt.' 
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Figur 2: Abweichende Sitzanteile der Kantone vom schweizerischen Durchschnitt (13.6%) 

15 

-15 

0 
OO 

n • 
CO 

ü 

I ' I ' I ' I ' I ' I ' I ' I ' ' ' I 
ZH BE .LU UR SZ ÖW^JW.iSL ZG FR 

0 
n 
CM 
irvi 

OM 

tl 
i n . 

I ' I ' I ' I ' I ' I ' ' ' ' ' ' ' ' ' ' ' ' ' ' ' ' ' ' ' ' 
SO.BS BL SH'AR AI GRÄGTG Tl VDVS. NE GEJU 

Wir haben festgestellt, dass die Höhe der Sitzanteile der 
Frauen in den Exekutiven.nicht unbedingt von;der Grös-
se, der Lage und der Modernität einer Gemeinde ab- , 
hängt. Irii Gegenteil sind Gemeinden,"in denen.Fraiien in 
der Exekutive in der Uberzahl sind; überwiegend kleine 
Bergdörfer.in abgelegenen Gebieten, die.von der Land-
flucht mehr oder'weniger stark betroffen sind.- Die Unter-
schiede im politischen und stmkturellen Umfeld zwi-
schen städtischen urid ländlichen Gebieten drückeri sich 
älso nicht im Sitzanteil der Frauen aus. 

- Dagegéri unterscheiden sich die Voraussetzungen der 
Wahlchancen fundamental voneinander.-In kleinen länd-

' liehen Gemeinden werden Frauen eher in den Gemeinde-
rät gedrängt, weil Gemeindepolitik für Männer zu wenig 
attraktiv ist oder sich nicht genügend männliche 
Kandidaten finden lassen. In grossen Gemeinden ist 
dagegen ein Exekutivam.t eher mit Prestige und Karrie-
remöglichkeiten verknüpft, so däss die Wahlen politisch 
häufiger umstritten sind. In grossen Gemeinden rnuss sich 
eine Frau folglich ihren Einzug in die.Regiemng hart 
erkämpfen. .' ' - . . . 

WANDEL DER SITZANTEILE ZWISCHEN 1988 
UND 1994 • ' 

streiten. Sicher ist jedoch, dass der Anteil mit 14 Prozent 
heute um einiges zu tief ist. 

Wie bei deri Sitzanteilen ergibt sich auch bei deren Zii? 
nähme beim Vergleich der Grössenklassen kein einheitli-
ches Bild. Auf jeden Fall ist die Zunahme riicht von der 
Geriieindegrösse abhärigig. Leicht tiberdurchschnittliche 
Zuwachsraten weiseri mit gut 7 Prozent'die Städte auf.," 
Dagegen ist der Anstieg des Frauenanteils in Gemeinden 
mit 100 bis 500 und S'OOO bis lO'OOO Einwohnerinnen 
mit knapp 5, Prozent unter dem gesamtschweizerischen 
Durchschnitt. Mehr Aüfschjuss gibt der ' ' 
Gemeindevergleich riach stmkturellen Merkmalen. Nicht 
die Grosszentren haben hohe Zuwachsraten,' sondem 
mittlere iirid kleinere Zentren und die reichen Gemein-
den. Daneben haben interess'anterweise auch solche Ge-, 
meinden ihren Fräuerianteil überdurchschnittlich erhöht, 
,die-äüf der Schnittstelle zwischen ländlichem und städti- -
schem Raum liegen. >, , • 

Ein Vergleich zwischen den Sprachregipneri bestätigt den 
schwachen Trend seit den 80er Jahren zu zunehmend 
frauénfreiindlicherem Wahlverhalten in der Deutsch-
schweiz und einer stagnierenden Zunahme dés Frauenan-
teils in der Westschweiz.'° Der Zuwachs liegt in dér 
Deutschschweiz mnd 2 Prozent höher als in der Röriian-
die und im Tessin. • • 

Trotz (oder wegen) dèr minoritären Position der Frauen 
im lokalpolitischen Ümfeld hat ihr Sitzariteil in den 
kommunalen Exekutiven in den letzten Jahren deutlich 
zugenommen. Lag er 1988 noch bei mrid 8 Prozent, so 
ist er bis 1994.um 6 auf 14 Prozent angewachsen. Dar-
über, ob diese Zunahme als bedeutender Fortschritt oder 
als zu kleiri interpretiert werden soll, kann frau sich 

Deutlich fallen die Unterschiede zwischen deri Kantonen 
auch bei den Zuwachsraten aus.(vgl. Tabelle 3). Imrner-
hin ist in keinem' Kanton eine Verringemng der des Frau-
enanteils seit 1988 festztistellen. Mit mehr als 10 Prozent 
verzeichnen die-Kantone Uri, Genf, Basel-Stadt urid Zug 
eine relativ starke Zunahme, sehr.tief ist'sie dagegen in 
den Kantonen Glarus, Schaffhausen, Nidwaiden und 
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Jura. Der Kantonsvergleich relativiert das schwache 
Abschneiden der Romandie etwas: Nur der Kanton Neu-
enburg und der Jura weisen stark unterdurchschnittliche 

Zuwachsraten auf Die. anderen Westschweizer Kantone 
dagegen sind entweder im Mittelfeld oder wie Genf sogar 
an der Spitze der Skala anzutreffen. 

Tabelle 3: Zunahme des Frauenanteilis in den,Gemeinde-Exekutiven" zwischen. 1988 und 1994 
nach Kantonen , 

Uri • - -15.9% .' - Thurgau 5.4%' 
Genf 14'8 % Zürich • : 5.2 % 
Basel-Stadt 11.4% ' ' Obwalden - , '5.1'% 
Zug 11.1% Bern • 4':9'% 
Basel-Land ' '9.5% ÀppenzellT.Rh. . ' 4.8 %' 
Aargau 9:5 % ' Graubünden • ' 4.7% 
Solothum 9.2 % ' Schwyz 4.3. % 
Appenzell A.Rh. .'8.1 % - Tessin . ' ' . 4:0% 
St. Gallen , • 7.9 '% y Neuenbürg 4.0% 
Luzem 6.8 % . - Glariis ' ^ ' '"2.3 % 
Wallis — '6.4% .' Schaffhausen -2.1 %, 
Waadt 5.9% • , Nidwaiden • 1.4% 
Freiburg 5,5 %, ^ • '• . Jura - . ,1.1% 

Durchschnitt aller GeiTiéinden 6.0% 

FAZIT 

Die dargelegten Resultate weisen eine ausgesprochen 
geringe Vertrètung der Frauen in den kommunalen Exe-
kutiven nach. Damit wird der Eindmck nicht entkräftet,' 
dass die gewählten Stadt- und Gemeinderätinnen häufig 
über die Funktion einer Alibifrau nicht hinauskommen. 
Denn in den 60 Prozent der lokalen Exekutiven, in denen 
die Frauén vertreten sind, ist zii drei Vierteln nur eine 
Frau anzutreffen. Es.ist den Frauen bis heute nicht gelun-
gen, ihren Minderheitenstatus abzustreifen. Falls sie 
gewählt werden, sind sie häufig isoliert und haben weriig * 
Chancen, ihrén spezifischen Vorstellungen und lnteI;es-
sen Nachachtung zu verschaffen. Sollen die Frauen je- . 
doch,in Zukunft gleichberechtigt an politischen Ent-
scheidungsprozessen in der Schweiz teilhaben, muss der 
kpmmürialen Ebene mehr Beachtung geschenkt werden. 

Die Gründe, weshalb es' Frauen so schwer haberi, sich in 
der lokalen Politik durchzusetzeri; mögen vielschichtig 
sein. Sicher fehlen ihnen häufig aufgrund traditioneller 
weiblicher Lebenszusammenhänge und der damit vef-

- bundenen gesellschaftlichèn Stellung wichtige Attribute, 
wie bemfliche Qualifikationen und Erfahrungen sowie 
dié Integration in ein Nétz von Vereinen und Gmppen, 
welche bei Wahlen für eine grosse. Zahl an Stimmen " 
^garantieren. Zudem misstrauen oft vor allerii bürgerliche 
Frauen ihren Kandidatinnen und entscheiden sich füi" 
Männer. Dieses Phänomen wurde zuletzt bei den Natiö-; 
nalratswahlén bei der Wählerschaft der SVP wieder be- ' 
stätigf.'^ Dieses Wahlverhalten'wiegt für die Frauen im 

lokalen Bereich umso schwerer, weil die Lokalpölitik, 
gi-össtenteils ausgesprochen bürgerlich ausgerichtet ist. 
Schliesslich bedeutet das.in den meisteri Fällen ange-
wandte Majorzverfahren (in 70-Prozent der Gemeinden) 
und der Umstand, dass die Exekutiven häufig sehr klein 
sind, ein weiteres Handicap für die Wahlchancen der 
Frauen. 

In erster Linie müssen die Einstiegsbedingungen für die. 
. Frauen in die lokale Politik erleichtert werden..Hier sind" 

riicht nur die Parteien, soridem auch die Gemeinden 
selbst gefordert. Es genügt nicht, werin Parteieri 
.Quereinsteigerinnen nominieren, die unvorbereitet zu 
Ämtein kommen iind nach einér Weile frustriert die 
Segel streichen, sei es, weil ihre politischen Erwatlurigeri' 

, nicht erfüllt wurden oder weil unter der politischen Ar-
beit ihre bemfliche Karriere gelitterihat. Männer sind 
gegenüber diesen Géfahren-resistenter, wéil sie in der 
Regel früher in den Parteiapparat, integriert sind und nîit 
den Tücken von politischen Karrieren besser vertraut 
sirid.Parteien, aber auch clie Gemeinden selber, könn-
ten deshalb beispielsweise gezielte Weiterbildungskurse. 

• für angehende Lokalpolitikefinnen anbieten, um persön-
, liehe Hemmschwellen abzubauen und die Vertrautheit 

mit dem politischen Umfeld zu erhöhen. 

Auf der organisatorischen Ebene ist von den Behôrdèn 
mehr Flexibilität gefragt. Es wäre sicher von Nutzen, • 
wenn z. B. bei Sitzungen und.Besprechungen mehr auf 
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die zeitlicheri Bedürfnisse von Frauen Rücksicht geridrri-
mén würde; .-

Zudem könnte mit politischen Massnahmen'der Fraiien-
anteil gefördert werden. DennNias Pröporzwahlverfahren 
hat sich in vièlen Fällen als frauenfreundlicher erwiésen. 

Schliesslich ist es aber auch unabdingbar,'dass"sich.in 
breiten Frauenkreisen selber vermehrt die Erkenntnis . 
durchsetzt, dass ein kommunales Exekutivamt eiri erstre-
benswertes Ziel isf.'Und dies aus zwei Gründen: Erstens 

. können:politische Entscheidüngsprozesse in der eigenen 
Geriieinde am wirkungsvollsten mitbèeinflusst werden, 
und zvyeitens bildet ein Exekutivamt eine ideale Voraus-
setzung für eine politische'Karriere auf kantonaler oder 
nationaler Ebene. - . ' 

Anmerkungen 

Vgl. dazu Bundesamt für Statistik 1995. Die Frauen bei 
den Nationalratswahlen 1995. - \. ' 
^ Vgl. Michel, Suzanne,.1993. Vorstudie,zum Thema 
„Besserer Einbezug von Frauen in'die Ortsplanung". Im 
Auftrag des. Biindesamtes für Raunfiplanung, Bern!. 
^ Vgl. Kurmann, Luzia, 1991-. Frauen in den Schweizer 

. Gemeindeexekutiven. In: F-Frauenfragen Nr. 1. S, 62. 
•* Meuli, Ürs / Ladner,'Andreas, 1995. Kleine Zürcher 
Geriieindestudien, Nr.' 4: Frauen in der Lokalpolitik. Die 
••Vertretung der Frauen in den kommunalen Gremien. 

'•̂  Eine Ausnahme bildet die Stadt Berri, in dei" 1994 4 
von 7 Mitgliedern der städtischen Exekutive Frauen 

. waren. / ' " ^ ' '' - - > -
Die Resultate mit dem Stichdatum Juni 1995-werden 

Anfang Januar 1996 im Jahrbuch „Statistik für Schweizer 
Städte" des.Schweiz. Städteverbandes'publiziert. Sie 
-wiiren leider für diesen Beitrag noch nicht verfügbar. 
• ' Vgl. dazu die Ausfühmngen von Geser, H.,/ Kurmann,-
L. 1990. Zuwenig'Frauen in den-Genieindeexekutiven? ^ 
In: Neue Zürcher Zeitung vom 12.2.1990. Und:-Ballmér-^ 
Cao,'Th. Hiiyen / Beridix, John, in Zusammenarbéit mit 
dem Bundesamt für Statistik; 1994. La représentation des 
femmes au conseil national. ' , 

,} Der Uriterschied von mnd 2 Pro'zeiitpunkten ergibt sich 
zum Teil aus der untérschiedlichen Zählweise. Beim. 
Schweiz. Stâdtevèrband wird von einer,fiktiven' 
Gesamtexekutive'mit 838 Sitzeii ausgegangen. Bei ' 
uriserer Rechnungsart wird von jeder einzelnen 
Gemeinde der Sitzanteil berechnet,'so dass die 
Durchschnittswerte automatisch etwas tiefér liegen. 

Im Kantori Zürich beträgt defFrauenanteil nach deri 
kommunalen Wahlen im Frühjahr 1994 neu.mnd 20 -
Prozent. :: 
'°.Vgj. Seitz, Werner, 1994. Die Frauen bei den 
Nationalratswahlen 1971 -1991 aus statistischer Sicht. 
In: Schwéizerischés Jahrbuch für Politische ' 
Wissenschaft. Frauen und Politik. S. 225. _ 

, Herangezogen wurden.nur diejénigeri Gemeinden, die • 
sowohl 1988 als auch 1994 an der jeweiligen Befragung 
mitgemacht haben.- . . -
'^'Vgl. GfS-Forschungsinstitüt^ 1995; Hin zurTripolarität 
irn Parteierisysem der Schweiz. Eine Erstanalyse der ' 
Nationalratswahleri vom-22. Oktober 1995: 36.. 
'• Vgl dazu NZZ vom 5.1.1996. Griinde für die Bemer 
„Stadtratsflucht". Analyse der häufigen Rücktritte, aiis der. 
Legislative. S.U. 
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P I E TÄTIGKEIT DER EIDGENÖSSISCHEN 
KOMMISSION FÜR FRAUENFRAGEN 
IM JAHR 1995 ^ 

i ' .' "" • , "̂  
2. PUBLIKATIONEN • ^ 

2.7. Bericht zur Situation der Frauen, in der 
Schweiz 

Schwerpunktthemen in diesem Jahr warén für die Eidg. 
Kommission für Frauenfragen die Publikation ihres " 
Berichts "v,Viel erreicht - wenig verändert? Zur Situation 
der Frauen in der Schweiz", die Vemehmlässungs-
stellungnahmen zu verschiedenen Zweigen der Sozial-
versichérungen, das geplante Humanmedizingesetz sowie 
die Medienevaluation im Hinblick auî  die eidgenössi-
schen Wahlen vom Oktober 1995. .• 

Für die irii Laufe des Jahres zurückgetretenen Kommissi-
onsmitglieder Frau Marianne von Weissenfluh und Frau 
Christiane.Langenberger-Jaeger wurden Frau Rita, 
Schmid-Göldi und Frau Olga Gartima neu in die Kom-
mission gewählt. Als Nachfolgerin von Frau Christiane 
Langenberger-Jaeger als Vizepräsidentin wurde Frau 
Chiara Simoneschi-Cortesi gewählt. 
Als neue Leiterin der Dokumentationsstelle für Frauen-
fragen nahm Frau Claudia Weilenmann - in dér Nach-
folge von Frau Katharina Belser - am 1. September ihre . 
Arbeit auf , , 

SITZUNGEN 

1.1. . Plenarsitzungen 

An insgesamt vier Sitzungstagen (27; Februar, 26.121. ," • 
Juni, 9. November) behandelte die Kommission als we-
sentliche Traktanden: Stellungnahmen zur 6. EOG-Revi-
sion, zum Bundesgesetz über Farinilienzulagen, zuin Hu-
manmedizingesetz sowie die Evaluation der Medien 
bezüglich der eidgenössischen Wahlen vom Oktober 
1995. Sie behandelte als weitere Themen die Situation . 
junger Frauen in Bemf und Gesellschaft, das UNO-Über-
einkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminie-
mng der Frau und die Inhalte.und Zielsetzungen der 4. , 
Weltfrauenkonferenz. • ; 

1:2. Arbeitsgruppen 

Die Arbeitsgmppe „Sozialversichemngen" befasste sich 
an mehreren Sitzungen riiit der Thematik Mutterschafts-
vérsichemng, den Vemehmlassungsstellungnahmen der 
Kommission zuni Entwurf des Bundesgesetzes über 
Familienzulagen, zum Ergänzungsleistungsgesetz sowie 
zur Verordnung Arbeitslosenversichemng. 

Im Juni .stellte die Kommission ihren neuen umfassenden -
Bericht i,Viel erreicht - wenig verändert? Zur Situation ; 
der Frauen in der Schweiz" der Öffentlichkeit vor. Dieser 
Bericht zeigt die wichtigsten frauen- und gleichstellungs-
politischen Entwicklungen, insbesondere seit den 70er 
Jahren ebenso auf wie deri aktuellen Stand'der Gleich-
stellung von Frau und.Mann. Verfasst wurde diese 
Bestaridesaufnahriiè vori mehr als 30 Fachfraueri. In 
einehi Kommentar;beurteilt̂ die Kömmission aus ihrer 
Sicht die frauenpolitische Entwicklurig und formuliert 
diesbezügliche Ziele und Aufgaben für die kommenden • 
Jahre. ' . -
Der Bericht liegt in deutscher, französischer; italienischer 
(und englischer Sprache vor. ' / 

2.2. Faltblatt zu den eidgenössischen Wahlen 
vom Okiober 1995 , 

Im Hinblick auf die eidgenössischen Wahlen vom Okto-
ber 1995 entwickelte die Kommission zusammen mit 
dem Eidg. Büro.für die Gleichstellung vori Frau und 
Mann ein Faltblatt „Damenwahl". Dieses Faltblatt ist 
eine aktualisierte Neuauflage; in der eine breite Öffent-
lichkeit vor-allem auf folgende Punkte aufmerksam ge-
macht wird: Die heutige starke Untervertretung der : 
Frauen im Bundeshaus, die Aufforderung an Frauen und 
Mänrier, sich an der Wahl zu beteiligen', sowie eine Er- -
klärung der verschiedenen Möglichkeiten, vermehrt 
Kandidatinnen zu unterstützen. Das Faltblatt wurde in 
déutsçher,.französischer und italienischer Fassung an 
Parteien, Frauenorganisationen, Medien sowie weitere 
interessierte Kreise abgegeben. . 

2.3. F-Frauenfragen . , ^ 

Dié erste Nummer des Bulletins énthâlt die Referate der 
am 2. Dezember 1995 iri Bem durchgeführten Tagung 
;,Cherchez la femme!-Über 200 Jahre Menschenrechte: 
Vom Ausschluss der Frauen zu einer Re-Vision der Men-
schenrechte". Die Tagung wurde in Zusammenarbeit mit 
dem Eidg. Büro für die Gleichstellung vori Frau und 
Mann organisiert. Des weiteren befasst sich das Bulletin 
auch mit dem UNO-Übereinkommen zur Beseitigung 
jeder F;orm von Diskriminiemng der Frau, zu welchem 
der Bundésrat dem Parlament inzwischen eine Botschaft 
vorgelegt hat. , , . 
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Als weiteres Heft erschien F 2-3/95 als Doppelnummier 
zur Mutterschaftsversichemng. Neben verschiedenen 
Artikeln zu diesem Thema enthält.es ein Gespräch zwi- ' 
sehen Exponentinnen verschiedener Modelle einer Miit-
terschaftsversichemng sowie die Vemehmlassungsstel-
lungnahmen der Kommission zur geplanten Revision der 
Erwerbsersatzordnung und zum Entwurf eines Biindesge-
setzes über Familienzulagen. .. 

die öffentliche Hand aus, so dass'niedrige Einkommen 
nicht übermässig belastet und Vermögenserträge eben-
falls berücksichtigt werden. 
(Stellungnahme publiziert in F 2-3/95) 

3.3. Stellungnahme zuni Recht aitf Existenzsicherung 
, ' (Verfassungsänderung) 

2.4. Pressemappe / 
:". ^ 

Die Bibliothek erhielt einen ansehnlichen Zuwachs,ari 
Büchern und Broschüreri, welche auch in dieserii Jahr 
zunehmend ausgeliehen wurderi. Die Dokumentations-
stelle würde benutzt vön Politikerinnen, Studentinnen, 
Joumalistlnrien,' Ausbildnerinnen u.a. Mindestens zwei-
monatlich,erschien eine gedmckte Liste mit den neuange-
schafften Publikationen. -

Die Herausgabe der Pressemappe würde auf Ende.April 
,1995 eingestellt. Weitergeführt wird die Dokumentation 
der Zeitschriftenartikel mit Hiritergmndartikeln zu Ge-
walt, Arbeit, Politik, Gesundheit, Sozialversichemngen, 
Kultur, Lebensformen, Europa etc. 

3. VERNEHMLASSUNGEN 

3.1. Stellungnahme zum Vorentwurf zur 6. Revision 
des Bundesgesetzes über die Erwerbsersatz- . 
Ordnung für Dienstleistende in Armee und 
Zivilschutz . ' 

Die Kommission begrüsst die zivilstandsiinäbhängige 
Gmndentschädigung und unterstützt die Erhöhung def 
Kinderzulagen sowie die Einführurig einer Erziehungs-
zulage. Allerdirigs deckt die geplante Erhöhung der Kin-
derzulagen die tatsächlichen Kinderkosten nicht. Eine 
einheitliche Kinderzulage von 20% für jedes Kind, wie . 
es die Kommission vorschlägt; würde hier zu einer Ver-
bessemng führen. Neben der Erziehungsarbeit soll auch 
die Betreuungsarbeit (Pflege krankér, behindeiler und 
betagtér Menschen) berücksichtigt werden.. 
(Stellungnahme publiziert in F 2-3/95) 

3.2. Stellungnahme zum Entwurf des Bundesgesetzes 
über die Familienzulagen 

Die Kommission begrüsst den Entwurf eines Bundes-
gèsetzes über Familienzulagen, da die familien- und 
sozialpolitischen Leistungen der Schweiz im europäi-
schen Vergleich unbefriedigend sind und im Gegensatz 
zu ihrem Überdurchschnittlicherl Wohlstarid stehen. Der 
Giiindsatz „Ein Kind - eine Zulage" wird eberiso unte'r-

: stützt wie die Entkoppelung des Anspmchs auf Familien-
zulage von Beruf und Erwerbstätigkeit bzw. dem Grad 
der Erwerbstätigkeit. Die Kommission plâdiért für höhere 
Kinderzulagén als im Entwurf vorgesehen. Sié spricht 
sich überdies für eine weitgehende Finanziemng durch 

Die Kommission befürwortet die ausdrückliche Anerken-
nung des Rechts auf Existenzsichemng in der Bundesver-

' fassung. Sie teilt den Befund, dass das heutige System 
der sozialen Sicherheit mangelhaft ist und insbesondere 
die Sozialhilfe als „Netz unter dem Netz" einer Reforin 
bedaiif.' Die Verbesserung der Rechtsposition und die 
Garantie menscheriwürdiger Sozialhilfe ist auch ein Ge-
bot der Gleichstellung von Frau und Mann, da es haupt-
sächlich Frauen sind, die marigels Ansprüchen bei den 
Sözialversichemngen auf die Sozialhilfe angewiesen 
sind. 

3.4. Stellungnahme znr Ausländerregelung 1995196 
i(BVO) 

In ihrer Stellungnahriie beschränkt sich die Kommission 
auf die Neuregelungeri im Bereich der Zulassung von 
Cabaret-Tänzerinnen. Sie betont, dass eine restriktive 
Begrenzung der Aufenthalts- und Arbeitsbewilligungen 
ungeeignete Lösungsversuche sind, da sie lediglich eine 
Zunahme der illegalen Animation mit negativen Folgen 
für die betroffen Frauen mit sich bringen. Daher schlägt 
sie eine Reihe von züsätzliche'n Massnahrnen.vor, um die 
Arbeits- urid Lebensbedingungen vori .Cabaret-Tänzerin-
nen zu verbesserri: Verbessemng der kantonalen Koritrol-
.len in den'Lokalen, Durchsetzurig des Animationsver-
bots, Festlegung eines Minimalbetrages der (kantonalen) 
Mindestlöhne, Durchsetzung vertraglicher Regelungen, 
Aufbau regionaler subventioniértef Beratungs-, und In-
formationsstellen. Nach Ansicht der'Kommission zeigt 
der Vernehmlassungsentwurf deutlich,'wie.problematisch 
und diskriminierend das „Drei-Kreise-Modell" nament-
lich für ausländische Fraiien ist. 
(Stellungnahme publiziert in F 2-3/95)-, 

J.5. Stellungnahme zum Bundesgesetz über die me-
dizinisch'unterstützte Fortpflanzung und eine 
nationale Ethikkommission (Humänmedizin-
gesetz) • 

Die Kominission beurteilt die Entwicklung der künstli-
chen Fortpflanzung und der.Gentechnologie mit grosser 
Skepsis. Die Fortpflanzungsmedizin betrifft iri ganz be-
sonderem Masse die Frauen, an deren Körper die künstli-
chen Fortpflanzungsverfahren vorgenommen werden. 
Das .Humanmedizingesetz muss daher ausdrücklich die 
Aufgabe haben, Lehen, Gesundheit, Würde und Persön-
lichkeit der betroffenen Frauen zu schützen. Dieser An-
fordemng wird der Entwurf nicht gerecht. Nicht gerégélt 
ist zudem der Fall überzähliger Embryonen, die im Rah-
men eiries Fortpflanzungsverfahrens entwickelt, jedoch 
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nicht mehr benötigt werden. Die Kömmission fordert ein 
klares Verbot der Forschung und des Handels; mit über-
zähligeri Embryonen, Die vom Gesetz erlaubten Techno-
logieri soUen nicht auf Paare beschränkt \yerden, sondem ' 
allen interessierten Personen offenstehen. Insbesondere -
soll die heterolpge Samenspende auch Konkubinats- -
paaren erlaubt sein. '• , • . 
(Stellungnahme-wird in F 1/96 publiziert) / c ' 

3.6. Stellungnahme zur 3. Revision des Bundes-
gesetzes über die Ergänzungsleistungen zur 
AHy undIV (ELG) '• 

Befürwortet wird die Ausdehnung des Ergänzungslei-
stungssystems, narnentlich als Züsatzleisturigen zum 
Taggeld der Unfallversichemng, zum Krankentaggeld 
und zum IV-Taggéld währerid der Frist zur Abklämng 
von IV-Anspriichén. Begrüsst werden die materiellen 
Verbessemngen für die Bezüger/innen von Ergänzungs-
leistungen zur AHV und IV wie z.B. der Übergang von 
der Netto- zur Bmttomiete und der Verzicht auf eine 

. Kürzung der Ergänzungsleistungen bei Selbstverschul-
den. Die Informationsverbessem'rig und die Einfühmng 
eines Selbstberechnungsblattes sowie die separate An-
sprüchsberechtigung von geschiedenen/getrerinten Ehe-
leuten wird vön der Kommission ebenfalls unterstützt. 

3.7. Stellungnahme zur zweiten Teilrevision des 
Arbeitslosenversicherungsgesetzes; 

1 Gesetzesveroi^dnung (AVIV) 

im Entwurf wird der vom Gesetz her noch bestehende 
Spielraum für frauenfreundhche Lösungen nicht ausge-. 
schöpft. Die Kommission plädiert für eine Herabsetzung 
der Mindestgrenze des versicherten Verdienstes für alle 
Versicherten, für eine Herabsétzung dér Wartetage von 
Beitragsbefreiten, für eine Erhöhung des rèlevariten , 
Grenzbetrages für Kinder sowie für eine grosszügigere 
Festsetzung der Einkommensgrenze. Sié lehnt die aus-
schliessliche Verknüpfung von Kinderzulägenspmch und 
Aufhebung der Wa'rtezeit ab und setzt sich für die zu-
sätzliche Berücksichtigung des Kriteriums „Obhut" ein. 
Eine (weitere) Reduziemng der Pauschalansätze hält die 
Kommission für die Betroffenen für urizumutbar. Beson-
ders wichtig ist überdies, dass bei den aktiyén arbeits-
m.arktlichen Massnahmen frauentypische .Tätigkeiten und-
Bemfssparten konkret berücksichtigt werden. 

4. VERSCHIEDENES 

4.1.' Publikationsyorbereitung 

Die Kornnfiission führt eine Studie üher die Medienprä-. 
senz der National- und Ständeratskandidätinnen bei den-
eidgenössischen Wahlen vom Oktober 1995 in den elék-
tronischen und Printmeciien durch. Im Mittelpunkt-stehen' 
dabei quantitative und qualitative Fragen nach der Rede-
zeit und den Redebeiträgen yon Kandidatinnen irii Ver- . 

gleich zu Kandidaten sowie die befragten Themen nach 
Geschlecht und die Thematisiemrig des Wahlkampfs von 
Frauen. Diese Untersuchung wird Inder deutschen, fràri-
zösischen und italienischen Schweiz durchgeführt und . 

• arischliessend mit.èiném Kommentar der Komrriission ', 
publiziert. ' • . ' • 

4.2. Teilnahme am 5., Schweizerischen Frauen 
kongress ( 19.-21. Januar 1996) 

Die Eidg. Komiriission für Frauerifragen orgariisierl und 
finanziert' im Rahmen des Fünften Schweizerischen Ffau-

' enkongresses am Eröffnurigstag einé.Gesprâchsrunde 
. über frauen- und gesellschaftspolitische Perspektiven., 

4.3. Kontakte 

' Arilässlich ihrer zweitägigen Plenarsitzung im Juni, in 
Lausanne. VD traf sich die Kommission mit Vertreterin-
nen und Vertretern der lokalen und kantonalen Politik 
sowie Presseleuten zu einem Gedankenaustausch. Sie 
liess sich des weiteren von Fachfrauen über die Situation 
der Frauen im Kanton Waadt informieren. 

Während dei- Sondersessiori im Januar informierten 
Patricia Schulz, Leiterin des Eidg. Büros für die Gleich-
stellüng, und Elisabéth Keller, Köriimissionssekretärin, 
die Parlamentarierinnen über die. schweizerischen Vorher 
reitungsarbeiten für die im September stattfindende 4. 
UNO-Weltfrauenkonferenz in Beijing. Das Korrimissi-
onssekretariat-nahm an deri in jeder Session stattfinden-
den Treffen der Parlamentarierinnen teil, damnter auch 
am Treffen mit'den Präsidentinnen der schweizerischen 
Frauenorganisationen. 

4.4. Internationale Organisationen 

Das Jahr 1995 stand ganz im Zeichen der 4. UNO-Welt- , 
frauenkonferenz in Beijing (4.-15. September 1995). An 
der in New "York vöm 15. März bis 7.April durchgeführ-
ten Vorbereitungskonferenz - im Rahmen der 37. Session 
der UNO-Frauenkommissioh - nahmen neben Patricia 
Schulz, Chefin des Eidg. Büros für die Gleichstellung 
von Frau und Mann und Delegationsleiterin, auch Judith 
Stamm, Präsidentin der Eidg. Kornmission für Frauen-
fragen, und Elisabeth Keller, Kommissionssekrétâriri, 
teil. Sie reisten in dér F\olge als Teil einer elfköpfigen 
Schweizer Delegation unter Leitung von Buridesrätin 
Ruth Dreifuss an die Weltfrauenkonfereriz. Die Delega-
tion setzte sich vor allem in den Bereichen Menschen-
rechte, Gewalt gegen Frauen, Gesundheit, Partizipation 
von Frauen in Politik und'Wirtschaft sowie auf dem 
Gebiet Entwicklung für eine Verbessemng der' Stellung 
der Frau ein. i ' 

Die Tätigkeiten des Gleichstellungskomitees des Europa-
rates (COMITE DIRECTEUR POÜR L 'EGALltE 
ENTRE LES FEMMES ET LES HOMMES) bezogen 
sich auf die Vor- und Nachbereitung der 4. UNO-Welt-
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frauenkonferenz. So organisierte dér Europarat; neben. 
den ordentlichen.Komiteesitzungen, als speziellen Bei- • 
trag des Europarates zur Weltfrauenkorifèrenz eine euro-
päische Konfereiiz „Gleichstellung und Demokratie.. , 

, Utopie oder Herausforderung?" (9.-11 . Febmar) und hielt 
ini Juni eine zweitägige Sondersitzung ab, an der ver-
sucht wurde, eine gemeinsarrie europäische Haltung zum 
Schlussdokument yon Beijing, namentlich im Bereich der 
Menschenréchte, zu foiTiiulieren. An der Febinar-Konfe-
renz über Gleichstellung ünd Demokratie nahm Judith 
Stamm,.Kommissionspräsidentin, teil'. . 

. Bereits zum vierten Mal wurde Ende'des Jahres zudein 
ein Internationales Atelier zur Gleichstellung von Frau ; ' 
urid Mann in Europa organisiert, an dem die Schweiz 
durch Verena Laedraçh-Feller,-Kommissi6nssèkretariat,' 
vertréten war (Budapest, 6.-8. November 1995). Dieses. 
Intemationale Atelier dient dem Informations- und Erfah-. 
mngsaustausch-zwischen.den westr, zentral- und osteuro-
päischen Staaten über Gléichstellungs'politik. Als Konfe-
rénzorte wurden bisher ausschliesslich Ost: und zen-
traleuropäische Staaten berücksichtigt,, um ihnen eine " 
•möglichst breite Partizipation zu erriiöglichen. 

TA TIGKEITSSCHWERPUNKTE 1996 

L FRAUEN UND POLITIK 

Publikation der geschlechtsspezifischen Medien-
" analyse zu den National- und Ständeratswahlen vom 
Oktober 1995 mit einem Kommentar der . 
Kommission. 

2. FÜNFTER SCHWEIZERISCHER 
.FRAUENKONGRESS 

'{ ' ' ' ' ' ' ' ' - Organisation eines Podiumsgesprächs ani ersten Tag , 
dés 5.,Schweizerischen Frauenkongressés vom 19. bis 
21. Januar J 996 in. Bern. 

3. 20JAHRIGES JUBILÄUM DER KOMMISSION 

- Organisation und Durchfühmrig einer Jubiläums- ' 
Veranstaltung ' t, ' 

- Herausgabe eines Infoblattes 
- allgemeirie.Medien-. urid.Öffentlichkeitsarbeit. 

4. SOZIALVERSICHERUNGEN 

- Weiterarbeit der Arbeitsgmppe Sozialpolitik am 
Theriia „Mutterschaftsversichemng" und anderen 
akfuéllén-Ariliegen im Beréich Sozialversicherungen. 

5. VERNEHMLASSUNGEN ' -

- Totalrevision der Bündesverfassung 
: weitere fi'auenr-und gleichstellungsrelevante 

Vernehmlassungen. 

6. Fr FRAU EN FRAGEN ' ' 

-. Voraussichtlich drei Nummern des Bulletiris F-Frau-
• enfrage.n werden frauenpolitische Fragesteillingen 
behandeln. . ' 

7. WEITERE THEMEN \ , • . ' 

-T' Hearing mit gleichstellungsengagierten Männem. 
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LES ACTIVITES DE LA COMMISSION FEDERALE 
POUR LES QUESTIONS FEMININES EN 1995 

En 1995, les points forts des activités de la Coinmission 
fédérale pour les questions féminines ont été la publica-
tion du.rapport "Des acquis - mais peu de changements? 
La situation des femmes en Suisse", les prises de position 
sur des projets touchant différentes branches des assuran-
ces sociales, le projet de loi sur la médecine humainé et 
une analyse de la présence des femmes dans les médias à 
l'occasion.des élections fédérales d'octobre 1995. 

Rita Schmid Göldi et Olga Gamma ont été nommées 
membres de là Commission en remplacement de 
Marianne von Weissenfluh et de Christiane Langen- : 
berger-Jaeger, qui ont démissionné dans le courant de 
l'année. Madame Chiara Simonéschi-Cortesi a succédé à 
Christiane Langenberger-Jaeger à la fonction de vice-
présidente. 
Le 1er septembre 1995, Madame Claudia Weilenmann a 
repris les fonctions de responsable du centre de docu-
mentation, succédant à Katharina Belser. 

/. SEANCES 

1.1. Séances plénières 

La Comiriission s'est réunie en séarice à quap-e reprises 
(27 février, 26 et 27 juin, 9 novembre). Au soinmaire: 
prises de position sur la 6e révision du régime des APG, 
sur le projet de loi fédérale sur les allocations familiales, 
sur l'avant-projet de loi sur la médecine humaine et sur 
l'analyse de la présence des femmes dans les médias lors 
des élections fédérales d'octobre 1995. La Commission a 
également discuté de la Convention de l'ONU sur 
l'élimination de toutes les fomies de,discrimination à 
l'égard des femmes et des thèmes et objectifs de la 4e _ 
Conférence mondiale de l'ONU sur la promotion de la 
femme.. 

1.2. Groupes de travail 

Au cours de plusieurs séances, le groupe de travail 
Assurances sociales s'est penché sur le dossier de 
l'assurance-materriité et a examiné les prises de position 
de la Commission sur le projet de loi fédérale sur les 
allocations familiales, sur la loi sur les prestations com-
plémentaires et siir l'ordonnance sur l'assurance-
chômage.-

2. PUBLICATIONS 

2:1. Rapport sur la situation des jemmes en Suisse 

Au mois de juin, la Commission a présenté au public son 
nouveau rapport-intitulé "Dés acquis - mais peu de chan-
gements? Là situation des femmes en Suisse". Ce rap-
port, qui est l'oeuvre de plus de trente spécialistes, 
retrace lès principales évolutions qu'ont connues la cause 
des femmes et la lutte pour l'égalité entre femmes et 
hommes depuis les années septante et fait le point sur 
l'état actuel de l'égalité entre fernmes et hommes. Dans 
un commentaire, la Commission a exprimé son point de 
vue sur l'évolution de la cause.de la femme et a formulé 
un certain nombre d'objectjfs pour les années à venir. . 
Le rapport existe en allemand, en français, en italien et en 
anglais. - , 

2.2. ' Dépliant consacré aux élections fédérales 
d'octobre 1995 

A l'occasion des élections fédérales d'octobré 1995, la 
Commission a élaboré, en collaboration avec le Bureau 
fédéral de l'égalité entre femmes et hommes, un dépliant 
intitulé/'Places aux femmes!", qui reprend, en 
l'actualisant, une ancienne version. Le dépliant avait pour 
but de porter l'attention d'une vaste partie de l'opinion 
publiqiie sur la faible représentation des fémrries aux 
Chambres fédérales. Il contenait également des explicati-
ons sur les différents moyens de soutenir davantage les 
candidates et invitait les femmes et les,hommes à partici-
pér aux élections. Le dépliant, qui existe en allemand, en 
français et en italien, a été distribué aux partis, aux orga-
iiisations féminines, aux riiédias ét à d-'auü-es milieux 
intéressés. 

2.3. F-Questions au féminin 

Dansie premier numéro de "F" sont publiés les exposés-
présentés à Berne le 2 décembre à l'occasion du colloque 
"Cherchez la femme! Plus de 200 ans de droits dè 
l'homme: de l'exclusion des femmes à une révision des ' 
droits humains", organisé en collaboration avec le Bu-, 
reau fédéral de l'égalité entré femmes et hommes. Le . 
premier nûmérp était égalemeiit consacré à la Convention 
de l'ONU sur l'élimination de toutes les formes de dis-
crimination à l'égard des femmes, qui, entre temps, a fait 
l'objet d'un message que le Conseil fédéral a transmis 

. aux Chambres fédérales. ' • 

Le numéro double de "F" 2-3/95 était en grande partie ~ 
consacré à l'assurance-matemité. Outre différents articles 
relatifs à ce dossier; il présentait également un entretien 
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entre plusieurs femmes défendant toutes un modèle 
d'assurance-matemité différent. Au sommaire de ce 
double numéro se trouvaient aussi la prise de position de 
la Commission sur le projet de révision de la loi fédérale 
sur le régime des allocations pour perte de gain.et le 
projet d'une loi fédérale sur les allocations familiales. 

2.4. Presse I centre de documentation 
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cations pour enfants soit plus élevé que celui proposé 
dans le projet. Par ailleurs, elle'approuve que le finance-
ment des allocations incombe, dans une large mesure, 
aux pouvoirs publics, de sorte que les petits salaires ne 
soient pas mis démesurément à conü-ibution et que l'on 
tienne compte du rendement de la fortune. 
(Là prise de position est parüe dans le numéro double de 
"F" 2-3/95.)' ,. • ^ ' . 

Nombre de livres ét de brochures sont venus enrichir les 
étagères de la bibliothèque, qui a enregistré une augmen-
tation du nombre de prêts: politiques, étudiants et étudi-
antes, journalistes, éducateurs et éducatrices et bien 
d'autres encore sorit venus s'y documenter. Tous les deux 
mois, au moins„paraît une liste imprimée avec les nou-
velles acquisitions. 

Le dossier de presse a cessé de paraître à la fin du mois 
d'avril. ,Mais les dossiers relatifs aux articles publiés dans 
"F-Questions au féminin" et regroupant des articles de 
fonds ayant pour thèmes la violence, le travail, la politi-
que, la santé, les assurarices sociales, la culture, les mo-
des de vie, l'Europe, etc., continueront d'être constitués. 

3.3. Prise de position sur le droit au minimum 
d'existence (modification de la constitution) 

La Commission approuve la reconnaissance explicite du 
droit au minimum d'existence inscrit dans la constitution.' 
Elle partage le constat selon lequel le régime actuel dé la 
sécurité sociale présente des lacunes et que l'aide sociale, 
ultirne rempart avant de tomber dans la misère, doit être 
soumise à une réforme. L'amélioration du statut juridique 
et la garantie de bénéficier d'une aide sociale digne de ce, 
nom répond égalemènt à l'impératif de l'égalité entré 
femmes et hommes, les fémmes étant les principales 
bénéficiaires de l'aide sociale étant donné qu'elles ne 
peuvent pas toujours faire valoir des droits aux assuran-
ces sociales. 

J. , PRISES DE POSITION 

3.1. Prise de position sur l'avant-projet de la 6e révi- • 
sion de la loi fédérale sur le régime des allocati-
ons pour perte de gain en faveur des personnes 
servant dans l'armée ou dans la protection.civile 

La Commission salue le principe de l'allocation indépen-
dante de l'état civil et est favorable à l'augmentation des 
allocations pour enfants et à l'introduction des allocati-
ons pour tâches éducatives. L'augmentation des allocati-
ons pour enfants, toutefois,' ne couvre pas les coûts ef-
fectifs qu'occasionnent les enfants. Une allocations de 20 
% pour chaque enfant, comme le propose la Gommissiori, 
constituerait une amélioration. Outre les tâches éducatir 
ves, les soins et l'assistaiice aux personnes malades, 

. handicapées et âgées devraient également être pris en 
compte. 
(La prise de position est pame dans le numéro double de 
"F" 2-3/95.) •• 

3.2. Prise de position sur le projet de loi fédérale sur 
les allocations familiales 

Comme les prestations sociales et en faveur des familles ' 
en Suisse ne sont pas aussi avantageuses que celles dont 
bénéficient nos voisins Européens et qu'elles ne reflètént 
pas la grande prospérité de notre pays, la Commission 
approuve le projet de loi fédérale sur lès allocations fa-
miliales. Elle est favorable au principe "un enfant - une 
allocation" et salue le fait que le droit de toucher une 
allocation familiale ne dépend ni de la profession, ni de 
l'activité lucrative ou du degré d'occupation. La Com-
mission souhaiterait néanmoins que le montant.des allo-

3.4. Prise de position sur la réglementation relative 
aux étrangers 1995/96 (OLE) ' 

La Corrimission s'est limitée à prendre position sur la . 
réglementation concernant les danseuses de cabaret. Elle . 
souligne le. fait que la limitation des permis de séjour et 
de travail constitue une mesure inadéquate. Pratiquer une 
politique restrictive en matière dé pei-mis et d'emploi 
n'aura pour effet que d'accroître l'activité illégale 
d'entraîneuse^ avec toutes les retombées que cela aura 
pour les danseuses de cabaret. Aussi la Commission 
propose-t-elle des mesures.supplémentaires permettant \ 
d'améliorer les conditions de vié et de travail des danseu-, 
ses de cabaret: amélioration de la surveillance, par les , 
autorités cantonales, des boîtes de nuit, interdiction ef-
fective.de l'activité.d'entraîneuse, fixation d'un salaire 
minimum (au niveau cantonal), introduction de réglemen-
tations contractuelles, création, au niveau.régional, de 
centres de consultation subventionnés. A ses yeux, le 
projet mis en consultation révèle clairement à quel point 
le modèle des trois zones est problématique et discrimi-
natoire pour les femmes étrangères iiotamment. 
(La prise de position est pame dans le numéro double de 
"F" 2-3/95.) . 

i.5. Prise de position sur la loi fédérale concernant la 
procréation médicalement,assistée et instituant 
une commission nationale d'éthique 

La Commission, se montre très sceptique à'l'égard des . 
développements effectués dans les domaines de la 
procréation artificiélle et du génie génétique. La méde-
cine procréatiye.concerne tout particulièrement les fem-
mes étant donné qu'elles sont directement touchées par 
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les procédés de procréation artificiellé. Aussi la loi sur la 
médecine humairie doit-elle expréssément protéger la vie, 
la santé, la dignité et la personnalité des femmes con- . 
cernées, exigences auxquelles le projet actuel ne satisfait 
pas. Le projet ne règle pas non plus la question des em-
bryons excédentaires qui restent inutilisés. La Commis-
sion exige que la recherche faite sur ces embryöns et que 
leur commerce soiènt formellement interdits. Par ailleurs, 
elle souhaite que toutes les personnes intéressées puissent 
bénéficier des techniques de procréation artificielle au . 
même titre que les couples mariés. Elle pense en particu- . 
lier aux couples non mariés, qui devraient pouvoir avoir 
recours à l'insémination hétérologué. 

. (La prise de position sera publiée dans le "F" 1/96). 

3.6. ' Prise de position sur la 3e révision de là loifédé 
• . raie sur les prestations complémentaires à Vassu 

rance-vieille.sse, survivants et invalidité (LPC) 

La Coinmission approuve l'élargissement du régime des 
prestations coniplémentaires. Dèvraient donc pouvoir 
toucher des prestations complémentaires également les' 
personnes étant, au bénéfice d'une indemnité journalière 
versée au titre de l'assurance-accidents, de l'assurance-
maladie, ainsi que de l'assurance-invalidité durant la 
jîériode nécessaire à la vérification de la légitimité du 
droit àu versement des'prestations-invalidité. La Corn-
mission est aussi favorable aux améliorations matérielles 
en faveur des bénéficiaires des prestatioris complémentai-
res à l'AVS^et à l 'Ai telles que la prise en compte du 

' loyer bmte au lieu du loyer net et l'abandon de la 
réduction des prestations en cas de faute propre. Enfin, la 
Commission salue le ifait que l'on souhaite àméliorer 
l'information, introduire une feuille de calcul individuel 
et accorder' aux personnes divorcées ou séparées des 
droits individuels aux prestations. 

3.7. Prise de position sur la 2e révision partielle de 
l'assurance-chômage; ordonnance (OAÇI) 

1 -

- • - 1 
Le projet ne tient pas compte des possibilités 
d'interpréter la loi en prenant davantage én considération 
les besoins des femmés. La Gommissiori plaide en faveur, 
d'un abaissement de la limite inférieure du gain assuré 
pour tous les assurés, d'une diminution du délais d'attente 
pour les personnes exemptées de verser des cotisations, 
d'une augmentatibri du montant limite déterminant ajjpli-
cable aux enfants ét d'une élévation.du plafond pour les 
salaires..Elle réjette l'idée que le versement des indéin-
nités dépende exclusivement du droit de toucher des 
allocations poureiifants et est opposée à la suppression 
du délai d'attente; elle apprécierait aussi que l'on tienne 
davantage compte du critère de la garde des enfants. La •. 
Commission estime que réduire (davantage) les rnontants 
forfaitaires constituerait un sacrifice que l'on ne peut pas 
demander aux sans-eriiploi. Enfin, elle est d'avis que les 
mesures actives rèlatives au marché du travail devraient 
davantage s'orienter sur les activités et les secteurs typi-
quement féminins. 

4. DIVERS 

4.1. Prochaines publications 

La Commission a mené une étude'sur la présence des 
candidates dans les médias électroniques et la presse lors 
des élections au Conseil national et au Conseil des Etats 
d'octobre-1995. L'étude a en particulier examiné la durée 
du temps de parole accordé aux femmes et aux hommes, 
le nombre et la qualité des interventions des candidates ^ 
par rapport aux candidats, les sujets abordés par l'un et 
l'autre sexe et la nature des sujets choisis par les femmes 
faisant campagne. L'analyse, qui a été effectuée en 
Suisse romande, eri Suisse alémanique et en Suisse jtali-
enne, sera accompagnée d'un cortiriientairejédigé par la 
Commission. 

4.2. Participation, aii 5e Congrès suisse des femmes 
(19 au 21 janvier 1996) \ 

A l'ocçàsion du 5e Congrès suisse des femmes, la 
• Commission fédérale pour les questions féminines orgà-
nise et finance une table ronde, qui se tiendra le jour de 
l'ouverture et portera sur lès perspectives qui s'ouvrent 
aux femmes et à notre société. 

4.3. Contacts 

A l'occasion de sa séance de deux.jours à Lausanne, la 
Commission a échangé des avis avec des politiques lo-
caux et cantonaux et des journalistes. En outre, elle s'est 
fait expliquer par des spécialistes du canton de Vaud la 
situation des femmes dans le canton. 

Au cours de la session extraordinaire de janvier, Patricia 
Schulz, responsable du Bureau fédéral pour l'égalité 

^ entre femmes et hoinmes, et Elisabeth Keller, secrétaire 
de la Commission, ont inforriié les députées des prépara-
tifs de la Suisse en vue de la 4e Conférence mondiale de 
l'ONU sur la promotion de la femme, qui s'est ténue à 
Pékin au mois de septembre. Le secrétariat de la Gom-
missiori a participé aux rencontres des députées, qui ont 
eu lieu lors de toutes les'sessions, ainsi qu'à la réunion, 
dés présidentes des organisations féminines suisses. 

4.4. Organisations internationales '• • - ' •' ". ' 
1995 était éntièremént placé sous le signe de la 4e Confé-
rence mondiale de l'ONU sur la promotion de la femrne, 
qui s'est tenue à Pékin du 4 au 15 septembre 1995. Etai- . 
ent présentes à la conférence préparatoire, qui a eu lieu à 
New York du 15 mars àu 7 avril 1995 dans le cadre de la 
37e session de la Commission dès'Nations Unies sur la 
promotion de la femme, Patricia Schulz, responsable du 
Bureau fédéral de l'égalité entre femmes et hommes et 
cheffe de délégation, Judith Stamm, présidente de la 

' Commission fédérale pour les questions féminines, et 
Elisabeth Keller, secrétaire de là Coinmission. Au mois 
de septembre, elles faisaient égalerhent partie de la 
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délégation suisse .forte de onze femmes et présidée par la 
conséillère fédérale Ruth Dreifuss. La délégation re-
présentant notre pays a surtout défendu et essayé de faire 
progresser les droits des femmes dans les domaines sui-,, 
vants: droits de la personné; violence conü-e les femmés, 
santé, participation des femnies à la vie politique et éco-
nomique ainsi que dàns le domaine du développement. 

Le Coriiité directeur pour l'égalité éntre les femmes et les 
hommes s'est penché sur les préparatifs à Ja 4e Confé-
rence mondiale de l'ONU sur la promotion de la femme 
et sur son suivi. Ainsi, outre les séances de comité ordi-
naires, le Conseil de l'Europe a organisé, du 9, au 11. 
février 1995, une conférence européenne intitulée 
"Egalité et dénfiocratie. Utopie ou défi?'-, à laquelle a 
participé Judith Stamm, présidente de la Commission, et 
une-séance extraordinaire de deux jours au cours de 
laquelle on a tenté de trouver uiié position commune face 
au document final de la Conférence de Pékin, notamment 
en ce qui concerne les droits.de l'Homme. 

C'est la quatrièriie fois déjà qu'a été organisé du 6 au 8 
novembre 1995, à Budapest, un Atelier inteiiiational sur 
l'égalité entre femmes et hommes en Europe, atelier dans 
lequel la Suissé était représentée par Verena Laedrach-
Feller, membre du secrétariat de la Commission- Thèriie 
de cet,atelier: échange de points de vue et d'expériences 
entré les pays d'Europe occidentale, centrale et de l'Est 
sur la politique en matière d'égalité entre feriimes et 
hommes. Jusqu'à présent, ces ateliers ont toujours eu lieu 
dans des Etats d'Europe centrale ou orieiitale afin de 
permettre.à un grand nombre de représentants et de re-
présentantes de ces pays d'y participer. 

LES PRIORITES POUR 1996 

1. LES FEMMÉS ET LA POLITIQUE 

- Publication de l'analyse de la présence des femmes 
dans les médias lors des élections au Conseil national 
et au Cotise il des Etats d'octobe 1995 et commentaire 
dé la Commission. 

2. 5é CONGRES SUISSE DES FEMMES . ' 

- Organisation d'une table ronde le jour de l'ouverture 
du 5e Congrès suisse dès femmes, qui se tiendra à 
Bénie dû 19 au 21 janviér 1996. 

3. 20e ANNIVERSAIRE DE LA COMMISSION 

- Organisation ét misé sur pied dés manifestations, 
célébrànt lé 20e anniversaire 

- Publication d'une feuille d'information 
- Informatiöri. générale et relations publiques. 

4. ASSURANCES SOCIALES 

- Le groupe de travail Assurances sociales continuera 
. d'examiner le dossier de l'assurance-matemité et se • 
penchera sûr d'autres points discutés actuellement 
daris le domaine des assurances sociales. 

5. PRISES DE POSITION 

- Révision totale de la constitution 
- Autres thèmes intéressant les.fémmes et touchant à 

l'égahté entre femmes et hommes. 

6. F-QUESTIONS AU FEMININ 

- En.principe, publication de trois numéros du rapport 
F-Questions au féminin, qui traiteront de thèmes 
relatifs à la cause de la femme. : - ' 

DIVERS 

Audition avec dés hommes qui s'engagent pour 
l'égalité entre femmes et hommes. 

(Traduction: Natascha Muther et Gilles Cuenat) 
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LE ATTIVITA DELLA COMMISSIONE FEDERALE 
PER I PROBLEMI DÉLLA DONNA NEL 1995 

alla legge sulle prestazioni complementari e all'ordinanza 
concémente l'assicurazione disoccupazione. 

Ne! corso di questo anno, la Coinmissione fédérale per i 
problemi délia donna ha curato in particolaré la pubbli-
cazione dei rapporte intitolato «Moite realizzazioni -
pochi cambiamenti? Là situazione délia donna in Sviz-
zera», ha elaborato prése di posizione su vari rami délie 
assicurazioni sociali e sulla futura legge sulla medicina 
unrtana, e si è chinata sulla valutazione dei reportages . 
diffusi dai mass media in occasione délie elézioni fede-
ralidell'ottobre 1995.-

Durante l'anno si sonô dimesse dalla Commissione le 
signore Marianne von Weissenfluh e Christiane Langen-
bérger-Jaeger. Al loro posto sono State nominale le si-
,gnore Rita Schmid Göldi e Olga Gamma. La viceprèsi-
denza, rimasta vacante con la partenza délia signera 
Christiane Langenberger-Jaeger, è passata alla signora 
Chiara Simoneschi-Cortesi. 
II1 °, settembre, la signora Claudia Weilenmann ha ini-
ziato la sua attività quale responsabile dei Céntro di 
doeumehtazione sûlla condizione femminile, succedendo 
alla signora Katharina.Belser. 

2.1. 

PUBBLICAZIONI 

Rapporto sulla condizione délia donna in 
Svizzera -

La Commissione ha presentato in giugno al pubblico il 
nuovo rapporto cpmprensivo «Moite realizzazioni - po-
chi cambiamenti?,La condizione délia donna in Sviz- . 
zera». Esso ripercorre i principali eyenti che hannocon-
trassegnato la politica délia donna e délia parità a partîre 
dagli anni 70 e offre una panoramica délia situazione 
attuale in materia di parità tra donna e uomo. Questo 
inventario è stato elaborato con la collaborazione di una 
trentina di spécialiste. Nel commento accompagnatorio, 
la Commissione valuta gli sviluppi conosciuti dalla poli-
tica délie donne, e formula obièttivi e compiti per il fu-
ture. , 
Il rapporto è disponibile nelle versioni tedesca, francese, 
italiana e inglese. 

2.2, Prospetto per le elezioni federali dell'ottobré 
1995 

1. SEDUTE 

1.1. Sedute plenarie 

Durante le quattro giomate di riunioné (27 febbraio, 
.26/27 giugno e 9 novembre), la Commissione ha elabo-
rato in particolaré le prese di posizione sulla VI revisione 
dellà legge fédérale sulle indennità per perdita di gua-
dagno (LIPG), sulla legge fédérale sugli àssegni famigli-
ari e sulla legge federàle sulla medicina umana, e si è 
pure occupàta délia valutazione dei reportages diffusi dai 
mass media in vista délie elezioni federali dello scorso 
ottobre. Tra gli ulteriori terni figuravano la situazione 
délie gipvàni donne nella professiöne e nella société, la 
convehzione dell'ONU sull'eliminazione di qualsiasi 
forma di discriminazipne contre la donna, come pure i 
centenuti e gli obièttivi délia IV Cenferenza mondiale 
sulle donne; 

1.2. Gruppi di lavoro 

Il grappo di lavoro sulle «assicurazioni sociali» si è 
chinato per più sedute consécutive suU'assicurazione .: 
matemità e sulle prese di posizione cemmissionali rela-
tive al progetto di legge fédérale sugli assegni familiari. 

In vista délie elezioni federali di ottobre, la Commissione 
e rUfficio fédérale per l'uguajglianza fra donna è uomo 
hanno messe a puntp il dépliant «Vota donna!». Si traita 
di una ristampa aggiomata, con la quale si è volute at-
tirare l'attenzione di un vasto pubblico sui problemi ine-
rénti all'attuale forte sotterappresentanza délie donne nel 
Parlamente fédérale, sollecitare donne uomini a parte-
cipare alle scmtinie, e spiegare le diverse possibilità date 
all'elettrice e all'elettore per sestenere maggiermente le 
candidate. Il dépliant è stato diffuso in lingua tedesca, 
francesé é italiana per il tramite di partiti, efganizzazioni 
délie donne, mass media e altre cerchie interessaté. 

2.3. F-Problemi al femminile 

F 1/95, il prime numéro dei bollettine di quest'anno, 
contiene le relazioni tenute il 2 dicembre 1994 in..occa-
sione de:l convegno «Cherchez la femme! - Diritti 
dell'ueme da oltre 200 anni: dall'esclusione délie donne à 
una re-visioné dei diritti dellà persona». îl convegno era 
stato organizzato in collaborazione con l'Ufficie fédérale 
per l'uguaglianza fra donna e uomo. Il primo bollettine si 
occupa inoltre anche délia Cenvenziene dell'ONU sull'e-
liminaziene di qualsiasi fonna di discriminazione contre 
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le donne, per la quale il Consiglie fédérale ha nel frat-
tempo licenziato un messaggie. 

F 2-3/95 è apparso in veste di numéro doppie riservate 
all'assicurazione maternità. Olue a questo tema, contiene 
un cellequie tra faùtrici di diversi modelli d'assicuraziene 
matemità e le prese di posizione cemmissionali concer- , 
nenti la prospettata revisione délie indennità per perdita 
di gûadagno e il progetto di legge fédérale sugli assegni 
faihiliari. 

2.4. . Rassegna stampalCentro di documentazione 

L'allestimento délia rassegna stampa è stato sospeso a 
fine aprile 1995. Certtinua invece ad arricchirsi la docu-
mentaziorie alimentata con articoli di sfondo tratti da 
riviste sui temi: vielenza, lavoro, politica, salute, assicu-
razioni sociali, cultura, modelli di cenvivenza, Europa, 
ecc. 

La biblieteca ha cenesciuto un note.vole aumento dei 
velumi e degli epuscoli in dotaziene. Quest'anno, essi 
sono anche stati maggiermente richiesti in prestite. 11 
Centre di.decumeritazidne ha accelto politici/che, stu-
deriti/esse, giomàlisti/e, formatori/trici ecc. A ritmo bi-
mensile si è pure pubblicate l'elence délie nuove àcqui-
sizieni. 

3. . PRESE Dl POSIZIONE 

3.1. Presa di posizione sull'avamprogetto délia VI 
revisione'délia legge fédérale sulle indennità di-
perdita di gûadagno in caso di servizio militare 
o di protezione civile 

La Commissione approva la proposta di un indennizzo di 
base indijjendente dalle stato civile ed è favorevele 
all'aumento degli àssegni per figli come.pure all'introdü-
ziene di uri assegne éducative. Tuttavia osserva che il 
prespettato aumento degli assegni per figli non cepi-e i 
cesti effettivi causati dalla proie! Un assegne unitarie dei 
20% per ogni figlia o figlio, quale è proposto dalla 
Commissione, cemperterebbe un miglieramente. Oltre al 
lavoro éducative, si devrebbe cbnsiderare anche il lavoro 
di cura prestato a persone malate, invalide e anziane. 
(La presa di posizione è pubblicata in F 2-3/95) 

3.2. Presa di posizione sui progetto di legge fédérale 
sugli assegni familiari 

La Commissione condivide l'impestaziene dei progetto di 
legge fédérale sugli assegni familiari peiché, rispette ad 
altri paesi europei, le prestazieni familiari e sociali 
riconesciute in Svizzera sono insoddisfacenti e cen-
trastane con l'alto livello di benessere dei paese. Essa 
sestiene pure sia il principie «un assegne per ogni figlio», 
sia un diritto all'assegno farniliare riconesciute indipen-. 
dentemente dalla professione e dàll'attività lucrativa risp. 

dal tasse d'attività lucrâtiva. La Commissiene'è favore-
vole a un aumento deU'importo degli assegni per figli 
rispette a quanto previsto nel progetto. Irieltre auspica 
che il finanziamente vengà assicurato in ampia misura 
dall'ente pubblico, affinché non si gravirie eccessiva-
mente i bassi redditi e si asseggettino pure i redditi délia 
sostanza. 
(La presa di posizione è pubblicata in F 2-3/95) 

3.3. Presa di posizione sui diritto alla sicurezzä 
esistenziale (modifica délia Costituzione) 

La Commissione è favorevole a iscrivere nella Costitu-
zione l'esplicito ricenoscimente dei diritto alla siçurézza 
esistenziale. Essa condivide la constatazione che l'o-
diemo sistema délia sicurezza sociale è lacuriose e che si 
debba in particolaré rifermai-e l'assistenza sociale in 
quanto «rete di sicurezza tesa sotte la rete». Il migliera-
mente délia posizione giuridica e la garanzia di un'assi-: 
stenza sociale rispettosa délia dignità délia persona' rap-
presentane inoltre esigerize derivanti dalla parità tra • 
donna e uomo. Infatti, sono soprattutto donne a dever 
dipendere dalle prestazieni assistenziali, nen petendo far 
valere diritti nei confronti délie assicurazioni sociali. 

3.4. • Presa di posizione sulla regolamentazidne ' 
relativa agli stranieri 1995/96 • 

Nella sua presa di posizione sulla modifica dell'ordinanza 
che limita l'effettivo degli stranieri (OLS), la Commis-
sione considéra solo la nueva regolamentaziene prevista 
per l'ariimissiene délie ballerine di cabaret. Essa insiste, 
che una limifazione resünttiva dei permessi di seggiome 
e di lavoro rappresenta un tentative di soluzione inade-
guate, peiché comporta sole un aumento dell'animazione 
illegale,'con censeguenze negative pfer le donne interes-
saté. Per quéste prepone una série di ulteriori misure atte 
a rnigliorare le condizioni di vitaé di làvore délie balle-
rine di cabaret: miglieramente dei centrélli cantenali 
negli esercizi pubblici, imposiziene dei divieto.di ani-
maziene, fissazione di un limite inferiore per i salari 
minimi (càntenali), impesizione di regelàmentazioni 
contrattuali, creazione di ceritri regienali sevvenzionati 
per la censulenza e l'inforrriaziöne. Seconde la Com-
missione, il progetto settepeste in consultazione mostrà 
chiaramente quanto problematico e discriminante risulti 
per le donne straniere il «modelle dei tre cerchi». 
(La presa di posizione è pubblicata in F 2-3/95) 

J.5. Presa di posizione sulla leggé fédérale concer-
nente la procreazione medicalmente assistita e 
la Commissione nazionale di etica (legge sulla 
medicina umana, LMU) . ."̂  

La Cemmissierie esprime il sue grande scetticismo di 
fronte aireveluzione délia procreazione artificiale e alla 
tecnelegia genetica. La medicina ripreduttiva concerne in 
modo particolaré le donne: sui lere corpe si applicano i 
precèdiriienti délia procreazione artificiale. La legge sulla 
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medicina umkna deve pertanto mirare esplicitamente a 
preteggere la vita, la salute; la dignità e la personalità 
délie donne interessaté. Il progetto di legge non seddisfa 
affatto questo réquisito. Mança inoltre una regolamenta-
ziene riguardante gli embrioni sovrannumerari, sviluppati 
nell'ambito dei procedimente riproduttive; ma che non 
sene più richiesti in seguite. La Commissione chiede un 
chiare divieto délia ricerca e dei commercio con em-
brioni sovrannumerari. Le tecnelogie consentite dalla 
legge non devone essere limitate aile coppie, ma devono 
esseré rese accessibili a tutte le persone. In particolaré, la 
donazione eterolega di spermatezoi deve essere çonsen-
tita anche a ceppié concubine. 
(La presa di posizione è pubblicata in F 1/96) 

3.6. Presa di posizione sulla 111 revisione délia legge 
fédérale sulle prestazioni complementari 
all'AVS e aU'AI (LPC) 

La Cornmissiene approva Testensione dei sistemà délie 
prestazioni complementari, segnatamente in quanto pré-
stazieni aggiuntive rispette aile indennità giomaliere 
dell'assicurazione infertuni, deirassicuraziene irialattie e 
dell'AI durante il période richiésto per gli accertamenti 
délie pretése derivanti dallAI. Essa approva inoltre i 
miglioràmenti materiali concessi aile persone che per-
cepiscono lé prestazieni complementari all'AVS e all'AI, 
come p.es. il passaggie dal canöne lecatizie nette a 
quelle lerdo e la rinuhcia a una decurtaziene délie pre-
stazioni complementari in caso di propria colpevelezza. 
La Commissione sestiene pure il miglieramente dell'in-
fermaziene, l'introduziene di una scheda di calcolo 
semplificate per il calcolo délie prestaziorii complemen-
tari, e il diritto individuale aile prestazioni per ceniugi 
diverziati o separati. ' 

4. VARIA 

4:1. PUbblicazioni in preparazione 

La Commissione sta effettuando un'analisi dei media 
stampati ed elettrenici per verificare quale spazio hanno 
ricevuto le candidate al Consiglie riazioriale e al Con-
siglie degli Stati in occasione délie elezioni federali 
deU'ettobre 1995. La sua attenzione si concentra su . 
aspetti quantitativi e qualitativ! relativi al tempo di parela 
e ai centributi délie candidate rispette,a quelli candidati, 
ma anche sugli argementi privilegiati dal|e persone can-
didate in funzione dei 1ère sesso, e sui modo in cui la 
campagna élettorale délie donne è stata sollevata come 
tema dalla stampa. L'ihdagine si svolgé riella Svizzera 
tedesca, francese e italiana, e sarà pubblicata con un 
commente délia Commissione. 

4.2. ' Presenza al V Congresso svi'zzero délie donne 
(19^21 gennaio 1996) 

.Nell'ambite dei ,V Cengresso svizzere délie donne, la 
Commissione fédérale per i problemi délia donna erga-
nizza e finanzia, nel giorrio di àf>ertura, una tavela ro- . 
fonda sulle prospettive seciepelitiçhe e di politica délie 
donne. 

4.3. Contatii 

In occasione délia seduta plenaria di due giomi tenutasi 
in giugno a Lesanna, la Commissione ha incentrate per 
une scambio di vedute rappresentanti della pohtica locale 
e cantonale, giomàliste e giomalisti. Inoltre si è fatta 

, informare da spécialiste sulla condizione délia donna nel 
cantene Vaud. -

3.7. Presa di posizione sulla U revisione parziale 
délia legge fédérale suU'assicurazione contro la 

- disoccupazione ( L A D I ) , ordinanza d'applica-
zione - ' 

L'avamprogettb non sfmtta ancora appiene il margine 
d'aziene concessö dalla legge per ihtredurre soluzioni più 
faverevoli allé donne. La Commissione prepone di ri-
durre il limite minime dei gûadagno assicurato per tutte 
le persone assicurate, di ridurre i giomi di attesa délie 
persone esonerate dai centributi, di aumentare l'ammon- ~ 
tare limite déterminante per la proie, e una fissazione più 
generosa dei limite di reddito. Essa respinge la stretta 
connessiene tra diritto agli assegni per la proie e sop-
pressiene dei tempo di attesa, e prepone di consideraré 
ulteriermente il criterie di «custodia». Giudica poi iriac-
cettabilé per le persone interessaté una (ulteriore) ridü- ' 
zione délie indennità forfettarie. Ritiéne inoltre partico-
larmente importante che, hell'ambito délie misure a 
sestegne dei mercate dei lavoro, si tenga conte délie 
attività e dei setteri professienali tipicamente femminili. 

Patricia Schulz, direttrice deU'Ufficie fédérale per l'ù-
guaglianza fra donna e uomo, ed Elisabeth Keller, segrê  
taria délia Commissione, hanno informato durante la 
sessiene speciale di gennaie le deputate iri mérite ai la-
veri preparateri in vista délia IV Cenferenza mondiale 
dell'ONU sulle donne, che si sarebbe tenuta a Pechine. 
La segreteria délia Commissione ha partecipato agli • 
incentri délie deputate, tenutisi durante ogni sessiene 
Parlamentare, e anche aU'incentre congiunto con le pré-
sident! délie organizzazieni femminili e femministe sviz-
zere. 

4.4. . Organizzaziàni internazibnali 

Il 1995 è trascerso all'insegna délia IV Cenferenza mon-
diale dell'ONU sulle donne, svoltasi a Pechine dal 4 al 15 
settembre. Alla cenferenza preparatoria,. tenutasi dal 15 
marze al 7 aprile a Nuova York nell'ambito délia 37a 
sessiene délia Coiiimissiene dell'ONU sulla condizione 
femminile, hanno partecipato Patricia Schulz, direttrice 
dell'Ufficie fédérale per l'uguaglianza fra donna e taome e 
capedelegàziene, Judith Stamm, présidente délia Com-
missione fédérale per i problemi délia donna, ed Elisa-
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beth Keller, segretària délia Commissione. In seguito, 
esse hanno pure partecipato nell'ambite dellà delegazione 
svizzera, che cpntava uridici membri ed era diretta dalla; 
cpnsigliera fédérale Ruth Dreifuss, alla Coriferenza 
riiendiale sulledorine. Qui, la delegazione svizzera ha 
spiegate il sue impegno soprattutto nei setteri dei diritti 
uriiani, délia viplenza contro le donne, délia salute, délia 
partécipazione délie donne alla vita politicà ed eco-
nomica e, nel campo délie sviluppo, a favore di un 
miglioramento délia condizione femminile. 

Le àttività dei Comitäte pèr la parità dei Consiglie d'Eu-
repa (Comité directeur peur l'égalité entre les femmes et 
lés hommes) erano incentrate sui làvori preliminari e 
cenclusiyi inerenti alla IV Conferenza mondiale ^ , 
dell'ONU sulle donne. Quale contribùto speciale a questa 
cenferenza, pitre aile regelari seduté dei Cqmitato, il 
Consiglie d'Eurepa ha organizzato una conferenza euro-

. pea sui tema «Pàrità e demecrazia. Utopia e sfida?» 
(9-11 febbraio); esso ha inoltre indètte una sessiene 
speciale di due giomi, dûranté la quale si è teritato di 
fermularé una cemune posizione.eui-epea in mérite al 
docurnento conclusivo di Pechine, segnatamente per 
quanto attiene ai.diritti umani. Alla conferenza di 
febbraio, dedicata a pàrità e'demecrazia, ha partecipato 
Judith Stamm, présidente délia Commissione! 

Alla fine dell'anno si è svelte, per la quarta volta ormai, 
un àtelièr intemazionale sulla parità tra donna e uomo in 
Europa. Vi ha partecipato per la Svizzera Verena 
Laedrach-Feller délia segreteria deîla Cemmissierie 
(Budapest, 6-8 novembre 1995). Questo atelier intema-
zionale serve àllo scambio di infermazioni ed esperienze 
sulla politica délia parità tra gli stati dell'Europa occiden-
tale, centrale e orientale. I convegni si sono finora sem-

" pre svelti in stati dell'Europa centrale o orientale per 
cbnsentire lerç la più ampia partécipazione possibile. 

(Traduziorie: Remana Camani-Pedrina) 

F - Frauenfragen / Questions au,féminin / Problemi al Femminile 1/96 



T3 

PUBLIKATIONEN - ' ' ' - . 
DER EIDG. KOMMISSION FÜR FRAUENFRAGEN 
ZUM THEMA „FRAU UND POLITIK" . 

PUBLICATIONS . 
DE LA COMMISSION FÉDÉRALE POUR LES 
.QUESTIONS FÉMININES CONCERNANT 
LE THÈME „FEMMES ET POLITIQUE" 

NEU ' .'•, 
Die Kandidatinnen in den Medien. ^ -
Geschlechtsspezifische Medienanalyse zù den Eidg. 
Wahlen 1995. (Béitrâge in deutscher, französischer und 
italienischer Sprache) Bem 1996. ca. 200 S. Fr. 22.75 
(inkl. Mvvst).*-

NOUVEAU .. . 
Die Kandidatinnen in den Medien. ' , 
Geschlechtsspezifische Medienaiialyse zu den Eidg. 
Wahlen 1995. (Contributions~en allemand, français et 

Italien.) Bem 1996. ca. 200 p. Fr. 22,75 (TVA iiicl.) * 

Frauen ins Parlament! Ein Leitfaden für Parteien, 
Frauenerganisatienen ünd Medien zu den Eidg. Wählen 
1995. Bem 1994. 51 S. Fr. 6.-* . 

Femniies au parlement! Un guide peur les élections 
fédérales de 1995, à l'intention des partis, des 
organisations féminines et des médias. Berne 1994. 53 p. 
FT.6.-,* \ 

F-Fraiienfragen, Nummer 3/94.1994. 100 S. Enthält: 
.Madeleine Schneider: Die Frauenfördemngsriiassriahmen 
der Pàrtèien bei den Nationalratswahlén 1991. S. 58-65. 
gratis. ** . , -

F-Frauénfragen, Nummer 3/92. i 992. 90 S. Enthält 
u.a. Beiträge zu folgenden Themeh: Die Frauen bei dén 
Nationalratswahlen 1991; Verwahlsendungen; 
Frauenselidarität und Wahlverhàlten; Frauenlisten; 

^Quoten, gratis. ** -

Nehmen Sie Platz, Madame. Die pelitisché 
Repräsentation der Frauen in der Schweiz. Bem 1990. 
267 S. gratis. •**-. ' . 

Donne in Parlamente! Un prentuariö per i partiti, le 
organizzazieni delle donné e i mass media iri vistà délie 
elezioni fedérali de 1995; Berna 1994. 53 p. Fr..6. - * 

F-,Questions au féminin, nùrnéro 3/94. 1994. 10Ö p. 
Contient: Madeleine Schneider: Mesures de promotion 
des partis en faveui; des femmes aux élections au Conséil 

^national, p. 66-73. gratuit. ** 

F-Questions au féminin, numéro 3/92. 1992. 90 p. 
Contient des contributions sur les thèmes suivants: Les 
femmes et les élections au Consei) national de 1995; 
Emissions électorales; Solidarité entre femmes et 
cempprtement élécteral; Les listes femmes; quotas, 
gratuit." ** ' ' • , 

Prenez place. Madame..Là représentation politique des 
femiTies en Suisse. Berne 1990. 267 p. gratuit. ** . 
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erhältlich bei: Eidg. Kommission für 
Frauenfragen, Eigerplatz 5, 3003 Bem. 
Tel. 031 322-92-15/16; Fax Ö31 322 92 81 

peut être commandé auprès dél'Office central, 
fédéral des impriifiés èt du riiatériel OCFIM, 
3000 Bénie (fax 031 9.92 00 '23/24) 

peut être commandé auprès de la Commission 
ifédérale pour les questions féminines, ' . 
Eigerplatz 5, 3003 Berne 
Tel. 031 322 92 75/76; Fax 031 322 92 81 • 
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CHRONIK DER LAUFENDEN EREIGNISSE 
OKTOBER 1995 - JANUAR 1996 

von Elisabeth Keller 

AUS FUR VILLA KASSANDRA 

(5.10:) Die irri Jura bei Damvant gelegene Villa Kassan-
dra muss verkauft werden, Trotz verschiedener Bemü-
hungen ist es nicht gelungen, das erste feministische 
Bildungs- und Ferienzentmm der Schweiz als Projekt zu-
sichern: es fehlen sowohl Intefessentinnen wie vor allem 
auch die finanziellen Mittel für die Weiterfühmng des 
seit 1984 bestehenden Zeritmms. Auch die Ideen für ein 
neues Nutzungskenzept sind dariiit gescheitert. 

einer bürgerlichen Bundesratspartei (FDP, CVP und 
SVP) an und 58% einer der rot-grünen Parteien (SPS, 
GPS und FGA). Anteilmässig wurden somit die meisten 
Frauen aufden Listen der SPS und der Griinen gewählt. 
Die FDP- und in kleinerem Ausmass auch die CVP- ' 
Frauen konnten ihren Anteil insgesamt jedoch stéigern. 
Eineri antéilmàssigen Rückschritt erfuhren die Frauen der 
SVP. , . • 
Auch im Ständerat erhöhtsich der Frauenanteil. Auf-
gmnd des in einzelnen Kantonen erforderlichen zweiten 
Wahlgariges steht die genaue Anzahl gewählter Stände-
rätinnen noch riicht fest. Für den Nationalrat kandidierten 
insgesamt 990 Fraueri (35% aller Kandidäturen). Für den 
Ständerat waren es 30 Frauen (30% aller Kandidaturen). 

MEHR FLEXIBLE KINDERBETREUUNGSPLATZE 
GEFRAGT : ' ' ' , • ' . ' 

• QUOTENURTEIL DES EUROPÄISCHEN GERICHTS-
HOFS 

(18.10:) Laut einem Urteil des Europäischen Gerichts-
hofs (EuGH) darf Frauen nicht automatisoh der berufli-
che Verzug vor gleich qùalifiziérten Männern gegeben ' 
werden („Kalanke-Urteil"). Der EuG.H hatte die Klage -
eiries Mannes gegen das Bremer Gleichstellungsgesetz zu 

• prüfen, welches bei Ünteryertretung vori Frauen diesen 
absoluten Vorzug einräumt. Im. kenkreteri Fall bewarben 
sich eine Diplom-Ingenieurin und ein Diplom-Ingenieur 
um die Stelle der Sachgebietsleitung beim Gartenbauamt 
der Stadt Bremen. Beide waren gleich quahfiziert. Be- . 

, fördert wurde die.Frau. Aufgrund des Bremer Gleichstel-
lungsgesetzes von 1990 sind Frauen bei gleicher Qualifi-

( katien wie ihre männlichen Mitbewerbèr vorrangig zu 
berücksichtigen, wenn sie unterrepräsentiert sind. Als 
Rückschritt bezeichnete u.a. der Deütsche Ge-
werkschaftsbünd das EuGH-Urteil. Bei seiner Ent-

- Scheidung vernachlässige dei- Gerichtshof, dass es sich . 
bei der Fördemng von Frauen nicht um eine ungerecht-
fertigte Bevorzugung, sondern' um den Ausgleich der 
bestehenden Benachteiligûng von Frauen handle. 

ERHÖHUNG DES FRA U EN ANTEILS IM NA TIONAL-
UND STÄNDERAT . 

(22.10.) Bei den Nationalratswahlen 1995 steigern die 
Frauen ihren Anteil von bisher 17.5 auf 21.5 Prozent. .43 

' Sitze im.NatiOiialràt werden damit von Fraueri eingé-
riommen, die übrigen 157 Sitze gehen an Männer. Vpn . 
sämtlichen gewählten Nationalrätinnen gehören 37% 

(31:10.) Das Marie-Meierhofef-Institut für das Kind hat 
erste Ergebnisse einer Langzeitstudie übeî  das Befinden 
von Frauen mit kleinen Kindern im Kanten Zürich prä-
sentiert. Nach ihrem Befinden befrägt werden im Jah-
resrhythmus 180 Frauen, die 1991 ihr erstes Kind gebe- . 
ren haben. Die $tudie soll Hinweise für eine Verbes-, 
semng.der sozialen Angebote im Kanton Ziirich liefém. 
Am häufigsten äusserten die befragten Frauen den 
Wunsch nach einem grösseren Angebet an flexiblen 
familienextemen Kinderbetreuungsrriöglichkeiten. Nicht 
zufrieden ist die Mehrheit.der Befragten mit der Be- -
teiligung des Partners an der Betreuung des Kindes und 
im Haushalt. Finanziert wird das Projekt .vom Natiönal-
fends und dem Kanten Zürich.. 

DISKUSSIONEN UBER MUTTERSCHAFTS-
VERSICHERUNG -

(20.11.) Dié Diskussionen über Art und Ausgestaltung 
der Mutterschaftsversichemng gehen weiter. Bundesrätin 
Ruth Dreifuss hat am Tag-des Kindes Vertreterinnen von 
Parteien und Frauenerganisatienen zu einer Zusärrimen-
kunft nach Bem eingeladen, um über den Stand des Pro-
jekts Mutterschaftsversichemng zu inferrriieren ünd zû . 
diskûtieren. Des weiteren fand ein Treffen der verschie-
denen Organisationen auf Einladung der Gewerkschaf-
terinnen statt. Diskutiert wurde vor allem der aktuelle 
Vorschlag von Frauen der CVP, FDP, SP und SVP zur 
Mutterschaftsversichemng, welche diese am 14. Novem-
ber an einem Treffen in Zürich erarbeitet hatten.-
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GESAMTARBEITSVERTRÄGE UND FRAU-
ENDISKRIMINIERUNG 

(21.11.) Noch 2 der 69 grössten Gesamtarbeitsverträge 
(GAV) sahen 1993 für Frauen tiefere Löhne als für Män-
ner vor. Dies geht aus einer Untersuchung im Rahmen 
des nationalen Forschungsprogrammes „Frauen in Recht 
und Gesellschaft" des Büros für arbeits- und sozialpoli-
tische Studien (BASS) in Bem hervor. In den grossen 
GAV's sind indirekte Benachteiligungen von Frauen 
häufiger als direkte Diskriminiemngen. In den kleineren 
GAV's sind aber noch erheblich mehr direkte Lohndis-
kriminiemngen auszumachen. Gesamthaft weist jeder 
sechste GAV Lohnkategorien auf, die Frauen diskrimi-
nieren. Um zu zeigen, wie GAV's zu einem Instmment 
für die Durchsetzung der Gleichstellung von Frau und 
Mann werden können, hat das Büro BASS deshalb in 
seiner Studie auch Musterregelungen für Gesamt-
arbeitsverträge entwickelt. 

BOTSCHAFT ZUM NEUEN SCHEIDUNGSRECHT 

(22. \ l.) Gemäss der vom Bundesrat vorgelegten Bot-
schaft zum neuen Scheidungsrecht soll die Schuldfrage 
künftig bei einer Scheidung keine Rolle mehr spielen. 
Die Konventionalscheidung soll zur Regel werden. 
Damit wird der gesellschaftlichen Entwicklung und Ge-
richtspraxis der letzten Jahre Rechnung getragen. Inzwi-
schen wird in der Schweiz jede dritte Ehe geschieden. 
Das geltende Scheidungsrecht stammt aus dem Jahre 
1907. Im revidierten Scheidungsrecht neu vorgesehen ist 
ein gemeinsames Sergerecht der geschiedenen Eltern für 
die Kinder. Die während der Ehe angesparten Vorsorge-
gelder von Ehemann und Ehefrau sollen zusammenge-
rechnet und bei einer Scheidung beiden Parteien hälftig 
gutgeschrieben werden. Mit der Scheidungsrechtsrevisi-
on wird sich der Ständerat (Erstrat) in der Sommersessi-
en 1996 befassen. 

ENTSCHEID FUR RU 486 

(24.11.) Die Schweizerische Sanitätsdirektorenkonferenz 
(SDK) hat beschlossen, die Pharmafirmen Reussel-Uclaf 
und Hoechst zu ersuchen, Mifepristen (RU 486) als Mit-
tel zum Schwangerschaftsabbmch in der Schweiz regi-
strieren zu lassen. Zuvor hatte sich die SDK in einer 
Abstimmung für eine solche Intervention als zuständig 
erklärt. Sie kam damit einer Fördemng zahlreicher Frau-
enorganisatienen nach, welche sich für die Zulassung von 
RU 486 einsetzen. In Europa ist RU 486 bisher erst in 
Frankreich, England und Schweden zugelassen. 

DEMONSTRATION FUR MUTTER-
SCHAFTSVERSICHERUNG 

(25.11.) Mehrere hundert Menschen, damnter viele 
Frauen mit Kindern, haben an einer nationalen Kundge-
bung in Bem die sofortige Einfühmng der Mutterschafts-
versichemng gefordert. Sie erinnerten aus Anlass des 
fünfzigsten Jahrestages der Annahme von Artikel 34quin-
quies (Familienzulagen und Mutterschaftsversichemng) 
in die Bundesverfassung daran, dass die Mutterschafts-
versichemng in der Schweiz immer noch nicht realisiert 
ist. 

AIDS-PRAVENTION IM FRAUENGEFANGNIS HIN-
DELBAWK 

(27.11.) Eine positive Zwischenbilanz zogen Vertre-
ter/innen der Gesundheits- und Vollzugsbehörden von 
Bund und Kanton nach einjähriger Laufzeit des Aids-
Präventionsprojektes im Frauengefängnis Hindelbank im 
Kanton Bem an einer Pressekonferenz. Das Projekt war 
im Juni 1994 nach einem umfangreichen Bewilligungs-
verfahren gestartet worden und im In- und Ausland auf 
grosses Interesse gestossen. Als Teil dieses Projektes 
wurden in Hindelbank sechs Spritzenaustauschautomaten 
aufgestellt und mehr als S'OOO sterile Spritzen abgege-
ben. Die Evaluationsphase zeigt, dass solche Präventi-
enspregramme auch im Strafvollzug möglich und sinn-
voll sind. Das Projekt wird vorerst weitergeführt. 

ACHT FRAUEN IM STANDERAT 

(21. \ 1.) Nach den Stichwahlen in den Kantonen Aargau, 
Zürich und Uri liegen fünf Wochen nach dem Nationalrat 
nun auch für den Ständerat alle Wahlergebnisse vor. Im 
neuen Ständerat sitzen acht Frauen. Das sind drei mehr 
als bisher und doppelt so viele wie 1991. 
Der Frauenanteil in der Kleinen Kammer hat sich somit 
auf 17.5 Prozent erhöht, während er in der Grossen Kam-
mer, dem Nationalrat, bei nunmehr 21.5 Prozent liegt. 
Erstmals lassen sich Kantone mit beiden Standesstimmen 
durch Frauen vertreten: Es sind dies die Kantone Genf 
und Zürich. Die parteipolitische Verteilung der gewähl-
ten Frauen im Ständerat ist anders als im Nationalrat: Die 
meisten gewählten Ständerätinnen gehören nicht zu den 
rot-grünen Parteien, sondern zu den bürgerlichen Partei-
en. Fünf Frauen sind Mitglied der FDP; CVP, SPS und 
LdU sind je mit einer Frau vertreten. 

EHRENDOKTORWURDE FUR MARTHE GOSTELI 

(30.11.) Marthe Gesteh erhält für ihre Verdienste für die 
Rechte der Frauen und ihre Geschichte den Ehrendek-
tortitel der Historischen Fakultät der Universität Bem. 
Marthe Gesteh, geb. 1917, hat sich für die Einfühmng 
des Frauenstimm- und -Wahlrechts engagiert und ist 
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Gründerin des Gesteli-Archivs in Woi-blaufen im Kanton 
Bem, welches sie auch weitgehend aus eigénen privaten 
Mitteln firianziert hat. Seit 1.982 werden im Archiv Dp-

' kumente zur Geschichte der Schweizer Frauenorgariisa-
tionen und der Frauenbewegung gesammelt: Das Gesteli-
Archiv ist heute eine auch in anderen Ländem bekannte 
urid gefragte Dokumentationsstelle der historischen Frau-
ènforschung. ' ; ' 

ROTE ZORA-PREIS 1995 

(30.11.) Das Eidg. Büro für die Gleichstellung von Frau 
und,Marin hat den Preis „Rote Zora" in diesem Jahr an • 
Comeliä Mentani und Joe Sebastian Feriner vorii Theater 
Tandem Tinta Blû, Bergnone, Tessin, und dem Regisseur 
Paul Steinmann für ihr Stück „Tortuga, Piratengeschich-
ten und Seemanhsgam" verliéhen. Hauptfigur in diesem 
Stück ist eine Piratin, welche mit Mut und Köpfchen ihr 
Schiff durch vielerlei Abenteuer lenkt. Der bereits zum 
fünften'Mal veriiehene Preis in der Höhe von lO'OOO 
Franken zeichnet,kulturelle und künstlerische Projekte 
aus den Bereichen Theater, Tänz, Musik, Literatur, Film, 
Schulprojekte usw. aus, die sich an Kinder und Jugendli-
che richten und neue Formen des sozialen geseflschafdi-
chen Lebens darstellen. 

KOORDINATIONSKOMMISSION FUR FA-
MILIENFRAGEN EINGESETZT 

(30.11.)- Das Eidg. Departement dés Innern (EDI) setzt 
eine ausserparlamentarische Köerdinationskemmissien 
für Familienfragen ein. Erfüllt wird damit ein langjähri-
ges Postulat familienpolitischer Organisationen und ent-
spricht einer Ferdemng der Schweiz. Kommission für 
das UNO-Jahr der Familie J994. Die Familierikömmissi-
en soll als beratendes Organ des EDI dazu beitragen, 

. dass die Bedeutung.der heutigen familiären Realität von 
Ariitsstellen und Öffentlichkeit anerkannt wird. Präsiden-
tin der 17köpfigen Kommission.ist Annemarie Geissbüh-
ler-Blaser, Leiterin des Amtes für Ehe- und Familienfra-
gen der evangelisch-reformierten Kirche des Kantons 
Bem. Vizepräsidentin ist Béatrice Dèspland, Dozentin an 
der ,',Ecolè d'étûdés sociales et pédagogiques" in Lau-
sanne. Das Kemmissienssekretariat wird von deî  Zen-
ü-alstelle für Farnilienfragén geführt; 

T6. 

nannte Summe als Schadenersatz. Streitpunkt war eine 
Bestimmung in einem Gesamtarbeitsvertrag, den er VBS 
mit der SGG 1990 abgeschlossen hatte. Die Bestimmung 
sah für Hilfsarbeiterinnen tieferé Löhne'(2'200 Franken) 
als für Hilfsarbeiter (2'680 Frariken) vor. Ursprünglich 
wollte auch die GDP den frauendiskriminierenden Ge-

, sàmtarbeitsvertrag (GÀV) unterzeichnen. Aufgmnd einer 
Klage der GDP-Frauen gegén die éigene Gewerkschaff 
verbot ihr jedoch das Bemer Appellatiensgericht diesen ' 
Schritt mit der Begründung, Lohnungleichheit Verstösse 
gegén den iri der Bundesverfassung verankerten Gleich-
stellungsartikel. Während der GDP.gerichtlich verbeten 
wurde, den GAV zu unterschreiben, schlössen die christ-
liche Schweiz. Graphische Gewerkschaft (SGG) ünd der 
Buchbindereivergand (VBS) den verfassungswidrigen 
Vertrag ab. Da zwischen GDP und VBS kejn anderer 
GAV abgeschlossen werden konnte, kam es aufgmnd des 
vertragslosen Zustandes zu zahlreichen Austritten von 
GDP-Mitgliedem aus ihrer Gewerkschaft. Folge fiir die 
betroffenen Frauen waren weiterhin niedrigere Löhne. In 
eineiTi zweiten Prozess klagte die GDP gegen den VBS 
und die SGG. Nachdem der Bemer Appellationshof ' 
zunächst der.GDP als sogeriannte Nicht-Vertragspartei 
die Klageberechtigung abgesprochen hatte, entschied im 
April 1995 das Bundesgericht: Eine Gewerkschaft darf • 
aufgmnd des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 
verfassungswidrige Arbeitsverträge, die andere Vertrags-
parteien abgeschlossen haben, anfechten. Der nun zu-
standegekemmene Vergleich wurde im mittlerweile drit-
ten Prozess erréicht. Allerdings ist der umstrittene Ge-
•samtarbeitsvertrag inzwischen bereits abgelaufen. Wenn 
die von der Lehndiskriminiemng betroffenen Arbeitneh-
mei-innen die Differenz zu den Männerlöhnen einfordem 
wollen, rnüssen sie prozessieren. . 

VERORDNUNG GEGEN MOBBING UND SEXUELLE 
BELÄSTIGUNG ' , V 

(1.12.) Die Lausanner Stadtregiemng hat ZUITI 1. De-
zember éine Verordnung gegen Mobbing und sexuelle 
Bielästigung am Arbeitsplatz;für die Stadtverwaltung 
eriassen. Diese neue Vérordnung geht auf eine Initiative 
von, Anrie Diserens, der Làusannèr Gleichstellûngsbeauf-

^ fragten, zurück. 

SCHWEIZERISCHE FEMINISTISCHE JURI: 
STINNENTAGUNG 

BUCHBINDEREIPROZESS ENDET MIT VERGLEICH 

(1.12.) Nach vier Jahren ist der Buchbindereiprezess 
zwischen der Gewerkschaft Dmck ünd Papiér (GDP) und 
den Arbèitgebem der Buchbindereien einerseits sowie 
der Schweiz, graphischen Gewerkschaft (SGG) anderer-
seits mit einem Vergleich beendet worden. Der Verband 
der Buchbindereien der Schweiz (VBS) sicherte zu, künf-
tig auf frauendiskriminierende Lehriklauseln in Arbeits-
verträgen zu verzichten. Die GDP erhält eine nicht ge-" 

(2.12.) An der sechsteri Tagung der feministischen Ju-
ristinnen der Schweiz vom 1.-2: Dezember auf Schloss 
Hünigen bei Kenplfingen (BE) setzten sich mnd 90 Ju- , 
ristinnen mit der Thematik „Frauen und inteniatienales 
Recht. Instmrnente, Chancen und Perspektiven" ausein-
andér, In Referaten wurden die relëvànten vôlkérrechtli-
chen lnstitutionen iind Verfahren und ihre" Bedeutung für 
das schwèizerische Recht vergestellt. Anschliessend 
befassten sich die Juristinnen in Ateliers mit dem Stand . 
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def internationalen rechtspolitischen Diskussien und den 
Anweridungsmöglichkeiten in der Praxis. 

VIZEPRÄSIDENTIN FÜR DEN NATIONÄLRAT 
v ., - • 

(5.12.) Der neu zusamriiengesetzte Nationalrat hat zu 
Beginn der 45. Legislaturperiode Jîudith.Stamm (CVP, 
Luzem) zur Vizepräsidentin gewählt. Damit wird Judith 
Stamm tumusgemäss Ende 1996 Nationalratspräsidentin. 

FRAUENFORDERUNG BEIM VSS 

ROTKREUZKONFERENZ ACHTET SEXUELLE GE-
WALT 

(8.12.) Sexuelle Gèwàlt gegen Frauen, insbesondere 
Vergewaltigungen im Verlauf von bewaffneten Konflik-
ten, stellen ein'Kriegsverbrechen dar. Die Verantwortli-
chen selcher'Taten sollen vor Gericht gestellt und be-
straft werden. Mit dieser einstimmig gefassten Entschlie-
ssurig'(Resolution) wurde an der in Genf durchgeführten 
26. Retkreuzkonfereriz zur Frage der sexuellen Gewalt -

. gegen Frauen in Kriegen klar Stellung bezogen. Vertre-
ten an dér Kenférenz waren die l68 Staaten, welche der 
Genfer Konvention von. 1949 beigetreten sind sowie die 
nationalen Gesellschaften vom Roten Kreuz und Roten 
Halbmond. ' 

(5.12.) Frauenfördemng war das Haupttheriia arri drei- ^ 
tägigen Jahreskongress'des Verbandes der Schweizeri-

, sehen Studentinnenschafteri (VSS). Erstmals würde das 
Präsidium niit zwéi Frauen besetzt: Die Freiburger Jus-
Studentin Felicitas Huggenberger und die Zürcher Ge-
schichtsstudentin Tälin Stoffel haberi gemeinsam den 
Vorsitz irine. . " 

KAMPAGNE GEGEN MÄNNERGEWALT 

(7.12.) Dér Zürcher Stadtrat hat an einer Medienorieritier 
rung die Kampage „Männergewalt macht keine Männer" 
vorgestellt. Mit Plakaten, Inseraten und einem TV-Spot 
im Januar und Febmar 1996 (Gesamtbudgef: 300'.000 
Franken) soll bei Männem im allgemeinen und bei Tä-̂  
tem im speziellen.Bewusstsein für das'Thema körperli-. 
che Gewalt geschaffen werden. Physische Gewalt von , 
Männem gegen Frauen, so der Stadtrat, sei - auch in der 
Ehe - kein Bezjehungs- sondem ein Gewaltdelikt; das 
strafrechtlich verfolgt werden rnüsse. Angekündigt wer-» 
den ist eine Ändemng der Einsatzdektrin der Polizei ge-
genüber gewalttätigen Männern. In Situationen akuter 
Bedrohung von Frauen und Kindern durch Männer soll 
für die Täter künftig eine 24stündige Haft angeordnet 
werden. Dies-war zwar bereits früher prinzipiell möglich, 
der juristisc'ne Spielraum wurde hingegen bisher kaum 
genutzt. . . - ' • 

. GLEICHSTELLUNGSBEA UFTRAGTE FUR DIE 
STADT BERN ' ' • • - - - • '\ . • , ' 
(15.12.) Der Bemer .Gemeinderat hat die 33jährige Fürr 
Sprecherin Regula Mader als Leiterin der neuen Fachstel-
le für die Gleichstellung von Frau und Mann der Stadt 
Bern gewählt. Sie wird ihre Arbeit am 1. Febmar auf-
nehmen. Als Leiterin besetzt Regula Mader eine 80-Pro-
zent-Stélle; weitere 7ÖStellenprezente stehen.ihr für eine 
Fachbearntin zur Verfügung. Die Schaffung eines 
Gleichstellungsbiires geht in der Stadt Bern auf .das Jahr 
1988 zurück; Damals wurde eine Motion für die Einrieb-, 
tüng einer Fachstelle eingereicht. Die damals noch bürr 
gerliche Stadtratsmehrheit wies'eine entsprechende Vorr 
läge, 1991 jedoch zurück. 1993 beschles.s der mittlerweile 

. von ,den Rot-Grün-Mitte-Parteien.deminierte Stadtrat 
erneut die Schaffung einer Fachstelle. Bei den drei vom 
Volk abgelehnten Budgetvorlagen im Jahr 1994 war die 
Gleichstellungsstelle jeweils ein Therna im Abstim-
mungskampf. Erst bei der Budget-Variaritenabstimmung 
vom März 1995 wurde die Schaffung der 1.5 Stellen 
dann tatsächlich vom Volk bewilligt., 

MINIMALER FRAUENANTEIL'ÄN DEN KOMMISSI-
ONSPRÄSIDIEN • -

ÄUSZEICHNUNG FÜR MARIE BOEHLEN 

(8.12.) Der diesjährige mit S'OOO Franken dotierte Tm- . 
dy-Schlatter-Preis ist der 84jährigen-Juristin Marie 
BoeKlen veriiehen werden. Die.Frauenzentrale des Kan-
tons Bem würdigt damit die herausragenden Leistungen 
der Verkämpferin für das Frauenstimm- und -Wahlrecht. 
Marie Boehlen war u.a. massgeblich an der Gründung 
des überparteilichen Aktionskomitees für das Frauen- ; 
stiriimrecht im Kanton.Bém 1942 beteiligt und setzt sich 
seit Jahrzehnten für Frauenanliegen ein. 

(15.12.) Den Versitz der ständigen Kommissionen von 
National- und Ständerat führen fast ausschliesslich Män-
ner. Nur drei der zwölf verberatenden Kommissionen des 
Nationalrates werden vori Frauen geführt: Ruth Grossen-
bacher (CVP, SO) bei dei:'Kemmission für Wissenschaft, 
Bildung und Kultur, Angeline Farikhauser (SP, BL) bei 
der Kommission für Soziale Sicherheit und Gesundheit 
und Lili Nabheiz (FDP,,ZH) bei der Kommission für 
Rechtsfragen. Bei den zwölf vorberaténdén Kommissio-
nen des Ständerates singen alle Präsidien ah Männer. 
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MADCHENHAUS ALS JUGENDHEIM ANERKANNT 

(18.12.) Das seit einem Jahr bestehende, bishet'einzige ' 
Mädcherihaus der Schweiz in Zürich, Zufluchtsort für 
sexuell àusgebeutete oder bedrehte Mädclien und jiinge 
Frauen, ist vom Kanten Zürich als Jugendheirii anerkannt 
vverden. Durch die daniit.verbundenen Subventionen des 
Kantens ist der Fortbestand der Institution vorerst gesi-
chert. Das Mädchenhaus ist seit seinem Bestehen voll 
belegt. Die aufgenommenen Jugendlichen stafnmen Zu 
zwei Dritteln aus Stadt und Kanten Zürich und zu einém 
Drittel aus arideren Kantonen. 1 

GERINGERE WAHLCHANCEN FUR FRA UEN 

(18.12.) Die Wahlchancen der Kandidatinnen,waren bei 
den Nationalratswahlén vom Oktober 1995 deutlich ge-
ringer als jene der Kandidaten (durchschnittlich 1.9 mal). 
Dies ergab eine vom Bundesamt für Statistik erstellte 
Wahlanalyse. Bei der Wahlquote der Mänrier gibt es seit 
1971 eine auffallende Konstanz. Sie bewegte sich in den 
untersuchten 24 Jahren zwischen 109 und 122 Punkten; 
das heisst, die Männer hatten seit 1971 durchwegs über-
durchschnittliche Wahlchancen. Die Wahlquote der 
Frauen-lag'dagegen zwischen 32 und 63 Punkten: Ihre 
Wahlchancen waren somit 2'bis 4 mal geringer als jene 
der Männer. 

sehen Departementes des Irineiii gewählt worden. Die 
ehemalige Leiterin des Eidg. Büros.für die Gleichstellung 
von Frau und Mann und bisherige Stellvertretende Gene-
ralsekretärin ist die erste Frau in diesem Amt. 

ERSTE PRÄSIDENTIN EINES EIDGENOSSISCHEN 
GERICHTS ' ' 

(21.12.) Mit der 53jährigen Ursula Widmer-Schmid 
(FDP) hat die Bundesversammlung erstmàls eine Frau 

. zur Präsidentin des Eidgenössischen Versicherungsge-
richts gewählt. Ursula Widmer-Schmid gehört dem Ge-
richt seit 1984 an und ist seither als einzige Frau unter 
den néun vollamtlichen Richtem tätig. Auch unter den 
neun nebenämtlichen Mitgliedern des Versichemngsge-
richts befindet sich nur eine Frau: die 3ijährige Alexan-
dra.Rume-Junge (CVP) wurde neu iri dieses Grerriium 
gewählt. '- . . ' 

OSZE-OMBUDSFRAU FUR MENSCHENRECHTE 

(22.12.) Gret.Hailer ist zur OSZE-Ombudsfrau für Men-
schenrechte iri Bosnien-Herzegewina'emannt werden. 
Dié 48jährige Jüristin urid frühere SP-Nàtienalratin ist 
seit mrid einem Jahr als Betschafterin der Schweiz beim 
Eureparat in Strassburg tätig., Ihren neuen Pesten in Sara-
jewo wird sie Mitte März antreten.-' ' ' 

CLEICHSTELLUNGSBURO DES KANTONS ZURICH 
BLEIBT -, 

(19.12.) Die Fachstelle'für Gleichberechtigungsfrageri 
(FFG) im Kanton Zürich wird nicht reduziert. Der Zür-
cher Kantonsrat hat bei der Detailberatung des Budget-
v'oranschlages ,1996 die vom Regiemngsrat beantragte 
Kürzung der FFG von drei auf eine Stelle mit 88 zu 68 
Stimmen abgelehnt. Ebenfalls zurückgewiesen wurde die 
Eingliedemng der Stelle im Personalamt. Seit Wochen . 
führte die vom Regiemngsrat verlangte Kürzung, die de 
facto einer Abschaffung der Fachstelle gleichgekommen 
wäre, zu zahlreichen Pretesten, namentlich von Frau-
energanisatienen. Sie käfnpften für die Erhaltung der 
FFG mit einem Fackelzug und Kundgebungen vor dem 
Rathaus, mit Pretestbriefen und gemeinsamer Presse-
konferenz. Bei der Budgetberatung im Karitensrat wandte 
sich die Ratsmehrheit gegen eine Reduktion. Nur ein Teil 
der FDP sowie die gesamte SVP-Fraktien stimriiten derh 
Kürzungsanü-ag zu. Übrigens: Die FFG beanspmcht mit; 
ihrem jährlichen Budget von 560'000 Franken gerade 
mal 0.006 Prozent des kantonalen Gesamtaufwandés. 

ERSTE GENERALSEKRETARIN -

(20.12.) Die 39jährige Juristin Claudia Kaufmann ist 
vorn Bundèsràt zur Generalsekretärin des Eidgenössi-

. UNGLEICHES RENTENALTER IST KEINE DISKRIMI-
NIERUNG " ,. 

(22.12.) Das Eidgenössische Versichémngsgericht hat 
eine Beschwerde eines Westschweizers, der rnit 62 Jah-' 
ren eine AHV-Rente beziehen wollte, als unbegründet 
abgewiesen. Unter Hinweis auf angebliche Diskriminie-
mng der Männer verlangtè ér den Rentenbeginn auf .den-
selben.Zeitpunkt wie für Frauen. Das EVG befand, das 
irii AHV-Gesetz verankerte ungleiche Rentenalter Verstö-
sse nicht gegen den,Gmndsatz der Glejchbehandlung in 
der Verfassung. Eine Vérletzung der interriationalen 
menschenrechtlichen Verpflichtungen verneinte das EVG 
ebenfalls. - " -

FRA UENSTIMMEN ZU „25 JAHRE FRA U-
ENSTIMMRECHT" ' - ' 

,(1.1.) Am 7. Febmar 1996 sind es genau 25 Jahre her,; 
seit die Schweizer Männer def Einfühmng des Stimni-
und Wahlrechts für Frauén eridlich zugestiriimt haben. 

i Aus diesem Anlass strahlt das Schweizer Radio DRS im 
Januar urid Febiniar eine Reihe vori Sendungen zur Ge- • 
schichte des Frauenstimmrechts aus, Ein Teil dieser Sen-
dungen ist auf Kassette erhältlich. 
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UNGÜLTIGE QUOTENINITIATIVE IM KANTON 50-
LOTHURN 

LEITFADEN FUR GESCHLECHTERGERECHTE 
SPRACHE ' 

(6.L) Der Solothumer Regiemrigsrat hält die als „Ini-
tiative 2001" bezeichnete Volksinitiative, welche eine 
gleichberechtigte Vertretung von Frauen und Männem 
mittels Quötenregelung iri den Behörden des Kantens 
Soiothurn verlarigt, für vérfassurigswidrig. Dem'Kantons-
rat wird beantragt, die Iriitiative für ungültig zu erklären 
und sie dem Volk nicht zur Abstimmung vorzulegen.'Die 

-Iriitiative kollidiere mit dem Diskriminiemngsverbot (!) 
und verietze den Ginindsatz des allgemeinen und gleichen 
Stimm- und Wahlrechts. Die am 7. Juni 1995 mit 3'274 
Unterschriften eingereichte Volksinitiative „für eine 
gleichberechtigte Vertretung der Frauen und Mänrier in 
den kantonalen Behörden" nimmt die Bevölkemngsantei-
le zum Massstab. Angesichts der krassen Untervertretung 
der Frauen in politischen' und juristischen Gremieti wür-
den wichtige Entscheide vor allem aus dem Blickwinkel 
von Männem getroffen. Entscheideride Andemngén in 
der Politik seien erst möglich, wenn der Frauenanteil in 
den betreffenden Gremien mindestens 25 Prozent be- , 
trage. Eine gleichberechtigte Vertretung sei vorderhand 
nur durch verbindliche Quotenregelungen erreichbar. 

ÜBERDURCHSCHNITTLICH VIELE FRAUEN UNTER 
DEN AUSGESTEUERTEN 

(16.1.) Die Bundéskanzléi hat einen „Leitfaden zur • 
sprachlichen Gleichbehandlung im Deutschen" vorge-
stellt. Der 140seitigé, Leitfaden gibt konkrete Anleitungen 
für das Verfasser! von geschléchtergerechten Texten. 
Zudém enthält er korrekte Bemfsbezeichnunge.ri für 
Frauen: Der Leitfaden kann bei der EDMZ, 3000 Bem, • 
bezogen werden. • . - '. 

RICHTERINNENTAGUNG ZUM GLEICH-
STELLUNGSGESETZ . ' . . 

(16.1.) Zusammen rnit der „Stiftung für die Weiterbil-
dung Schweizerischer Richter" hat das Eidgenössische 
Büro für die Gleichstellung von Frau und Mann in Bem 
eine Tagung für Richteririnen und Richter zum Gleich-
steliungsgesetz durchgeführt..Neben Vetfähren der Ar-
beitsbewertung im Zusarrimenhang mit Lohndiskrimi- ̂  
niemng befasste'sich die Tagung mit verfahrensrechtli- , 
chen Erleichtemngen bei der gerichtlichen Durchsetzung 
derGleichstellung sowie der,Tragweite und Durchset-
zung der materiellrechtlichen Béstimmungeri des GleichT 
Stellungsgesetzes im Gerichtsprozess. Das Gleichstel-
lungsgeset'z tritt am 1. Juli 1996 in Kraft. 

(6,1.) Vierzehn Menàte nach der Aussteuemng ist irrimer, 
noch die Hälfte aller ausgesteuerten Erwerbslesen ohne 
Erwerbsarbeit. Dies zeigt die erste uriifassende Studie in 
acht Kantonen der Nordwestschweiz und der Romandie 
zur Situation der Ausgesteuerten, welche vom BIGA ver-
öffentlicht wurde. Als ausgesteuert bezeichnet wird, wer 
die Höchstzahl an Taggèldem der Arbeitslosenversiche-
mng und/oder Arbeitslosenhilfe ausgeschöpft hat. 1994 
waren dies mnd 42*000 Personen. Frauen, Personen aus-
ländischer Nationalität und Ungelemte sind überdurch-
schnittlich von Aussteuemng betreffen (Ausnahme: 
GenO. Unterdurchschnittlich betreffen sind dagegen 
Männer, Personen schweizerischer Nationalität, Perso-

... * . • . 
nen, die eine Kaderfunktion ausübten, ünd Personen, die 
vor der Aussteuémtig eirie Ausbildung absolvierten. 

LOHNUNGLEICHHEIT IM BETRIEB 

(17.1.) Frauen verdiénen selbst-bèi gleicher Ausbildung, 
und gleichem Lebens- und Dienstalter immer noch weni-
ger als ihre männlichen Arbeitskollegen àuf gleicher . 
Funktionsstufe. Dies ergab eine Untersuchung der Gehäl-
ter von über 5'000 Angestellter! der Schweizerischeri 
Kreditanstalt (SKA). Die SKA führt diese Erhebung der 
Löhne-bereits zum vierten-Mal durch. Aufgmnd'der bei 
den früheren Erhebungen festgestellten Frauendiskrimi-
niehingen wurden bereits verschiedene Massnahmen er-
griffen. In der aktuellen Erhebung haben sich die Lohn-
unterschiede verringert, sind jedoch.noch nicht vellstän-.. 
dig ausgeräunit; Ein Gmnd sieht die S K A in den indivi-, 
duellen Lphnverhandlüngen, bei.denen sich.Männer 
aggressiver und fordemder.̂ verhielten als Frauen. 

HOMOSEXUELLE FORDERN GLEICHE RECHTE 

.(8;1.) Mit einer vierzig Meter langén Barik haben mnd 
600 Lesben und Schwule an einer Kundgebung in Bem 
gefordert, dass ihre Anliegeri. nicht mehr auf „die lange 
Bank", geschöben werden. Sie wollten damit ihrer vor 
éinem Jahr eingereichten Petitjen „Gleiche Rechte für 
gleichgeschlechtliche Paaré" NacKdmck verleihen. Die 
zèntrale Ferdemng der Petition lautet: Gleichgeschlecht-
liche Paare in einer dauerhaften Beziehung sollen gmnd-
sätzlich die gleicheri Rechte eriangen körinen wie hetero-
sexuelle Paare durch Heirat. 

PREIS FUR FOTOGRAFINNEN • 

(17.1.) Der erste Preis für Fotografinnen im Fetewett-
bevyerb für Frauen, deraus.Anläss dés 5. Schweiz. Frau-
enköngresses aûsgeschrieben werden war, geht an die 
27jâhrigè Fotografin Véronique Màrti aus Lausanne 
(lO'OOO Franken). Den zweiten Preis von S'OOO Franken 
erhält Christine Müller,igeb. 1967, aus Zürich. Vergeben 
Wurden die Preise von den Kengress'organisätörinnen 
•anlässlich der Vernissage im Bieler Photofemm, wo bis 
zum 11. Febmar ausgewählte Arbeiten zum Kerigress-
thema „L'avenir au féminin - Visionen unserer Zukunft -
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donne 2099" ausgestellt sind.,Am Fotewettbewerb bétei-
-ligten sich mnd 140 Frauen aus dem In- und Ausland. 

WENIGER ABTREIBUNGEN 

(18.1.) In der Schweiz treiben-immer weniger Frauen ab. 
Laut der in der ,;Schwèizerischen Ärztezeiturig" veröf- ' 
fentlichten Übersicht nahm die Zahl der Schwanger-
schaftsabbrüche seit 1966 von damals 17'000 auf mnd " 
11 '800 im Jahr 1994 ab. Fachleute führeri diesen Rück-
gang aufbessere Sexualerziehung utid freiere Verfügbar; 
kéit von Verhüturigsmitteln zurück. Die Libéralisiemng 
der Abtreibungspfaxis führt somit éirideutig nicht zu 
einer Zunahme der Schwarigerschaftsabbrüche. 

RICHTLINIEN ZUR ANRECHENBARKEIT DER FAMI-
LIENARBEIT. -

(27.1.) Die Schuldirektion der Stadt Berri hat Richdinien 
zur Ant;echenbarkeit der Familienarbeit erlassen. Diè mit 
extemen Fachleuten ergäiizte.Arbeitsgruppe Fraueriför-
.demng der Stadt Bem hat ein Rasier erarbeitet, wjé Er-
fahmngsjahré in der Familien- und Betreuungsarbeit 
sowie in anderen ausserbemflichen Tätigkeiten in 
Dienstjahre umgerechnet und damit lohnwirks'am Werden 
können. Diese Richtlinien treten auf den 1. Februar 1996 
in Kraft urid seilen zunächst in der Schuldirektion der 
Stadt Bern erprobt und bei der-Festsetzung von An-
fangslöhnen von. Wiçdereinsteigerinnen angewendet 
vyerden. Wenn sie sich be.währeri, solltén sie später auch '~ 
in anderen Direktiorien der Stadtverwaltung angewendet 
werden. • 

NATURWISSENSCHAFTERINNEN-KARTEI • 

(18.1.) Vertreterinneri der Schweiz; Akademie für Nar ' 
turwissenschaften ( S A N W ) haberi an einer Medierikonfe-
renz in Bem die „NawiKa" (Naturwissenschafterinnen-
kartei) vergestellt. Wer für Referate oder Kommissionen' 
eine Naturwissenschafterin sucht, kann diese Kartei mit -
590 Namen vpn Fachfrauen konsultieren. Die Kartei erit-,' 
hältil-Bemfsgmppen, von der Anthropologie bis zur " 
Zoologie. Die „NawiKa" würde vor zwei JaKren auf-, . 
gmnd einer Initiative der Aargauer Regiemrigsrätin 
Stéphanie Mörikofer-Zwez unter dem S t i c h w o r t ' 
^,Frauenfördemng"-lanciert, um der immer wieder; zu 
hörenden Klage „Wir würden ja gerne,:finden aber ein-
fach keine Fachfrauen für.;.'." entgégenzuwirkén. Die 

..Kosten für die Erstellurig und Aktualisiemng der Kartei 
trägt die SANW. Die Benutzung 'der Datei ist gratis: -~ 
(SANW, Bärenplatz 2, 3011 Bém). \ 

FÜNFTER SCHWEIZERISCHER FRAUENKONGRESS 

( 19.-21.1.) „Visionén unserer Zukiinft" lautete das Motto 
des 5. Schweizerischen Frauenkengrésses seit 1886>in • ,' 
Bern, an derri riind 2'300 Frauen teilnàhrnen. Ihre frau- ' 
enpelitische Fordemngen wurden in mnd 80 Resolutio-
nen formuliert urid verabschiedet. Verberéitet und disku-
tiert wurdén diese Resolutionen in Workshops und Feren 
zu den vier Schwerpunktthemen des Kongresses "Offene 
Schweiz - globale Vèrantwortûng", i,Neue Lebens- und 
.Arbeitsformen", „Soziale. Sicherheit im 21. Jahrhundert" 
und „Gewaltfreie Gesellschaft". Während im Jahr 1975 : 
aus Pretest gegen den von bürgerlicher! Frauen döminier-
ten'-4. Fraüenkongress. vori Feministinnen ein Gegenkon: 
gress organisiert wurde, nähmen nûnmehr Frauen aus 
allen Spartèri und jèglichèr politischer Schattièmng teil. 
Mifgètragen wurde der Kongress von rund. 130 Frauen-

. verbäriden. Prominente Rednerinnen waren Bundesrätin 
Ruth Dreifuss und die italienische Aussenministerin 

' Susanna Agnelli. 
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CHRONIQUE DES EVENEMENTS AU FEMININ 
OCTOBRE 1995 A FEVRIER 1996 

par Brigitte Mantilleri 

(23 nov.) Ursula Nerdmann, Lausannoise, professeure à 
l'Université de Neuchâtel, fine juriste, femme qui a de 
l'expérience politique, vient d'être nornmée présidente de 
l'autorité indépendante de plainte pour auditeurs et télés-
pectateurs furieux de la SSR. Première femme et socialis-
te à surveiller la télévision. -

ABUS SEXUEL 

(1.1 janv.) Geneviève Piret, fondatrice du Kiosque, lance 
une nouvelle campagne contre lés abus sexuels.. Une 
campagne qui se veut un appel à la responsabilité des 
adultes vivant dans l'ènteurage d'enfants victimes'd'abus 
de ce type. Le Kiesque est une permanence destinée à 
écouter et à aider toutes les personnes - enfants, adoles-
cents, adultes - qui sont victimes (eu l'ont été par le pas-
sé) d'abus sexuels. Son adresse: Le Kiosque, 35, beule-
vard des Tranchées, 1206 Genève. Tél.: (022) 789.13.1.3. 

A LA UNE . . . 

(23 ect.) Vreni iSchnéider a mis un point final à sa car-
rière - trois'titrés-mondiaux, trois titres olympiques, 55 
victoires en Coupe du monde - en recevant plus de 400 
personnes, dont de nombreux étrangers, dans sori vijlagej 
d'Elm. La Glarenaise a été la plus'grande sportive suisse 
de tous les temps.. • 

(26 ect.) Denise Grandjean, valaisanne qüi est allée 
jusqu'à Berne pour réclamer justice, en défiant les auto-
rités fédérales avec ses cochons, revient sur le devant de 
la scène avec un livré autobiographique: «La lutte de la-
Dame aüx cochons». Peur l'obtenir, écrire à Denise 
Grandjean, 1907 Saxon., 

(26 ect.) Mère Sofia, la.moniale orthodoxe qui exerce 
depuis dix ans son rninistère dans les mes de Lausanne, a 
reçu le 22e Prix Adèle Duttweiler. Elle versera les 
50'000 francs du. Prix au «Parachute», la maison qiii 
accueille des adolescents en difficulté. , 

(14 n'ev.) Le Prix national Latsis. 1995 a été attribué à 
Astrid Epiney, 30 ans, professeure associée à l'Université 
de Friboui-g. Doté de 100'000 'francs, il récompense ses 
travaux dans lé domaine du droit international public et 
du droit intematiehal dé l'environnement. 

(8 déç.) Pour la première fois dans l'histoire, une femme ' 
siégera au Rectorat de l'Université de Genève. Laurence 
Rieben, professeure à la Fàcuhé de psychologie et des 
sciences de l'éducation a été nommée vice-rectrice par le 

' Conseil d'Etat. 

(20 déc.) Claudia Kaufmann, 39 ans!, a été nommée se-
. crétaire générale du Département fédéral de l'Intérieur. 
C'est la première fetrime à occuper une telle fonction. 
Originaire de Bâle, titulaire d'un doctorat en droit, ellè 
est entrée en 1985 au DFI après un passage au Départe-
ment fédéral de justice et police. Spécialiste des questî  
ens féminines, elle avait dirigé de 1988.à 1993 le Bureau 
fédéral dé l'égalité entre femmes et hommes. 

, (22 déc.) Gret Haller est nommée médiatrice de l'Orga-
tiisatien peur la sécurité et là coopération eri Europe 
(OSCE) pour les droits de l'homme eri Bosnie. 

(3 janv.) Bettina Ferren, 23 ans, licence de professeure 
\v de sport et de gymnastique en poche, est la première 

Valaisanne à obtenir le brevet de guide de montàgne. La 
sixième en Suisse. Elle vit au.pied du Cervin. 

(9 janv.).,.Mère Sofia est décédée. A Lausannê  les gens 
de la me sont tristes. 

(24 janv.) Lé joumàl Femmes suisses.change de cheffe. ' 
Brigitte Mantilleri succède à Sylviane Klein à la tête de 
l'unique journal féministe de Suisse romande et le plus 
ancien d'Europe. Le journal changera de look et de nou-
vellés rubriques feront leur apparition dès le mois de 
màrs. . 

(25 janv.) Ursula Widmer est nommée à la présiderice du 
Tribunal fédéral des assurances à Luceme. Elle ést la 
première femme à siégér à un tel poste. . 

ASSURANCE MALADIE 

(23 nov.) Heidi Zuber et son mari Peter, deux médecins 
bernois, ont reçu le.Prix humanitaire; doté de 15'000 
francs et attribué pour la prémière fois. Ils se seriffait 
connaître comme protecteurs des réfugiés. Ils sont mem-
bres fondateurs de l'Action en faveur des demandeurs 
d'asile refoulés (ÀAA). 

(22 déc.) Le Parti socialiste et'les syndicats veulent 
distribuer aux classes moyennes lés subventions fédérales 
de l'assurance maladie non-ûtilisées en 1996. La conseil-
lère aux Etats Christiàne Bmnner propose de verser 263 
francs par année et par enfant aux familles dont le revenu 
imposable ne dépasse pas 90'000 francs. 
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ASSURANCE MATERNITE. 

(17 nov.) A propos de l'assurance màtemité un consen-
sus se développe entre quelques femmés parlementaires 
radicales, démo-chrétierines, socialistes et UDC. Avec 
leur projet, l'assurance matemité serait garantie peur 
toutes les femmes, salariées eu nen. Les premières teu-

. crieraient toujours leur salaire pèndant seize semaines à 
condition que ieur revenu ne dépasse pas-70'OpO francs. 
Les autres recevraient pèndant quatre mois l'équivalent 
de la rente minimum AVS, 970 francs. Le financement-
serait assuré par une augmeiitatipn de 0,4% de la TVA. 
Ce projet contredit toute la philosophie de Ruth Di-eifuss. 
La ministre n'a cessé de répéter que l'assurance maternité 
doit être conçue comme une assurance perte de gain: 
«L'arrivée d'un enfant ne doit pàs signifier une.-sariction .. 

'' salariale tout comme le service militaire ne l'est pas pour 
uri homme». Ellè voit dans le nouveau projet, outre l'effet 
arrosoir sur des catégories-de femmes qui n'en ont pas 
•besoin, le retour de cette vieille idée d'une femme au 
foyer, bonne à faire des énfants. 
Le projet de Ruth Dreifuss prévoit une assurance mater-
nité d'abord destinée aux femmes qui travaillent, une 
assurance financée par un prélèvement de 0,4% sur les 
revenuŝ  payé à parité par les salariés et leurs em- .. 
ployeurs. ^ •- ' ' • . . ' ' • •. -, 
(21 nov.) Conférence de Ruth Dreifuss et journée 
d'action des syndicats qui marquaient le 50e anniversaire 
de l'àçceptatiôn par le peûplé, le 25 novembre .19'45, du 
principe de l'assurance matemité dans'la Constitution. 
L'unanimité^se c.enfirme sur le fond mais pas sur le finan-
cement. Ruth Dreifuss va présenter plusieurs modèles au 
Conseil fédéral qui;devrait se prononcer d'ici deûx mois 
et donner le mandat aù Département fédéral dé l'Intérieur 
de préparer lé message au Pàrlèment. . 

(23 janv.) Ruth Dreifuss a accepté l'idée d'une assurance • 
maternité pour tputes les mères. . 

AVORTEMENT 

(20 nov.) Très contestée, la pilule abortive RÜ 486. Pour 
cette raison, precedür;e inhabituelle, c'est la Conférence . 
dés directeurs cantonaux des affaires sanitaires qui a été 
appelée à prendre, positiori et à donner son feu vert à la 
demande.d'hemelogatien. Peûr l'heure, quinze cantons 
sont favorables. Les cantons réticents sent campagnards 
et catholiques. 

(24 nov.) Avis favorable peur ienregisu-ement.de la . 
pilule abortive en Suisse. Quant à Roussel-Uclaf .filiale -
de Hoechst ÄG, elle s'est presque entièrement retirée dè 
•la production de la pilule par crainte de.mesures.de boy-
cott mais subordonne l'attribution d'une licence à plus- : 
leurs conditions préalablés: décision politique, aver-
tenient légal et juridiquement réglé par la loi dans lé pays 
de-livraison, irifrastmctures médicales adéquates et suivi . 

' de; spécialistes peur les femmes qui avortent. 

(18 janv.) Baisse de 30% du nombre d'avertements en 
Suisse. Lè nombre d'intermptions volontaires de gros-
sesse (IVG) est passé de \l'o6o en 1966 à 11 '800 en 
1994. La Suisse.pi'ésente un des taux d'averfement les 
plus bas du monde. Cette diminution s'explique avant 
tout par une méilleure éducation sexuelle et un accès 
facilité aux moyens anticonceptiorinels, la pilule 
principalement. Quant aux avertements illégaux, ils ont 
pratiquement dispai-us de nos jours grâce à.la libéralisa-
tion de la pratique de l'avortemerif et à la possibilité don-
née à la plupart des hôpitaux publics cantonaux de prati-
quér les IVG. Le «tourisme gynécologique».des femmes 
se rendant dans un canton plus libéral afin de pouvoir 
avorter a également beaucoup diminué. 

5e CONGRES SUISSE DES FEMMES ': 

"(10 nov.) Le 5e Congrès suisse des femmes aura lieu du 
19 au 21 janvier 1996. Agir sur l'image de la femrrie dans 
la société et faire avancer.l'égalité de fait entré les sexes, 
telle est l'ariibition de la Communauté dé travail du con-, 
grès.-Quatré axes prioritairés ont été définis: les nouvel-
les formés de, travail et de vie, la sécurité sociale au XXIe 
siècle, la vielence dans la société et l'oiiverture.de la 
Suisse au monde. 

(14 nov.) Le but du congrès selon Margrit Meier, vice-
présidente et secrétaire de l'Union syndicale suisse, est de 
mettre au point un programme d'action politique. Sans 
oublier la culture par et pour des femmes, selon Chiara 
Simoneschi-Cortesi, aussi vice-présidente et députée du 
.Grand Conseil tessineis. Les participantes auront le choix 
entre 80 ateliers, suivis de quatre fommset d'une assem-. 
blée plénière au terme de la rencontre qui devràit-débou--
"cher sur l'adoption.d'une séî ie de, résolutions comriie l'es-
père Christiane Latigenberger, conseillère, nationale et ' ' 
présidente de ce 5e Congrès. 

(15 janv.) En guise dé prélude au 5e Congrès suisse des 
femmes, urie exposition de photos s'est ouverte au Centre 
PasquArt à Bierine. Christiane Làngenberger, présidente 
du congrès; a remis à cette occasion lès prix de photo-
graphie féminine à la Lausannoise Véronique Marti et à 
la Zurichoise Ina Christine Mûllér." 

(17 janv.)/L'assurance matemité constituera l'enjeu 
principal du Congrès des femmes à Berne. 

(20 janv.) «L'Etat doit se féminiser pour être le garant de 
l'égalité», a déclaré Ruth Dreifuss lors de sen allocution 
d'ouverture,, fort acclamée. La présidente du congrès a* 
demandé aux femmes de rester vigilantes «afin que nos 
droits ne s'érodent et, ne reculent pas». . ' : 

(22 janv.) En marge du Congrès, des représentantes du ' 
Comité des-femmes des partis gouvemementaux ont 
renconti-é-Ruth Dreifuss. Elles ont discuté d'un finance-
ment mixte de l'assurance màtemité. Eh Assemblée 
plénière, les femrnes du congrès ont donné plein pouvoir 
à Ruth Dreifuss. , 
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Près de 70 résolutions ont été soumises au vote en séance 
plénière. Et les participantes ont ainsi voté entre autres 
pour l'adhésion de la Suisse à l'ONU et à l'ÜE, pour que 
les-étrangères et leiirs enfants bénéficient d'un statut de 
résidents indéperidantsde l'époux et du père et qûe la 
riotion d'àsile prenne mieux en compte les motifs à la 
basé de la fuite des femmes de leur pays d'origine. Elles 
se sont prononcées pour l'irriprescriptibilité des abus 
sexuels au sein de la famille. Elles exigent le lancement 
d'une cariripagne nationale de sensibilisation sûr la vio-
lence contre les énfants et un soutieri financier des 
maisons d'accueil pour les ferfimés^paf les pouvoirs 
publics. . 
Elles se prononcent aussi pour la relance du débat sur la 
décriminalisatiori de l'avortement et.en favéurde l'égalité i 
de traitement des lesbiennes avec les coûples hétéro^ 
sexuels. Soutieri'également à la réduction de moitié des' 
dépenses militaires. Elles rejettent en revanche sèche-
ment l'institution d'un service social obligatoire par les 
femmes. ' 

chercheuse et professeure sont entrées daris les moeurs 
linguistiques. 

(22 janv.) Nouvelle loi coritre l'incendie rejetée en. . 
. Valais. L'Etat valaisàn invoquait l'égalité mais le corps 
électoral a largement refusé que les femmes fassent les 
frais de la nouvelle loi. Elle introduisait une taxe pom-
piers pour les femmes seules - les épouses étant exemp- -. 
tées -..et une hausse générale de ladité tàxe dont le maxi-
rnum passait de 100 à 150 francs. -

(28 janv.) «La façon désinvolte de traiter les propositi-
ons du bureau de l'égalité doit chànger daris,notre parti», 
conclut Marie-Françoise Permchoud à la urie du joumal 
clu.PDC suite à l'échec de la loi sur le feu. Le bureau 
avait émis dès le départ des réserves contre cette loi: 
«dans la phase d'étude du projet, il faut obteriir son ac-
cord de principe sur.les problèmes d'égalité entre les 
sexes...» - • 

DIVORCE •'•,-. .' : . 

(7 nov.) La loi sur le divorce date de 1907 et a cepen-
dànt besoin d'un sérieux lifting. Après des années de 
travaux préparatoires, Arnold Koller présente le projet: 
uné riouvelle conception des causes du divorce (intro-
duction de divPrcé par consentement mutuel), une nou--
velle réglementation plus souple pour l'attribution des 
enfants et enfin une législation plus à l'écoute du conjoint 
qui, pour élever des enfants, n'a pu effectuer une activité 
professionrielle permettarit de constituer un deuxième 
pilier. Les prestations seront partagées entre les ex-
époux. , , 

EGALITE > , ' 

(22 noy,) Office de la statistique: fes fernmes qûi occu- . 
pent un tiers des 37'000 postes de travail dans les hautes 
écoles .suisses, ne représentent que.5% dé l'effectif des ' 
professeurs. 

(19 déc.) Le Bureau de l'égalité zûrichois ne sera pas 
démantelé.' Le pàrlèment a rejeté par 88 voix contre 68 
cette mesure d'économie proposée par le gouvemement. 

(16 janv.) Les Suisses alémaniqtaes disposent désorrriais 
d'un guide de là Confédération pour rédiger des textes à' 
la fois non sexistes et .compréhensibles.'La brochuré pro-
pos des conseils et des exemples sur 140 pages, ûnique-
ment en allemand. De l'avis du Coriseil fédéral, le fran-
çais et l'italien se prêtent mal à la féminisation. > 

(17 janv.) Réaction de Marianne Frischknecht, cheffe du 
Bureau de l'égalité genevois, qui s'étonne qu'aucuri guide 
ne soit prévu pour les deux langues latines. Et iqui rap-
pelle que Genève avait publié un dictionnaire féminin-
masculin des professions, titres et fonctions électives qui 
fit son «bonrie femme» de chemin: cheffe, ingénieure. 

FAMILLES MONOPARENTALES 

' - ' • • •' 
(12 janv:) L'Association vaudoise'des farirtilles monopa-

. rentales èt recomposées (AFMR) dénonce ferrfiement unè 
des mesures du plan Orchidée.qui consiste à supprimer 
les avances sur pensions alimentaires. Ces avances sont 
versées a des nières dont les ex-conjoints sont insolvables 
ou non localisables. Pour ces femmes aux revenûs bas 
voire sans revenus, ces avancés sont une nécessité vitale. 
FEMMES D'ICI ET D'AILLEURS '• " • • 

(23 oct.) L'Organisation mondiale du tourisme (OMT), 
réunie en Egypte, a adopté pour la première fois une ré-
solution pour lutter contre le tourisme sexuel. Le Brésil a 
soutenu cette résolution ainsi que plusieurs pays d'Améri-
que latine: ' . 

(24 oct.) Les juges de la Cour de Justice des Com-
munautés européenne de Luxembourg ont donné raison à 
un citoyen allemand qui avait porté plainte'contre une 

, mesure d'action positive dont il avait été victime. L'hom; ' 
me s'était vu refuser un'poste de directeur des jardins 
publics äu profit d'une femme ayant les. mêmes qûalifi- . 
cations que.lui, en yertu .d'une loi régionale favorisant le 
rééquilibrage des sexes. Ce type de loi ne pourra donc 
plus être adopté. Et pourtant, elle ne s'applique générale-
ment que tantque les femmes représentént moins de la , 
moitié des emplois coricerriés. 

(26 oct,). Sarah Balabagan, là jeune Philippine de seize 
ans qui a tué son employeur qui la violait,-avait été con-
damnéè à mort par le tribunal d'Al-Ain qui officie dans 
les Emirats arabes: Grâcé aux^pressions intemationales, . 
la jetîne fille n'a pas été exécutée. Elle est condamnée à 
un an de prison .̂ 100 coûps de canne et au versement de 
50'000 francs à la famille de la victime. 

(8 nov.) Le premier ministrè français Alairi Juppé consti-
tue un.nouveau gouvemement dont il exclut la plupart 
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des femmes. Résultat: exit les femmés. Sur les douze 
élues dans le prèfriiér gouyememerit, il n'en reste que . 
quatre: une ministre et trois sécrétairés d'Etat. 

(12 nov.). L'Europe défie la Turquie et distingue une 
députée kurde. Le Prix Sakharov du Parlement européen 
a été décerné à la députée turque d'origine kurde, Leyla 
Zana, condamnée à 15 ans de prison en 1994. 

(11 nov.) Alors que la guerre de Tchétchénie a révélé au 
monde la nature et.les procédés de l'institution militaire 
post-soviétique, 600 femmes mssés se sont regroupées au 
sein du Comité des mères de soldats pour tentér de par-
venir à humaniser l'amiée. Et dénoncer les violations des 
droits de l'horrime commises par l'armée mssé. Deux dé .̂ 

' léguées ont fait un tour de Suisse pour parler de leur 
action. 

,(14 nov.) Lé Comité pour l'élimination de la discrimina-
tion à l'égard des femmes de l'ONU veut quitter New 
York'pour Genève. Il souhaite ainsi que son secrétariat 
soit assuré par le Centre des Droits de l'homme. Il s'agit 
ici d'intégrer les droits fondamentaux de la femme dans 
lés activités dell'ONU en matière de droits de l'homme. 
Le Comité est le seul organe onusien dans ce domaine., 
qui ne soit pas installé à Gerièye. 

FORMATION • ' 

(10 oct.) Alors que le nombre de diplômes de maturité 
délivrés en Suisse ne cesse de croître, cèlui des certificats 
d'apprentissàge poursuit son recul. En 1994, 13*700 
maturités ont été décernées, dont la moitié à des filles, a 
indiqué l'Office fédéràl de la statistique. Cest la première 
fois que leur part est aussi élevée. 

PAUVRETE ̂  

(18 oct.) Depuis le début des années 90, le poui-centage 
de jeunes âgés de 18 à 25 ans et de femmés a, fortement 
augmenté parmi les sans-àbri dans les pays de l'Union 
europé.enne. C'est ce que révèle un rapport présenté à ' 
Bmxelles par la Fédération européenne des ass'ociàtions 
nationales travaillant avec les sans-abri (FÈANTSA).,. 

(9 nov.) Les bus pour saris-abri accuèillent de plus en . 
plus de feriimés. C'est l'un des constats que dressent'les 
responsables de CarTouche à Genève. Des bus destinés 
aux sans-àbri installés depuis un an dans la yille. 

(23 oct.) La première hejvétique est genevoise! Eri effet, 
Christianè Bmnner, socialiste, et Françoise Saudan, radi-
càle, ont été élues au Conseil des Etats. Vreni Spoerry est 
en ballottage à Zurich alors que Monika Weber.est élue. 
A Genève toujours, l'écologiste Fabienne Bugnori a per-
du le siège des Verts au Conseil national mais la liste 
femmes du PS a fait un tabac. Liliane Maury-Pasquier et 
Maria Roth-Berriasconi vont au National. Les autres 
romandes élues sont: Emmanuella Blaser, Rose-Màrie 

' Ducrot, Francine Jéanprêtre, Christiàne Langenberger, 
Suzette Sandoz. 
Au Conseil des Etats, les femmes étaient quatre et en 
1991, elles seront au minimum six cette année: les deux 
Gene'voisés, la troisième riouvelle venue, la radicale 
saint-galloise Erika Forster-Vannini. Réélues: l'indépen-
dante Monika Weber, la radicale bernoise Christine 
Beèrli et la démocrate-chrétienne soleuroise Rosmarie 
Simmen. 

(2 nov.) Les femmes de l'UDC n'ont obtenu que trois des 
29 sièges revenus à leiir parti au Conseil national. Elles 
ne s'ont pas contentes et veulent analyser scientifiquement 
les raisons de cet échec. 

(16 nov.) Vreni Spoerry reste seule en lice pour'le 
deuxième tour de l'élection au Conseil des Etats. 

(26 nov.) Judith Stamm, Élue vice7prÈsidente du Conseil 
natiorial pour 1996, devrait devenir la première citoyenne 
dé Suisse dans un an. Cette LuceiTioise de 61 ans serait la 
quatrième femme à accéder à la présidence du Conseil 
national. 

(27 nov.) Conseil des Etats; le Parti socialiste, l'UDC et 
les fernmes ont marqué des points: les femmes passent de 
4 à 8:,cinq radicales, une démocrate-chrétienne, une so-
cialiste et une indépendante. Pour la première fois deux 
cantons, Genève et Zurich, auront des représentations 
purement féminines. ' ^ . 

(l4 déc.) Réélection du Conseil fédéral: «La droite à 
. voulu punir d'ûn coup le PS etRuth Dreifuss!» qui se 
retrouve du coup en queue de peloton. Consolation, cha-
que réélection d'un socialiste romand (Aubert et Felber) 
s'est soldée par ce-typé de score. , - ' 

(18 déc.) Les candidates romandes ont deux fois moins 
de chances d'êû-e élues que leurs cönsöeurs alémàniques 
lors des élections au Conseil.national, constaté l'Office 
fédéral de la statistique. Il rriontre également que les can-
didates sont généralement.nettement défavorisées facé 
aux hommes. 

POLITIQUE , . ' 

(17 oct.) ,Ce pourrait être une-première helvétique! Avec 
la candidate sortante Monika Weber, de l'Alliance des 
indépendants, et la radicale Vreni Spoerry, le.canton de 
Zurich serait représenté par deux femmes au Conseil des 
Etats. 

PORNOGRAPHIE , , 

' (14 janv:) Surfer sur les sites pornographiques d'Intemet 
a été jugé un motif de licenciement valable pour le grou= 
pe" pharmaceutique'Roche. Trois chercheurs ont donc*été 

' licenciés parce qu'ils consacraient une bonne partie de 
leur temps de travail à télécharger du matériel,porno-
graphique disponible sur Internet. 
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RELIGION 

(20 nov.) Le veto de l'Eglise catholique à l'ordination de 
femmes prêtres appartient au domaine de l'infaillibilité 
pontificale. Il est donc définitif, a indiqué la Congréga-
tion du Saint-Siège pour la doctrine de la foi dans un 
avis. 

(21 déc.) Le Vatican publie son mode d'emploi sur la 
sexualité. La responsabilité principale dans l'éducation 
sexuelle revient aux parents. La sexualité humaine est 
définie comme un mystère sacré. Le préservatif comme 
moyen de se protéger contre le sida est qualifié d'illu-
soire... Le mode d'emploi invite à expliquer aux enfants 
le caractère «immoral» de l'avortement. (Intéressant alors 
que les statistiques montrent que plus l'avortement est 
libéralisé et plus l'éducation sexuelle est ouverte, moins il 
y a d'avortements!) 

SANTE 

(19 oct.) Le cancer du sein atteint chaque année entre 
3'500 et 4'000 femmes en Suisse. Trop de décès sont 
encore dus à cette forme de cancer. 1 '700 pour la seule 
année 1993. Or, un dépistage systématique et précoce de 
la tumeur cancéreuse permettrait de réduire le taux de 
mortalité de 20 à 40%. Selon la Ligue contre le cancer, 
une femme âgée de 50 à 70 ans devrait se soumettre à 
une mammographie tous les deux ou trois ans. Elle réus-
sit à mettre en évidence une tumeur quand elle n'a encore 
que quelques millimètres. 

SIDA 

(9 nov.) L'Office fédéral de la santé publique lance un 
programme de prévention VIH destiné aux femmes. En 
effet, le nombre de femmes infectées par le virus ne cesse 
de progresser et la campagne STOP SIDA n'a pas réussi 
à freiner cette tendance. L'OFSP élabore ce programme 
intitulé «Femmes et santé - Prévention du VIH» depuis 
1994. D'un coût de 1,8 million pour trois ans, entière-
ment financé par la Confédération, il vise pour l'essentiel 
à apprendre aux femmes à dire non aux rapports sexuels 
non protégés. 

tifique) met le doigt sur des discriminations salariales 
directes, mais aussi indirectes (congé parental, temps 
partiel) dans les conventions colleétives de travail (CCT). 
Et ce surtout par les petites CCT. Une convention sur 
trois exclut la possibilité de travailler à temps partiel. Six 
conventions (16% des femmes syndiquées) soutietment 
l'égalité de chances entre femmes et hommes avec des 
règlements concèmant la promotion des femmes. Le 
langage utilisé est toutefois largement masculin. 

(4 janv.) Bâle-Ville prend des mesures plus sévères que 
la Confédération pour protéger les danseuses étrangères 
dans les boîtes de nuit. Dès le mois de mars, elles seront 
au bénéfice d'un salaire minimum. Quant aux prescrip-
tions de la Confédération, elles prévoient de limiter à six 
le nombre de danseuses par boîte de nuit. Les artistes 
devront en outre être âgées d'au moins vingt ans. 

(7 janv.) Une enquête a été menée sur huit cantons de 
Suisse romande et du nord-ouest de la Suisse sur les 
chômeurs en fin de droit afin de savoir ce qu'ils devien-
nent. Yves Flûckiger, professeur en économie politique à 
l'Université de Genève, relève en particulier une surre-
présentation des femmes, des étrangers et des personnes 
sans formation parmi les chômeurs en fin de droits. 
Quant aux personnes qui se sont recyclées, une personne 
sur cinq exerçait une profession indépendante: tenir un 
kiosque ou être fleuriste. Les femmes se recyclent davan-
tage dans les massages ou les soins esthétiques, des em-
plois précaires selon Yves Flûckiger. 

(22 janv.) Où l'on apprend dans un article publié en 
marge du 5e Congrès des femmes que le monde ouvrier 
n'a pas accueilli les femmes à bras ouvert dans celui du 
travail. Leur activité professionnelle est assimilée à une 
dissolution de l'ordre moral en place. Soupçonné de 
constituer l'une des armes employées par la bourgeoisie 
pour miner la sphère ouvrière, le travail féminin est con-
traire «aux lois de la nature», estiment les délégués du 
premier congrès de l'Association intemationale des tra-
vailleurs(AIT) en 1866. Heureusement, il y a eu les Bel-
ges. Eh oui, en 1867, lors de la Première Intemationale 
tenue à Lausanne, la section belge déclare que le travail 
«est un droit sacré qui ne peut être dénié à personne, et 
que la femme peut le revendiquer au même titre que 
l'homme, car en lui seul elle trouvera l'indépendance et la 
dignité». 

TRAVAIL 

(19 oct.) Neuf entreprises ont mis sur pied un projet-
pilote visant à évaluer les capacités de réaction d'em-
ployées à responsabilités dans des situations de crise. Ce 
type de stages d'évaluation habituellement conçus par des 
hommes et pour des hommes, permet aux sociétés de 
recmter leurs cadres supérieurs. L'idée d'un tel stage pour 
les femmes a été lancée par le groupe «De la parole aux 
actes». 

(23 nov.) L'étude sur les conventions collectives de 
travail («Femmes, droit et société» programme no 35, 
menée par le Fonds national suisse de la recherche seien 
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UBERSICHT ÜBER DIE FRAUENRELEVANTEN VERHANDLUNGEN DER BUNDESVERSAMMLUNG 

RESUME DES DELIBERATIONS DE L'ASSEMBLEE FEDERALE SÜR LES QUESTIÖNS FEMININES 

W i n t e r s e s s i o n 1995 S .esS lon d ' h i v e r 19 95 

1. Tagung der •45.'Legislatùrperiode "1 ère session de la 45e législature 
vom Montag, 4. bis Donnerstag, 21.-Dezember 1995 

' • 1 • i • 

du 4 au 21 décembre 1995 

'Abkürzungen , v - ' Abréviations 
DEA Dringliche Einfache Anfrage .- ' • - CE -" - Conseil des Etats . • . 
D.lp." Dringliche Interpellation , CN .Conseil natiorial - ' 
,EA - , Einfache Anfrage . 'P-" • Interpellation 
Emp. Empfehlung . - • Ip.u. Interpellation Urgentè ' - ' 
Jp. Interpellation. — • ~.Mo. Motion 
Mo. Motion • . • , , • - ,"' • Po. - Postulat 
NR •. Nationalrat .- - ' ' ' Q'O ' Question ordinaire 
Po. Postulat QOU i Question orljinaire urgente / 
SR _Ständerat . ' Ree. Recommandation -

Fraktionen .- - .. -,. - - Groupes 

- -• • ' . - . , C . Christlichdemokratische Fraktion ' . ' ' . - C. . ' Groupe démocratërchrétien 
.F • ;' Eraktion der Freiheits-Partei-der Schweiz " - F -. - . Groupe du Parti suisse de la liberté 
G ' , Grüne Fraktion • . - . . ' . . ' . G . ' Groupe écologiste - ' -., 
L Liberale Fraktion •. • ' ~ : ' • • . . L • Groupe iibéral -. 
R Freisinnig-demokratische Fraktion • . R ' Groupe" radical démocratique , 
s- Sozialdemokratische Fraktion - S' . ' - Groupe socialiste. . ' , 
,U UdLI/EVP-Fraktion U' . ' Groupé AdI/PEP 
V • Fraktion der Schweiz. Volkspartei - Groupe de l'Union démocratiquè dû 

Kômmissiôrien , . ' 1 . , 
APK,\ Aussenpolitische,Kommission 
FK ' Finanzkorhmission . ' . 
GPK - - Geschäftsprüfungskpmmission • -
KÖB . Kommission für ôffentlichè Bauten 
KVF'- Kommission für Verkehr'und Fernmeldewe-

sen -' \ - '. ' ' 
• RK. ' Kommission für Rechtsfragen — . ;. 
SGK Kommission für soziale Sicherheit und Ge-

sundheit^ 
SiK , Sicherheitspolitische.Kommission ' 
SPK . ., Staatspolitisch'e Kommission , 
UREK. Kommission für Umwelt, Raumplanung und 

' • Energie 
• WAK .Kommission ifürWirtschaft und Abgaben . . • 
: .yvBK Kommissipri'für Wissenschaft, Bildung und 

' Kultur 

Gemeinsame Delegationen urid Kommissionen, 
AGRW • Arbeitsgruppe für die Vorbereitung der. 

f=iichterwahien 
. AIPLF ,. Schweizerische Gruppe der Internationalen 

• .Versammlung-der Parlamentarier französir 
scher Sprache 

, BeK Begnadigungskommission , 
EFT/VEP-. Delegation EFTA/Eurbpäisches Parlament 

,D.' • •'. • ; '-• • '.".' • 
ERD • Delegation beim Europarat.-

' FD Finanzdelegation . . 
. GPDel' Geschäftsprüfungsdelegation • : 

IPÜD- ' Delegation bei der Interparlamentarischen 
Union - . -

OSZED . Delegation bei der parlamentarischen Ver- ' 
sammlutig der OSZE-

RedK- • Redaktionskommission - , 
• .VD - Venwàltungsdélegation 

Commissions . : . • ' 
- CAJ . Commission'des affaires juridiques 

CCP . Commission des constructions publici • 
CdF ~ Commission des finances 

•^CdG ' Commission de gestion . .. 
CEATE, Co.mrriission de l'environnement, de l'amé,-

- nagement du territoire et de l'énergie 

CER Commission de l'économie et des rede'van-. 
- - ces- • -, . 

CIP . Commission des iristitutions politiques 
CPE .Commission de politique extérieure 
CPS Commission de la politique de sécurité -
CSEC Cornmission de la science, dei'éducation -et' 

' - ' de la culture , -- , ' 
. CSSS '̂ Commission de la sécurité sociale et-de la , 

sànté -̂ '•. ' - ~ • • " •' •, 
CTT , Co^mmission des transports èt des télé-

communications 

Délégations et commissions'communes 
AELE/PED .Délégation AELE/ Parlement européen. 
AIPLF - " Section suisse de. l'Assemblée internatio-

nale des parlementaires de langue fran-
çaise , • 

CGra . Commission des grâces 
CRed . , Cornmission de rédaction' 
DA - Délégation administrative 
DCG Délégation des commissions de gestion, 
DF- Délégation des finances . 
ERD Délégation auprès du Cohseil de l'Eijrppé . 
GTEJ Groupe de travail interpartis pour-la.prépa-

ration de l'élection des.juges 
OSCED • Délégation auprès de l'Assemblée .parle-

. mentaire de fOSCE 
UIPD X. Délégation auprès de l'Unjon interparlemën-

taire - , - ' , • 
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P a r l a m e n t a r i s c h e . I n i t i a t i v e n ' I n i t i a t i v e s par 1 ement 'aires 

44/91.411 n Pankhauser. Leistungen ifür die Familie 
(13.03.1991) 
Gemäss Artikel 21"'? des ,Geschâftsverkehrsgesetzes und Ar-
tikel 30 dès Geschäftsreglemerites des Natlonälrates reiche ich 
folgende Initiative in der Form der allgemeinen Anregung ein; 
1. Für jedes Kind besteht Anspruch auf eine Kinderzulage .von 
mindestens 200 Franken. Dieser Ansatz orientiert sich an den 
zur Zelt höchsten Beiträgen der kantonalen Kinderzulagen und 
sollte regelmässig an den Index.angepasst werden. Die Durch-, 
führung einer-solchen Bundeslösung soll den bestehenden 
Ausgleichskassen der Kantone, der Verbände und des Bundes . 
übertragen Vierden, wobei ein gesamtschweizerischer Lasten-
ausgleich zu verwirklichen ist. . 
2. Für Familien mit Kindern im betreuungsbedürftigen Alter, 
insbesondere für aileinerziehende Eltern, besteht Anspruch auf, 
Bedarfsleistungen, welche analog zur Ergänzungsleistung aus-

. gestaltet sind". ... 
NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit : - ' -. ' . • . , , • .• , 
20.08.1991, Bericht der Kommission NR , 
02.03.1992"Nationalrat. Der Initiative wird Folge gegeben. > 
13.01.1995 Bericht der Kommission NR 
13.03.1995 Nationalrat. Der Fristverlängerung vpn zwei Jah-
reii, d.h. bis Wintersession 1996, zur Einreichung eines" Ent-
wurfes, wird, zugestimmt ' . -. 

44/91.411 n Fankhauser. Prestations familiales 
(13.03.1991)-
Me fondant sur l'article 21 '̂̂  de la loi sur les rapports entre les 
conseils et l'anicle 30 du règlement du Coiisell national, je dé-
pose l'initiative suivante conçue en termes généraux: 
1. Chaque enfant donne droit à une allocation pour enfant d'aù 
moins 200 francs. Ce niontant est fixé fen fonction du montant' 
maximum actuel des allocations cantonales pour enfant et de-
vra être adapté régulièrement selon l'indice des prix à la con-
sommation. La rnise en oeuvre d'une telle spiution fédérale doit 
être confiée aux caisses de compensation .des cantons, des as-
sociations professionnelles et de la Confédération, la péréqua-
tion des charges devant s'effectuer à l'échelon national. " 
2. Les familles dont |es ehfants sorit à un âge où il faut,s'occu-
per d'eux, plus, particulièrement les familles monoparentales, 
ont droit, en cas dè besoin, à dés prestations analogues aux^ 
prestations complémentaires. -

CN Commission de la sécurité sociale et de la.santé,publique., 

20.08.1991 Rapport de la commission CN 
02.03.1992 Conseil national. Décidé de donnér suite à l'initia-
tive.' • ', .' , . , 
13.01.1995 Rapport de la commission" CN 
13.03.1995 Cohseil national. Adhésion à la prolongation de 
deux aris du délai imparti à la commission pour présenter un 
projet, c'est-à-dire jusqu'à la session d'hiver 1996 

48/94.441 n'Goll. Sexuelle Ausbeutung von Kindern. Ver- ' 
besserter Schutz (16.12.1994) ~ -
Gestützt auf Artikel 21*"^ des Geschäftsverkehfsgesetzes ver-
lange ich mit einer parlamentarischen Initiative in Form einer 
allgemeinen Anregung eine Ergänzung des'Strafgesetzbuches ' 
und allfällige Anpassungen im Opferhilfegesetz mit gemeinsa-
men Verfahrehsbestinrimungen zum. verbesserten Schutz der j 

. Opfer von Sexualdelikten„insbesondère in Fällen von sexueller 
Ausbeutung von Kindern. , / ' ' 
Folgende Verfahrensbestimhiungen sind auf Bundesebene zu 

' regeln; . . , . ' • - . -• . 
1.' Die Verjährungsfrist bei-siexuellen Handlungen mit Kindern 
unter 16 Jahren ist aufzuheben. 
2. Auf mehrfache Befragung des Opfers über den Tathergang . 
ist zu verzichten. 

. 3. Oie Befragung ist mit technischen Mitteln (Video) festzuhal-

4. Die Konfrontation des Opfers mit dem Tâtèr im Rahmen,des , 
Verfahrens ist zu vermeiden. . - -.. 
5. Die Anhörung eines sexuell ausgebeuteten Kindes muss 
durch ausgebildete Fachpersonen,erfolgen. 

'6. Die Gerichts- und. Ermittlungsbehörden, die mit Opfern von 
sexuèller Ausbeutung konfrontiert werden, sind speziell auszu-
bilden. • ' •/ 
7. Die Information von Opfern über ihre rechtlichen" Möglichkei-
ten ist zu verbessern. - ' . ' 
8. Die Rahmenbedingungen für Entschädigungs- und Genug-, 
tuungsansprüche der Opfer sind zu verbessern. 
9. Beweisregeln sind einzuführen, die'eine "Mitschuld" des Op-

• fers zur Entlastung des Täters ausschliessen ("Opfer zum Tä-
ter machen"). . 

UR Kommission für Rechtsfragen 

'• 48/94.441 n Göll. Exploitation sexuelle des enfants. " . 
Meilleure protection (16.12.1994) 
Me fondant sur l'article 2-!'"^ de la loi sur les rapports entre les 
conseils, je demande, par le biais d'uné initiative parlementaire 
conçue.en termes généraux, que.le Code pénal et la.loi sur 
l'aide aux victimes d'infràctioris soient complétés par des dispo-
sitions de procédure pour une meilleure protection des victimes 
de délits sexuels, notamment dans les cas d'exploitation 

. sexuelle d'enfants. 
Il convient d'insérer les dispositions suivantes dans la législa-

^ tion fédérale; _ 
1. Le délai de prescription pour les abus sexuels commis sur 
des enfants de moins de 16 ans doit être supprimé. 
2. Il y a lieu de renoncer à interroger la victime plusieurs fois sur 
le déroulement des faits. 
3. L'interrogatoiré doit être enregistré à l'aide de moyens tech-
niques-(vidéo). , , - - . ' 
4; La confrontation entre la victime et l'auteur de l'acte doit être 
évitée dans le cadre de la procédure. . .. . -
5. L'audition d'un enfant victime d'une exploitation sexuelle doit 
être.menée par des personnes au bénéfice d'une formation 

• spéciale. • . ' . 
6. Les autorités judiciaires, et les organes chargés de ^enquête 

•̂ âppelés à traiter les^ cas d'enfants victirnes d'iine exploitâtibn 
sexùelle doivent recevoir une formation spécifique. -. 

7. Il convient-d'améliorer l'iriformatiôn des victimes sur leurs 
, droits. 

8. Les conditions-cadres pour le droit̂ à un dédommagement et 
à'uiie réparation du tort moral doivent être améliorées. 

; 9. Il y a lieu d'introduire.des règles en. matière d'administration 
des preuves qui excluent une "complicité" de la.'victirfie à la dé--
.charge de l'auteur de l'acte.. 

CH Commission des affaires juridiques 
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51/93.434 n Haering Binder. Schwangerschaftsabbruch:. 
Revision des Strafgesetzbuches (29.04.1993) 

Die Regelung dés Schwangerschaftsabbruchs soll nach fol-
genden Gruridsätzen revidiert werden; 

1. Straflosigkeit in den ersteh. Monaten der Schwangerschaft 
(Fristenlösurig). .' - " 

2. Nach'Ablauf der Frist soll éin Schwangerschaftsabbruch nur 
noch erlaubt sein, wenn nach ärztlicher .Erkenntnis eine Gefahr 
für das Leben der Schwangereri oder die Gefahr einer schwer-
wiegenden Beeinträchtigung ihres physischen oder psychi-
schen Gesundheitszustandes besteht und' diese nicht auf 
andere für sie zumutbare Weise abgewendet werden kann. 

IVlitunterzeichnende: Aguet, Aubry, Bär, Baumann, Bäumlin, 
Béguelin, Bircher Silvio, Bischof, ' B.odehmann; Brunner 
Christiane,-Bühlmann, Camponovo, Carobbio, Caspar-Hutter, 
Danuser,, dé Dardel, Diener, Eggenberger- Fankhauser, 
Gardiol, Göll, Gonseth, Grendelmeier, Gross Andreas, Hafner 
Rudolf; . Hafner .Ursula, Haller, Hämmerle,' Höllenstein, 
Hubacher, Jéanprêtre, Jöri, Leuenberger Ernst, Leuenbèrger 
Moritz, Màeder, Marti Werner, Mauch Rolf, Mauch Ursula, 
Meier Hans, Mèier Samuel, Misteli, Mühlemann, Nabholz, 
Nebiker, Pini, Poncet, Rebeaud, Rechsteiner,' Robert, Schmid 
Peter, Spielmann, Stamm Luzi, Steiger, Strahm Rudolf, Suter, 
Thür, Tschäppät Alexander, Vollmer, .Wiederkehr, Wyss Paul, 
.Zisyadis, Züger ' (62) 

NR Kommission für Rechtsfragen . , 

01.02.1994"Bericht der Kommission NR , . 
03.02.1995 Nationalrat. Der Initiative wird Folge gegeben. 

51/93.434 n Haering Binder. Interruption de grossesse. Ré-, 
vision du code pénal (29.04.1993) 
La réglementation de l'interruption de grossesse doit être révi-
sée selon les principes suivants: . " ^ 
1. L'interruption n'est pas punissable'durant les premiers mois 
de la grossesse (solution des délais). 
2. Après écoulement du délai légal, l'interruption ne peut être 
autorisée que si un rnédècin confirme que cette mesure, est la 
seule siisceptible d'écarter, d'une manière acceptable pour la 
personne enceinte, un danger menaçant la vie dè célle-ci ou 
portant gravement atteinte à sa santé physique ou psychique. 

Cosignataires: Aguet, Aubry, Bär, Baumann, Bàumiiri, 
Béguelin, Bircher - Silvio, Bischof, Bodenmann, Brunner 
Christiane, Bühlmänh, Camponovo, Carobbio, Caspar-Hutter, 
Danüser, de Dardel, Dienèr, Eggénberger;, Fankhauser, 
Gardiol, Göll, Gonseth, Grendelmeier, Gross Andreas, Hafner 
Rudolf, Hafner Ursula, Haller,'' Hämmerle, Höllenstein, 
Hubacher, Jéanprêtre, Jöri, Leuenberger Ernst, Leuenberger 
Moritz, Maeder, Marti Werner;.' Mauch Rolf, Mauch .Ursula, 

- Meier Hans, Meier Samuel, Misteli, Mühlemann, Nabholz,. 
Nèbikér, Pini, Poncet, Rebeaud, Rechstejner, Robert, Schmid 
Peter, Spielmahn, Stamm Luzi, Steiger, Strahm Rudolf, Suter, 
.fhür. Tschäppät Alexander, Vollmer, Wiederkehr, Wyss Paul, 
Zisyadis, Züger' . ' . (62) 

CN Commission des affaires juridiques 

.01.02.|994 Rapport de la commission CN 
03.02.1995 Conseil national. Décidé dé donner suite à l'initia- -
tive.- • - ' 

77/94.434 n Sandoz. Familienname der Ehegatten , 
(14,12.1994), • , , 
Gestützt'auf Artikel 21 Absatz 1 des Geschäftsverkehrsge-
setzes verlange ich, die Bestimmungen des'ZGB über den Fa-
miliennamen der Ehegatten so zu • ändern, dass die 
Gleichstellung von Frau und Mann gewährleistet wird. 
UR Kommission für Rechtsfragen 
,28.08.1995 Bericht der Kommission NR , 
06.10.1995 Nationalrat. Der Initiative vyird Folge: gegeben. 

77/94.434 n Sandoz. Nom de famille des époux (14.1,2.1994) 

Co'riformément à l'article 2'i'"^' alinéa, de la loi sur [es rap-
ports ènti-e les conseils, je diêmande que les dispositions du CC 
concernant le nom de famille des époux soient modifiées de 
manière à assLirèr l'égalité entre hommes et femmés. 

CN Commission des affaires juridiques 

.28.08.1995 Rapport de là commission CN 
06.10.1995 Conseil national. Décidé de donner suite à l'initia-
tive. 
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Departeme.nt des . I r inern- Depar tement de l ' i r i t é r i e u r 

116/95.060 s Beseitigung jeder Form'von Diskriminierung 
der Frau. Konvention ,: 
Botschaft und Beschlussesentwurt vom • 23. August 1995 be-
treffend das Üebereinkommen von 1979 zur Beseitigung jeder 
Form vön Diskrirninjerung der Frau (BB11995 IV, 901) • 

URISR Kommiissio'ri für Rechtsfragen • . ' 

Bundesbeschluss betreffénd das Uebèreinkommen zur Besei-
tigung jeder Form vori Diskriminierung der, Frau 

116/95.060 é Discrimination à l'égard des femmes. Conven-
tion 
Message et projet d'arrêté du 23 août 1995 relatif à la Conven-
tion de,1979 sur l'élimination dé toutes les formes de discrimi-
nation à l'égard des femmes (FF 1995 IV, 869) " 

- CN/GE Commission dés affaires juridiques 

Arrêté fédéral portant sur la Coriventipn sur l'éliminatiôn de tou-
tes.les fornies de discrimination à légard des femmes 

.J'u-stiz- -und Pol i z ëi départ ement- Depart-ement.. de- j u . s t i c e et p o l i c e 

128/95:079 jS Schvyéizerisçhes Zivilgesetzbuch. Aendérung 

Botschaft und Gesetzentwurf, vom 15. November 1995 über die 
Aenderung des. Schweizerischen Zivilgesetzbuches (Perso-, 
nenstand, Eheschliessung, Scheidung, Kindesrecht, Verwand-
tenunterstützungspflicht, Heimstâttén, Vormundschaft und 
Ehevermittlung) (BB11996 1,1) . , 

UHISR Komrriission für Rechtsfragen ; 

Schweizerisches Zivilgesetzbuch (Personenstand, Eheschlies-' 
siing, Scheidung, Kiridesrecht, Vérwandtenunterstûtzungs-
pflicht, Heiinstätten, Voririundschaft, Ehevermittlung) 

128/95.079 é Code civil suisse. Revision 

Message et projet de loi du 15 novembre 1995 concernant la 
révision du code civil suisse (état civil, conclusion du mariage, 

' divorce, droit dè filiàtidn, dette alimentaire, asiles de famille, tu-
telle et courtage matrimonial) (FF 1996 1,1) . - ' ' •.- " . , - * •- • -
CU/CE Commission des affaires juridiques -.. • 

. Code civil suisse (état-civil, conclusion du mariage et divorce, 
filiation-, dette alimentaire, asiles de famille, tutelle et courtage' 
matrimonial) ' • .•. -
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P e r s ö n l i c h e , ' V e r s t ö s s e I r i t e r v e . n t i o n s p e r s o n n e l l e s 

N-at i o n a l r a t ' Conse.il n a t i o n a l 

93.3564 s Mo. Ständerat. Sexu'aldelikte an Kindern. Aend-
erung der Verjährungsfrist (Béguin) (Ö2.12.1993) 
Der Bundesrat vyird ersucht, 'einen Entwurf zur Âeridérung von 
Artikel 187 Absatz. 5 des Strafgesetzbuches vorzulegen und 
darin die Verjährung für Handliingen gegen die. sexuelle Inte-
grität der gewöhnlichen Verjährungsfrist von 10 Jahren für Ver-
brechen anzupassen. 

Seitdem die neuen Bestimmungen über Uebergriffe gegen die' 
sexuelle Integrität in Kraft getretèn sind, ist deutlich geworden, 
däss wegen der besonderen Verjährurigfrist von nur fünf Jah-
ren die Straftäter, welche sich an Kindern vergehen, oft einer 
Bestrafung entgehen, weil Kinder von den Taten; die an ihnen, 
begangen wurden, häufig erst nach'langer Zeit berichten'..Auf-
grund dieses Umstandes. ist es für Opfer solcher Verbre.chen 
oft sehr schwierig, von der Gesellschaft als solche anerkannt 

' ZU werden; damit wird auch ihre psychische Rehabilitation er-
schwert. Darüber hinaus wird die Rückfälligkeit derartiger Deii- -
quenten gefördert, die darauf spekulieren können, dass sie 
wahrscheinlich straffrei ausgehen werden. 

Eine verlängerte Verjäh>üngsfrist entspräche! auch der weltweit 
festzustellenden Tendenz, den Schutz des, Kindes zu verstär-
ken. . ' 

hAitunterzeichnende: Beerli, Bisig, Bloetzer, Büttiker, Cavadini 
Jean, Cottierr Cputau, Danioth, Delalay, Flûckiger, Frick, 
Gemperli, - Jagmetti, Kündig, Lorétan, Martin Jacques, . 
Mprniroli, Onken, Petitpierre, Piller, Plattnei;, Reymond, 
Rhinow, Rhyner, Roth, .Sälvioni,. Schiesser, Schmid Cädo,. 
Schoch,, Schüle, Seiler Berrihard, Simmen, Weber Monika, 
Ziègler Oswald, Zimmerli . (35) 

NR Kommission für Rechtsfragen 

20.09.1994 Ständerat. Annahme. 

93.3564 é Mo. Conseil des Etats. Abus sexuels commis sur 
des enfants. Modification du délai de prescription (Béguin) 
(02.1.2;i993) •'. ; 
Lé Conseil fédéral est prié de présenter un projet de modifica-
tion de l'article 187, chiffre 5 du Code pénal suisse qui rétablis-
se la prescription ordinaire de 10 ans, prévue pour les crimes. 
Depuis l'entrée'en vigueur des nouvelles.disppsitions réprimant 
les atteintes à l'intégrité sexuelle, il est apparu qûe la prescrijs--
tion exceptionnelle de 5 ans permettait'à dés abuseurs d'en-
fants !d'échàpper à toute poursuite pénale dans'la mesure où il 
est fréquent que les jeunes victimes ne dévoilent que tardive-
ment les. outrages qu'elles ont subis. Cette situation empêche 
lés victimes de se faire reconnaître comrne telles par la société, 
comprorriet par là leur réhabilitation psychique et favorise la ré-
cidive .des abuseurs qui .spéculent sur leur impunité probablè. 
Le retour à une prescription plus longue s'inscrit dans la logiquè 
du mouvement universel visant au renforcement de la protec-. 
tion de l'enfance. 

Cos/gnafa/res; Beerli,'̂ Bisig, Bloetzer; Büttiker, Cavadini Jean, 
Cottief, Coutau,. Danioth, pèlalay, Flûckiger, Frick, Gemperli, 
Jagmetti, Kündig, Loretari,, Martin Jacques, Morniroli; Onken, 
Petitpierre, Piller, Plàttner, Reymond, Rhinow, Rhyner, Roth, 
Salvioni, Schiesser, Schmid Carlo,-Schoch, Schule, Seiler 
Bernhard, Simmen, Weber Monika, 2iegler Oswald, Zimmerli 
(35) - - - , ' / • -, 

CN Commission des affaires juridiques 

.20.09.1994 Conseil des Etats. Adoption. 

X 93.3598 n.Po.'Haering Binder. CIM-Programm und Frau-
enbeschäftigung (13.12.1993) 
Der Bundesrat wird eingeladen, im Rahrnen des CIM-Progratrir 
mes'der-Frage der Konsequenzen dieser neuen Technologien 
und Produktionsprozesse für die Frauenbèschâftigung (Chan-
cen, Probleme) vermehrtes Gewicht beizumessen. 

l\/lituntèrzéichriende: ßegueYm, Bpdenmann, Bundi, Carobbio, 
Dormänni Eggënberger, Fankhauser, von Feiten, Gardiol, Göll, 
Grendelmeier, Grossenbacher, Hafner Ursula, Hämmerte, 
Jéanprêtre, Jöri, Ledergerber, Leemann,. Leuenberger Ernst, 
Robert,.Ruffy,. Steiger, Strahm Rudolf, Tschäppät Alexander', 
Vollmer, Zbinden, Ziegler Jean.-Züger (28) 

21.12.1995 Abgeschrieben, weil seit mehr als zwei Jahren hän-.. 
gig- ' , 

x93.359ä n Po. Haering Binder. Place réservée à la femme 
dans le programme CIM (13.12.1993) 

Le Conseil fédéral.est invité, dans lé cadre du prpgramme CIM, 
à étudier plus "attentivèrriehl les effets qu'ont sur l'eiriploi des / 
femmés (chances, difficultés) les nouvelles technologies et les 
nouveaux procédés de productio.ri. 

Cosignataires: Béguelin, -Boderimann, Bundi, Carobbio, 
bormann, Ëggenberger, Fankhàusèr, von Feiten, Gardiol, Göll, 
Grèndelmeier, Grossènbachèr, Hafner Ursula, Hämmerle, 
Jéanprêtre, Jöri, Ledergerber, Leemann, Leuenberger Ernst, 
Robert, Ruffy, Steiger, Strahm Rudolf, Tschäppät Alexander, 

.-Vollmer, Zbinden, Ziegler Jean, Züger ' , (28) 

21:12.1995 En suspens dépuis plijs de deux ans; classement. 
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94.3210 n Mo. Göll. Revidiertes Sexualstrafrecht und sexu-
elle Ausbeutung.von Kindern (08.06.1994) 

Der Bundesrat wird beauftragt, die. Auswirkungen des revidier-
ten Sexualstrafrechts bezüglich sexueller Ausbeutung yon Kin-
dern ' .zu Lintersuchen '. und . èntspre'cheride 
Aetiderungsvorschläge zur Verhinderung negativer Auswirkun-. 
gen für die Betroffenen zu unterbreiten. 

Mitunterzeichnihde: Bäumlin, Béguelin, Bodenmann, Brunner 
Christiane, Bundi, ^ Carobbio, Darwjser, de . Dardel, 
Eggenberger, Fankhäuser, von Feiten, Gross Andreas, 
Haering Biriderr Hafner Ursula, Hännmerle, Herczog, 
Hubacher, Jéanprêtre, 'Ledergerber, Leemann, Leuenberger 
Ernst, Leuenbergèr Moritz,. Marti Werner, Rechsteiner, Ruffy, 
Steiger, Strahn! Rudolf, Züger. - (28) 

07.09.1994 Der Bundesrat beantragt, die Motion in ein Postulat 
umzuwandeln-: . " 

94.3210 n Mo: Göll. Droit pénal et.enfance victime d'abus 
sèxuels (08.06.1994) 

•- Le Conseil fédéral est chargé d'étudier les effets dés disposi- '-
^ lions révisées du droit pénal eh ce qui concerne lés enfants yic- . 
. times d'abus sexuels et de soumettre au Partement des 

propositions de rnodification visaiit à empêcher les effets néga-
. tifs des dispositions en question pour les enfants concernés. 

Cosignataires: Bäünilin, Béguelin,' Bodenmànn, Brunner 
Christiane, Bundi, Carobbio, Danuser, - de ! Dardel; 
.Eggenberger, Fankhauser; von Feiten, Gross Andréas, 

^^Haering Binder; Hafner: Ursula,' ..Hämmerle, Herczog, 
Hubacher, Jéanprêtre, Ledergerber, Leemann, Leuenberger 
Ernst, Leuenberger Moritz, Marti Werner, Rèchsteineri Ruffy,' 
Steiger,-Strahm Rudolf, Züger , .• (28) 

-. 07.09.1994 Le Conseil fédéral propose de transformer la mb-
tioii en postulat. 

>< 94.3278 n Ip. Misteli. Lebenserwartung von Frauen. Stati-
stische Unterlagen (17.06.1994) 
In der Débatte um die Angleichiing des AHV-Alters von Frauen 
ah dasjenige der Männer wird unter anderem mit der längeren 
mittleren LebenserwartiJng der Frauen gegenüber derjenigen 
der Männer argumentiert. 
In diesem Zusammenhäng ist für die weitere Diskussion und 
das AHV-Alter der Frauen von Iriteresse, die mittlere Lebens-

'erwartung der. Frauen nicht nur als gesamte Gruppe, sondern 
entsprechend ihren unterschiedlichen Lebenssituationen in Be-
tracht zu ziehen, s 'v 

. Ich ersuchenden Bundesrat deshalb, die statistischen Unterla-
gen für die aktuelle und zu enwartende mittlere Lebensero/ar-
tung folgender. Fräüengruppen in Form einer 
Querschnittsinformation vorzulegen; . . 

- alleinstehende,"nicht erwerbstätige Frauen mit und ohne.Be-. 
treuungspflichten; .. . _ - " 
- alleinstehende; erwerbstätige Frauen mit und ohrie Betreu-
ungspflichten; 
- verheiratete, nicht erwerbstätige Frauen mit .und ohnei Betreu-
ungspflichten; 
- verheiratete, enwerbstätige Frauen mit und ohne Betreüungs-
pflichten: .. " ' . ' • : . ' , 

; Mitunterzeichnende: Bat, • Ba'umann, Bäumlin, Bühlniann, 
Danuser, Diener, Dormann, Fankhauser; Fasel; von Feiten, 
Göll, Gonseth, Gross Andreas, Grossenbacher, Haering, 
Binder-,'Hafner Rudolf, Hollenstein, Leuenberger Ernst, Meier, 
Hans, Meyer Theo, Ostermann, Rebeaud, Schmid Péter, Seiler 
Rolf, SiebeY, Stamm Judith,'Steiger, Thür . , ; • (28) 

07.09.1994 Antwort des Bundesrates. 

07.10.1994 Nationalrat. Dié Diskussion wird verschoben. 
21.12.1995, Der Vorstoss wird abgeschrieben, da der Urheber 
aus dem Rat ausgeschieden ist. 

X 94.3278 n ip. Mistelj. Espérance dé vie des femmes. Don-
nées statistiqués (17.06.1994) 
Dans les discussions portant sur le relèvement de l'âge de la 
retraite des femmes',, envisagé dans l'optique de l'égalité, un 
des arguments avancés est l'espérance de vie plus longue dès-
fenlmes. . 

A ce propos, il serait intéressant de ,connaître l'espérance de • 
.vie des femmes noii pas en tant que catégorie:uriique, mais en 
fonction de leur situation, , ' . 

Je prie donc le Conseil fédéral de faire établir'les données sta-
-. tistiques dè l'espérance de vie actuelle et future des catégories 

de fetprpes suivantes;- femmes séulés sans activité'lucrative, 
avec ou sans chargé de famille; . , 
- femrines seules exerçant une activité lucrative, avec ou sans 
charge de famille; . ' ' ' . 
- femmes mariées sans activité lucrative, avec ou sans charge 
de famille; '! 

- femmes mai'iées exerçant üne activité lucrative, avec ou sans 
charge de famille. ' ' -. 

Cosignataires: Bär, Baumann,• Bäumlin,.-Bühlmann, Danuser, • 
Diener, Dormann, Fankhàusèr, Fasel, von Feiten, Golli-
Gönseth, Gross Andreas,/Grossenbacher, ' Haering Binder,' 
Hafner Rudolf, Hollenstein', Leuenberger Emst, Meier Hans, 
Meyer Theo, Ostermann; Rebeaud, SchmidiPeter, Seiler-Rolf! 
Sieber, Stamm Judith, Steiger, Thür " " (28) 

07.09.1994 Réponse du.Conseil fédéral. -

07.10.1994 Conseil national. Ladiscussion est reportée: 
21.12.1995 L'intervention est classée, l'auteur ayant quitté le, 

, coniseii. . . . 
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94.3292 n Mo. von Feiten. Verbot der Klonung menschli-
cher Embryonen (17.06.199.4) 
Der Bundesrat wird beauftragt, gesetzliche Grundlagen für ein 
Verbot der Klonung menschlicher Ernbryonen auszuarbeiteri. 
Das Verbot gilt generell, d.h. es umfasst auch das Klonen aüf 
Versuchsbasis, im Rahmen von .Fruchbarkeitsbehandlungen 
oder aus sonstigen Gründen. Auch die Forschung im Bereich 
der Klonung menschlichèr. Embryonen ist zu verbieten. Das. 
Klonungsverbot urfifasst sowohl das sogenannte "echte" Klo-
nen als auch die Zellteilung. 

H îtunterzeichnehde: Caspaî -Hutter, Danuser; Fankhauser, 
Göll, Haering Binder, Hafner. Ursula,' Jöri, Leemann, 
Leuenberger Ernst, Steiger - (10) 

94.3292 fi Mo. von Feiten. Clonage des embryons humains. 
Interdiction (17.06.1994) 
Le Conseil fédéral est chargé d'élaborer une base légale qui in-
terdira tout clonage d'embryons humains. Cette interdiction 
sera générale, c'est-àTdire' qu'elle portera aussi sur les" clona-
ges expérimentaux et sur les clonages effectués dans le cadre 
du traitement de la stérilité ou pour-toute autre raison. Sera in-
terdite même la recherche sur'le clonage d'ernbryons humains. 
L'interdiction portera aussi bien sur les "vrais" clones que suc 
les divisions cèllulaires. 

^Cosignataires: Caspar-Hutter, Danuser,, Fankhauser, Göll, 
Haering Binder, Hatner Ursula, Jöri, Leemann, Leuenberger 
-Ernst, Steiger . . (io) 

94.3473 n Mo. Nationalrat. Ausländische Ehegattin mit Nie-
derlassungsbewilligu.ng (Bühlmann) (07.10.1994) 
Ich bitte den Bundesrat, dem Parlament eine Aenderung von 
Artikel 17-Absatz 2 ANAG vorzulegen, welche bewirkt, dass 
ausländische Ehefrauen; die mit einem Ausländer mit Nieder-
lassungsbewilligung verheiratet sind, analog behandelt werden 
wie Ausländerinnen, die mit einem Schweizer verheiratet sind. 
Das betrifft ihre Aufenthaltsregelurig im Falle der Auflösung der 
ehelichen Gemeinschaft. Während Ausländerinnen, welche mit 
einem Schwèizer verheiratet sind, bei einer Trennung von ih-
rem Ehemann von Gesetzes .wegen das Recht auf Aufenthalt 
in der Schweiz nicht verlieren, ist das bei Ausländerinnen, wel-
che mit einem niedergelassenen Ausländer verheiratet sind, 
dem Ermessen der Fremdenpolizei Übertassen, ob bei einér 
Auflösung der ehelichen Gemeinschaft die Aufenthaltsberech-
tigung für die Ehefrau bestehen bléibt oder ,nicht. Laut einer 
Weisung des'BFA vom Januar 1993 an die kantonalen Frem-
denpolizeibehörden sollen dabei Kriterien wie berufliche Situa-
tion, Wirtschafts- und Arbeitsmarktjage, Verhalten und 
Integrationsgrad berücksichtigt werden. Ein rechtlicher An-
spruch auf Aufenthalt in den ersten fünf Jahren hingegen be-
steht nicht. 

Mitunterzeichriende: Bär, , Baumann, Bäumlin, Bugnon, 
Caspar-HUttèr, Danuser, Diener, Dormann, Fankhäuser, von 
Feiten, Göll, öoriseth, Grendelmeier, Haéring Binder, Hafner 
Urstjla, Höllenstein, Jéanprêtre, Leemann, ' Lepori Bdnetti, 
Leuenberger Ernst, Misteli, Nabholz, Robert, Stamm Judith, 
Thür,.Zbinden (26) 

16.11.1994 Der Bundesrat beanträgt, die Motion abzulehnen. 

04.10.1995 Nationalrat. Annahme. 

94.3473 n Mo. Conseil national. Permis d'établissement et 
conjoint étranger (Bühlmann) (07.10.1994) 
Je prie le Conseil fédéral de soumettre au Parlernent une mo-
dification de la loi sur l'établissement et le séjour des étrangers, 
article 17, alinéa 2, de telle sorte que l'épouse étrangère d'un 
ressortissant étranger titulaire d'un permis d'établissemènt spit 
traitée de la même manière que l'épouse étrangère d'Un ressor-
tissant suisse, notamment en ce qui concerne son séjour en 
cas de dissolution de l'union conjugale. Alors que l'étrangère ^ 
ayant épousé un Suisse ne perd pas son droit de séjour en 
Suisse après s'être séparéé de son mari,'lorsqu'il s'agit d'une 
étrangère.mariée à un étranger établi dans notre pays, le main-
tient de l'autorisation de séjour en Suisse en cas de dissolution 
dè l'union conjugale est laissé à l'appréciation de la police des 
étrangers. Selon une directive de l'Office fédéral des étrangers 
de janvier 1993, adressée aux autorités cantonales de police 
des étrangers, on tient compte de critères tels que la durée du 
séjour, les relations persorinelles avec la Suisse; la situation 
professionnelle, la conjoncture économique, l'état du marché 
du travail, le comportement, et le degré d'intégration. Aucun 
droit légal à l'autorisation de séjour n'existe au cours des cinq 
premiérès années. 

Cosignataires: Bär, Baumann,'Bäumlin, Bugnon, Caspar-
- Hutter, Danuser,. Diener, Dormann, Fankhauser, von Feiten, 

Göll, Gonseth,,Grendelmeier, Haerifig Binder, Hafner Ursula, 
Hollenstéjn, Jéanprêtre, Leemann, Lepori Bonetti, 
Leuenberger Ernst,, Misteli, Nabholz, Robert, Stamm Judith, 
Thür, Zbinden - ' (26) 

16.11.1994 Le Conseil fédéral propose de rejeter la motjon. 

04.10.1995 Conseil national. Adoption. 

94.3551, n Ip. Zwygart. Keine Familienpolitik des Bundes'' 
(15.12.1994) 

•Zum Abschiuss.des "Jahres der Familie " äusserte sich auch 
Frau Bijndesrätin Dreifuss. Die Stellurignahme zu einèr allfälli-
gen ausserparlamentarischen "Kommission für Familienfra-
.gen" erstaunte jedoch nicht wenig: "La question se pose 
toutefois de savoir quels domaines reviendraient à ce nouveau 
conseil de la famille, qui ne seraient pas déjà couverts par la 
CotTiriiission fédérale pouf la jeunesse et la Commission 
fédérale pour les questions féminines. Car une politii;jue fami-
liale au niveau fédéral n'est-elle pas d'abord et en majeure par-
tie une politique de l'égalité et des questions féminines d'urie 
part, et une politique des enfants et de la jeunesse.d'autre 
part?" Nur so nebenbei bemerkt vergisst man dabei, dass auch 
alte Menschen für unser Zusammenleben wichtig sind. ~ 

Ich bitte den Bündesrat um Stellungnahme zu folgenden Fra-
gen: 

94.3551 n Ip. Zwygart. Confédération. Aucune politique fa-
miliale? (15.12.1994) 

Pour clore l'Année de la famille. Madame Ruth Dreifuss a tenu, 
les propds étonnants suivants sur l'éventuelle création d'une 
"commission extraparlementaire pour les questions familiales: 
"La question se pose toutefois de savoir quels domaines re-
viendraient à ce nouveau conseil de la famille qui ne seraient 
pas déjà couverts par la Commission fédérale pour la jeunesse 
et la Commission fédérale pour les questions féminines. Car: 
une politique familiale au niveau fédéral n'est-elle pas d'abord 
et en majeure partie une politique de l'égalité et des questions 
féminines d'une part, ei' une politique des enfants et de la jeu-
nesse d'autre part?" Soit dit en passant, notre conseillère fédé-
rale a complètement oublié que-les personnes âgées-sont,, 
elles aussi, importantes pour la sociiétél 

Je prie donc le-Conseil fédéral de bien vouloir répondre aux 
questions suivantes: 
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1. An sich braucht es eine sinnvolle Ergänzung der verschiede-, 
nen gesellschaftlichen Ebenen. Ist die angedeutete Umkeh-
rung - zuerst Kinder- urid Fraiienpolitik zu betreiben, statt sich, 
auch um das Wohl der Familie zu kümmern - die Ansicht dés 
Gesamtbundesrates? Sofern Familie einfach Privatsache ist, 
kommt es da nicht zu Polarisiemngeri von Einzelinteressen? 
2. Die Familie ist die Grundzelle unseres Staates. Ohne Fami- ' 
lien lässt sich keine Politik für Kinder und Fraueri betreiben. Ist 
nicht eine aktive Familienpolitik die Basis für eine Jugend-und 
Frauenpolitik, sowie eine Politik für den älteren Menschen? 
Wer soll aus der Sicht des Bundesrates Familienpolitik betrei-
ben? • ' -. 
3. Andere Länder haben ein- Ministeriijm für FamiNenfragen. 
Frau Bundesrätin Dreifuss hat auch von der Schaffung eines 
Koordiriationsorgans für Familienfragen gesprochen. Wer wird 
verantwortlich sein, um die nötigen Schritte zur Schaffung ei-
nes solchen Gremiums im Jahr ,1995 in die Wege zu leiten? 
Was für Aufgaben würden einem solchen Gremium übertra-
gen? - ' ' .. - ' 
4. Würde es nicht auch zu einem Gebot der Zeit gehören, eine 
Ärt- "Familienverträglichkeitsprüfung" einzuführen, analog zur 
Umweltverträglichkeitsprüfung? . - ' 
ti/lituntérzéichnende: Dünki, Sieber 
15.02.1995 Antwort des Bundesrates. 
24.03.1995 Nationalrat. Die Diskussion wird verschoben^ 

(2) 

1. II faut en soi agir intelligemment sur toutes les parties de la 
société. Le rehversement auquel Mmé Dreifuss a fait allusion,-
à savoir qu'il faut faire passer la politique en faveur des enfarits 
et la politique en faveur des femmes ayant le bien-être de la fa-
mille, reflète-t-il l'avis du Conseil fédéral? Si la famille ri'est pilus 
qu'une affaire privée, ne risque-t-on pas de déboucher sur une 
polarisation ,des intérêts particuliers? = 

2. La famille est la cellule de notre société. Sans familles, pas 
de politique en faveur des enfants ni de politique en faveur des 
femmes! Urie politique familiale active est la base de toute po-
'litique en faveur des jeunes, de toute politique en. faveur des 
femmes et de toute.politique en faveur des personnes âgées. 
Qui, de l'avis du Conseil fédéral,'doit mener la politique familia-
le? • , . 

3. D'autres pays que le nôtre ont un ministère de la famille, ou 
un ministère dès questions familiales. Mme Dreifuss a évoqué 
la création d'un conseil qui aurait pour tâche de coordonneras 
questioris.familiales. Qui sera chargé de prendre les premières 

' mesures afin de mettre sur pied un tel conseil en 1995? De 
. quelles tâches ce conseil sera-t-il investi? 
4. Le moment n'ést-il pas venu de créer une sorte d'"étûde d'im-
pact sur la famille" à l'instar de l'étude d'impact sur l'ènvironne-
ment ? , - ," 
Cosignataires: Dûnki, Sieber ; , 
15.02.1995 Réponse du Conseil fédéral.. 
24.03.1995 Conseil national. La discussion est reportée. 

(2j 

X 94.3554 n Ip. Darbelliày. Internationales Jàhr der Familie 
und Familienpolitik (15.12.1994) 
Zum Abschluss des Internationajen Jahres der Familie stellen 
wir fest, dass eine beeindruckend grosse Zahl yon Organisatio-
nen an dieser Grossveranstalturig teilgenommen hat, deren. . 
Ziel darin bestand, die breite Oeffentlichkeit.und die Behörden 
auf allen Stufen auf die Lebensbedingungen der Familien und 
die Notwendigkeit hinzuweisen, die Faniilienpolitik zu überprü-, 
len und aus ihr ein echtes Instrument zur Unterstützung der Fa-
milien, zu machen, damit diese in der ganzen Vielfalt ihrer 
Formen in die Lage versetzt werden, ihrer Verantwortung nach-
zukommen. • 
In diesem ZusaiTimenhang stellen wir .mit Ueberraschiing fest, 
dass Bundesrätin Ruth Dréifu'ss in ihrem Vortrag zum Ab-
schluss des Iriternationalen Jahres der Familie ausschliesslich 
das Individuum ins Zentrum ihrer Betrachtungen stellt und da-
bei vergisst, dass auch Massnahmen.nötig sind, damit die Fa-
milie - als Lebensgemeinschaft und soziales Auffangrietz für 
Menschen - sich in Würde entfalten kann. 
Ich ersuche, deshalb den Bundesrat folgende Punkte zu .ver-
deutlichen: ' , . 
1. Ist der Bundesrat gleicher Meinung w/ie die Vorsteherin des 
Eidgenössischen Departemerites des Innern, die behauptet, 

, Familienpolitik sei vor allem Frauenpolitik und Politik zugunsten 
der Kinder ? 

• . . I. 
2. Ist der Bundesrat, im Unterschièd zü verschiedenen Ver-, 
sprechungen der jeweiligen'Vorsteher des Eidgenössisches 
Departerrientes des Innern, der Auffassung, dass es nutzlos 
wäre, einen Rat für Angelegenheiten der Famil|e einzusetzen, 
da doch, wie die Vorsteherin des EDI im erwähnten Vortrag 
darlegte, die Kommissionen für Frauenfragen und für Jugend-
fragen die Bereiche der Familienpoilitik abdecken ? . ' 
3. Ist des Bundesrat bereit, die Ziele der Familienpolitik zu de-
finieren, die er in den nächsten Jahren.verfolgen- will ? 
4. Kann uns der Bundesrat sagen, welche Mittel er für seine Fa-
milienpolitik einsetzen will ? 
15.02.1995 Antwort des Bundesrates. 
24.03.1995 Nationalrat.,Die Diskussion wird verschoben. • 
21.12.1995 Der Vorstoss wird abgeschrieben, da der Urheber 
aus dem Rat ausgesctiiéden ist. . " 

X 94.3554 n Ip. Darbellay. Année internationale dé la famille 
et politique familiale (15:12.1994) 
Au terme de l'Arinée internationale de la famille (AIF), nous 
constatons qu'un nombre impressionnant d'organisations ont 
participé à cette entreprise d'envergure gui consistait à attirer 
l'attention d'un large public, mais aussi des autorités aux divers 
échelons, sur les réalités familiales et sur la nécessité de,re-
considérer la poliiiquè familiale afin d'en faire un véritable ins-
trutrient destiné à aider les familles, toutes les familles dans la 
diversité-de leur forme, à assumer leurs responsabilités. 
Dans cette optique,, no,us somrries surpris de constater que 
Mme la conseillère fédérale Ruth Dreifuss, dans son exposé de 
clôtijre de l'AIF, semble situer exclusivement l'individu au cen- ^ 
tre de ses préoccupations, oubliant,ainsi la nécessité de pren-
dre des mesures pour que les familles 
- comprises comme communautés de vie, comme réseaux 
soutenant les personnes - puissent s'épanouir dans la dignité. 
J'invite par conséquent le Conseil fédéral à préciser les points 
-suivants: 
1. Le Coriseil fédéral partage-t-il l'opinion de |a cheffe du DFI, 
prétendant que la politique familiale relève avant tout de la po-
litique féminine et de'la politique en faveur des enfarits? 
2. Le Coriseil fédéral estime-t-il, conträirement à certaines pro-
messes faites par les Chéfs successifs du DFI, que la constitu-
tion d'un Conseil des affaires familiales est inutilè, puisque, 
comme le relève la cheffe-du DFI dans l'exiîosé cité, les com-
missions pour les questions féminines et les questions de la 
jeunesse couvrent lés domaines touchant à la, politique familia-
le? .' ' \ 
3. Le Conseil fédéral est-il prêt à préciser les objectifs de politi-
que, familiale qu'il entend poursuivre ces prochaines années? 
4. Le Conseil fédéral peut-il nous indiquer dé-quels moyens il 
entend se doter pour réaliser sa politique? ' 
15.02.1995 Réponse du Conséil fédéral. 
24.03.1995 Conseil national. La discussion est reportée. . 
i21.12.1995 L'intervention est classée; l'auteur ayant quitté le 
conseil. . . 

F - Frauen fragen,/ Questions au féminin / Problemi al Femminile 1/96 



<^h 

94.3557 n Mo. Bühlmann. Aufnahme von Frauen- flüchtlin-
gen aus Ex-Jugoslawien (15:12.1994) 
Angesichts der schlechten Bedingungen, der Flüchtlinge, im 
ehenriaiigen Jugolàwien urid der erneuten Verschärfung der 
Kriegshandiungéii, die wièderum Tausende von Menschen zur 
Flucht-zwirigt, laden wir deri Bündesrat ein, die folgenden An-
liegen zu erfüllen: 
- die unverzügliche Bewilligung eines neuen Kontingents irisbe-
sOndere zur Aufnahme von Frauenflüchtlingeri und ihrer Kinder, 
durch den Bundesrat; 
- die Bereitstellung frauerispezifischer, von Frauen betriebener 
und organisierter Unterkünfte und Betreuungsinfrastrukturen 
(entsprechende Angebote im Ausland haben sich bewährt); 
- den Einbezug engagierter, im Flüchtlingsbereich erfahrener 
Fraueri für die Planung.und Realisierung solcher Angebote. 

Mitunterzeichnende: Bär, Baumann Ruedi, Baumann 
• Stephanie, Bäumlin, Bodenmann, Berel François, Brunner 
Christiane, Bugnon, Caspar-Hutter,' Danuser, Diener, 
Dormann,. Fankhauser, Fasel, von Feiten, Göll, Gonseth, 
Grendelmeier, Gross Aridreas, Haering Binder, Hafner Ursula, 
Hämmerte, Hollenstein, Jéanprêtre, Jöri, Ledergerber, 
Leemann, Lepori Borietti,-Leuenberger Ernst; Maeder, Misteli, 
Osterniann, Rechstéiner, Robert, Schmid. Peter, Segmüller, 
Sieber,'Singeisen,'Starinm Judith, Steiger, Strahm Rudolf, 
Thür,'Tschäppät Alexander, Weder Hansjürg, Zbinden (45) 

22.02.1995 Dér Bundesrat beantragt, die Motion abzulehnen. 

94.3557 n Mo. Bühlmänn. Ex-Yougoslavie. Accueil dè fem^ 
mes réfugiées (15:12.1994) 

- Etant dbhné les conditions.dans lèsquelles vivent les réfugiés 
de l'ex-Yougoslavie et la reprise récente des hostilités, qui con-
traint à nouveau des milliers de personnes à fuir leur pays, 
rious chargeons le Conseil fédéral de prendre les mesurés sui-
vantes: 
- autoriser immédiatenient-un nouveau contingent qui pèrm'et-
tra notamment d'accueillir des feriinnes réfugiées et leurs en- • 
fants; , " ^ ' ' • 
'- mettre à disposition des logements ét des infrâstructures^d'en-
cadrement spécifiques, dont la gestion et l'organisation seront 
assurées'par des femmes (des mesures analogues à l'étranger. 
ont fait leurs preuves); ' / -
- faire appel à des femmes,engagées, ayant l'expérience-des 
r,éfugiés, pour planifier et concrétiser cés mesurés. 

Cosignataires: Bär, Baumann Ruédi. Baumann'Stephanie, 
Bäumlin, Bodenmann, Borel -François, Brunner''Christiane. 
Bugnon,' Caspar-Hutter,. Danuser, Diener, Dormann,-

•Fankhauser, Fasel, von Feiten, Göll, Gonseth, Grendelmeier, 
Gross' Andreas, Haering Binder, Hafner Ursula, Hänrimerle, 
•Höllenstein, Jéanprêtre. Jöri, Ledergerber, Leemann; Lepori 
Bonetti, Leuenberger Ernst,-\ Maeder, Misteli, Ostermann, 
Rechsteiner, 'Rdb'èrt,- Schmid Peter, Segmüller,. Sieber, 
Singeisen, Stamm Judith,. Steiger,- Strahm Rudolf, Thür. 
Tschäppät Alexander, Weder Hansjürg, Zbinden - (45) 

22.02.1995 Le Conseil, fédéral propose de rejeter la motion. 

95.3051 s Mo. Ständerat. Aenderung des BVG: Witwerrente -
für alje Pensionskassen (Frick) (02.02.1995) 
Der Bundésrat wird eingeladen, den eidgenössischen -Räten 
eirie Aenderung des Bundesgesetzes über die berufliche Vor-
sorge Alters-, Hinteriassenen- und Invalidenvorsorge vorzule-
gen, wonach neben der Witwenrente auch def Anspruch auf 
die Witwerrerite gesetzlich verarikert wird. 

Mitunterzeichnende: Beerli, Bieri, Bisig, Bloetzer, Brändli, 
Cavadini Jean, Cottier, Danioth, Delalay, Huber, Küchler, 
Maissen, Martin Jäcques, .Meier Josi, Mornirpli, Onkeri, 
Petitpierre, Piller, Plattner, Prongué,. Réymond/ Rhinow', 
Rüesch, Salvioni, Schallberger, Schiesser, Seiler Bernhard,' 
Simmen, Ziegler Oswald, Zimnierti (30) 

NR Kommission für soziale Sicherheit'und Gesundheit. 

04.10.1995 Ständerat. Annahme. . . . 

95:3051 é Mo. Conseil des Etats. Modification de la LPP: 
instauration d'une rente de veuf (Frick) (02.02.1995) . 
Le Conseil fédérât est'chargé de soumettre aux Chambres urie 
modification de la loi fédérale sur la prévoyance professionnel-

, le viéillesse, surviva.nts et invalidité, instaurant une'rente de 
veuf en plus de ia rente de, veuve actuelle. ' • • 

Cosignataires: Beerii, Bien, Bisig, Bloetzer, Brändli, Cavadini 
Je.an, Cottier, Danioth, Delalay; Huber, Küchler, Maissen, 
Martin Jacques, Meier Josi, Morniroli, Onken, Petitpierre, Piller! . 
Plattner, Prongué, Reymond, Rhinow, Rüesch, Salvioni! 
Schallberger, Schiesser, Seller Bernhard, Simmen,,. Ziegler 
Oswald, Zimmerli ' (3ô) 

CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique . 

04.10.1995Cohseil des Etats.'Adoption. . " 

95.3322 n Mo. Gonseth. Krankenversichëriingsgesetz 
(kVG)-Zusatzversicherungen. Prâmiengleichhéit zwischen 
Frau und^Manh (22.06.1995) 
Der Bundesrat wird ersucht, eine Vortage zur Revision des Ver-
"sicherurigsvertrages vorzulègen, mit dem Ziel: 
1. die Prämiengleichheit zw/ischen Frau urid-Marin |m Bereich 
der Zusatzversicherung zum KVG und zu den freiwilligen Tag-
geldversichérungen zu realisieren; 
2. dass Leistungen bei Mutterschaft bei Zusatzversicherungeri 
zum KVG und den" freiwilligen privaten Taggeldversicherungen 

95.3322 n Mo. Gonseth: Assurance^maladie complémentai-
re. Mêmes primes pour.les hommes et les femmes 
(22.06.1995) . . 
Le Coriseil fédéral est chargé de présenter un projet de révision 
de la loi fédérale sur le contrat d'assurance qui prévoiè les élé-

-merits suivants: 
. 1. égalité des primes pour les femmes et pour les homnies 
dans'Ie domaine des assurances complémentaires, à l'assuran-
ce obligatoire des soins et à l'assurance facultative d^indemni-
tés journalières prévues dans la LAMal; 
2.'octroi.de prestations en cas de maternité dans le cadre des 
assurances complémentaires à l'assurance obligatoire des 
soins et à l'assurance facultative d'indernnités journalières pré-
vues dans la LAMal, sans perception dé primes supplémentai-. 
res. • • " , . 
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gewährt werden, ohne dass zusätzliche Prärnien erhoben wer- " 
den. ' .. " / - ' -
Mitunterzeichnende: Agueti' Bär, Baumann Ruedi, Baumann 
Stephanie, Bäumlin, Béguelin, Brùrinèr Christiane, Bugnon, 
Bühlmann, Carobbio, Danuser, Diener, Fankhauser, von 
Feiten, Gadient, öoll, Grendelmeier,- Gross Andreas, Hafner 
Ursula, Hollenstein, Jéanprêtre, Jöri, Leemann, Lepon Bonetti, 
Maèder, Meier Hans, Meier Samuel, Misteli,, Ostermanri, 
Robert, Ruffy, Schmid Peter, Sieber', Singeisen, Stamm Judith, 
Steiger," Strahm Rudolf, Thür,' Vbllrfier, Wede.r ."Hansjürg; 
Wiederkehr, Zb|nden, Zisyadis, Züger, Zwygart , (45) 
18.12.1995 Der Bundesrat beantragt, die Motion in ein Postulat 
umzuwandeln. • 

Cosignataires: Äguet, Bär, Baumann Ruedi, Baumann 
Stephanie, Bäumlin, Béguelin, Brunner Christiane, Bugnori-
Bühlmann, Carobbio, Danuser, Diener, Fankhauser, 'yon_ 
Feiten, Gadient, Göll, Grendelmeier, Gross Andréas, Hafner 
Ursula, Höllenstein, Jeariprêtré; Jön, Leemann, Lepori Bonetti, 
Maeder,, Meier Hans, .Meier Samuel, Misteli; Östermann, 
Robert, Ruffy, Schmid Peter, Sieber, Singeisen,,'Stamm Judith, 
Steiger, Strahm Rudolf, .Thür, Vollmer, Weder Hansjürg, 
Wiederkehr, Zbinden, Zisyadis, Züger, Zwygart (45)' 

"•18.12.1995 Le Conseil fédéral propose de transformer la mo-
.:tiori en postulat. - . • • : - ' , 

95.3408 ri Ip. Stamm Judith. Fraiienpolitischés Engage-1 
ment des Bundesrates im. AusIand (04.10.1995) 

Welche Möglichkeit sieht dèr Bundesrat, einen informativen 
Ueberblick über sein frauénpolitisches Engagement im Rah-
men der Aussénpolitik zu präsentieren? i 

29.11.1995 Aiitwört.des Bundesrates. 

.95.3408 n Ip. Stamm Judith. Consieil fisdéral. Engagement 
en faveur des femmes äu niveau international (04.10.1995) 
Comment le Conseil fédéral pense-t-il pouyoir,donner une vue 
d'ensemble de l'action qu'il déploie en faveur de la cause de la 
femme dains le: cadre de sa politique étrangère? 
29.11i1995 Réponse du Conseil fédéral. 

.'X 95.3410 n Ip. Nabholz. Revision Scheidungsrecht 
(04.10.1995) . . . . 

' . . - . -, • / 
Im November 1992 wurde die Vernehmlassung zur Revision 
des Scheidungsrechts abgeschlossen. 
Ich frage den Bundesrat an, weshalb er dem Pariamerit bisher • 
keine Botschaft zugeleitet hat und wann er gedenkt, diese Vor-
jage.den Eidgenössischen Räten zu unterbreiten. 
Mitunterzeichnende: Aubry, Bär, ' Baumann Stephanie, 
Bezzola, Bugnon, -Bühlmann, Camponovo, Cavadini Adriano, 
Comby, Danuser, David, Dettling, Dormann, Fankhauser, 

.Fischer-Seengen, Gadient, Grendelmeier, Grossenbacher, 
Haering Binder, Heberièin, Langenberger, Loeb François, Marti 
Werner, . .Östermann, Reimann , Maxiniilian, Sandoz, 
Schweingruber, Stamm Judith, Stamm Luzi, Steiner, Tschöpp, 
Wanner, Züger - (33) 
29.11.1995 Antwort des Bundesrates. 
21.l2.1995 Nationalrat. Erledigt. . 

X 95.3410 n Ip. Nabholz. Révision dij droit de divorce 
(04.10.1995) 
La consultatipn.sur le projet, dè révision de la législation sur le 
divorce a pris fin eri novembre 1992. 

. Pourquoi le ConseiLfédé.ral n'a-t-il présenté aucun message au 
parlement à ce jour et quand compte-t-il soumettre un projét 
aux Chambres fédérales? '. . > 
Cosignataires: Aubry, Bär, Baumann Stephanie, Bezzola 
Bugrion, Bühlmann, Camponovo, Cavadini Adriano, Comby 
Dariusér, David, Dettling,. Dormànn, Farikhauser, Fischer-
Seérigen, -Gadient, Grendelmeier, Grossenbacher, Haering 
Binder, Heberlein, Làngenberger, Loeb François, Marti 
Werner,' Osterniarin, Reimann . Maximilian; Sandoz 
Schweingruber, Stamm Judith, Stamm Luzi, Steiner, Tschopp 
Wanrier, Zûgér . . .- 1 (33) 
29.11.1995 Réponse du Conseil fédéral. 
21.12.1995,Corisèil national. Liquidée. .. • 

95:3413 rj Po. (Hari)-^Seiler Hanspeter. Vorgezogene Einfüh-
rung der Witwerrente im BVG (04.10.1995) 

• Der Biindesrat wird eingeladen zu prüfen: - , . - . 
- unter welchen Voraussetzungen èîne BVG-Teilrevision (mit 
den wichtigsten Punkten aus der 10. AHV-Revision).vorgezo-
gen werderi kann; / . 
.- ob und welche Anpassungen und Entscheide zü treffen sind, 
damit die Witwerrente auch im, BVG schnellstmöglich einge-
führt wird: . - - » 
Mitunterzeichnehde:, Binder, Bortoluzzi, Fischer-Hägglingen,-
Gadient, Hess Otto,,. Maurer, Müller, Neuenschwänder, 
Reimann Maximilian, Rütishauser, Rychen;, Schenk, Seiler 
Hanspeter; Weyen.eth, Wyss William (15) 

fr.01.1996 Der Bundesrat ist bereit, das Postulat entgegenzu-
nehrrien. . '.- ' 
21.12.1995 Natiorialrat. 
übernommen 

Das Postulat-wird durch Hr. Seiler 

95.3413 n Po. (Hari)-Seiler Hanspeter. Rente de veuf. Intro-
duction anticipée dans la LPP (04.10:1995) • 
Le Conseil fédéral, est invité: ,, • ' 
- à examiner dans quelles conditions il serait possible d'entre-' 

- prendre'râpidement une.révision partielle de là LPP qui intégre-
rait les éléments essentiels de,la 10® révision de l'AVS; 
- à. déterminer s'il est judicieux d'instaurer une-rente de veuf 
aussi i-apiderpent que possible daris la, LPP et, si tel est le cas, 
à définir les mesures et les décisions qui s'imposent, . 
Cosignataires: Binder, Bortoluzzi, , Fischer-Hägglingen, 
Gadient, •Hess Otto, Maurer, Mûllér; Neuenschwänder, 
Reimann Maxiniilian,. Rütishauser, Rychen, Schenk, Seiler 
Hanspeter, Weyeri'eth, Wyss William . . " (15) 

Î7.01.1996 Le Conseil fédéral est prêt à accepter le postulat.' 
21.12.1995 Conseil national. Le postulat est repris par M. Sei-
ler ".. • ' . " - . 
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95.3600 n Ip. Bäumlin. Ausschaffung der Familie Zeljko 
und Frau Olga H. (20.12.1995) . 
Gemäss Aussage der Vorsteherin dès An;ites für Polizeiverwal-
tung des Kantons Bern, Frau.De Thomas, wird.gégeriwârtig mit 

, den Botschaften Kroatiens und Serbiens verhandelt, wéiches 
der beiden Länder die Person riiit einem Pass der andereri Na-
tiorialität, das heisst entweder - Mütter oder Tochter, in sein 
Staatsgebiet einreisen lasse und "übernehmen" werde. 
Ich frageiden Bundesrat an: 
1. ob ihm bekannt ist, wer aüf Schweizer Seite an diesen Ver-
hahdlungen teilnirrimt; 
2. sollte es der Kanton Bern sein, ob solche Verhandlungen in 
die Kantonskompetenz fallen; , . 
3. wer die Kosten einer solchen Ausschaffung (inkl.'Kosten der 
Verhandlungen rnit den Botschaften) mit komplexen Aspekten 
(Mehrnationalität der Familiengliedér, Invalidität des Vaters, 
etc.) trägt. . ' . 
Mitunterzeichnende: von Allmen, ' Baumanri- Stephanie, 
Fankhauser,'von Feiten, Gonseth, Gûntèr, Hubmann, Maury 
Pasquier, Rechsteiner Paul, Ruffy, Strahm, Tschäppät, 

~Vermot, Vollmer, Zbiiiden, Zw/ygart (16) , 

95.3600 n Ip. Bäumlin. Expulsion de la famille Zeljko et de 
Mme Olga H. (20,12.1995) 
Madame De Thomas, chef de l'Office de l'administration dé la 
policé du canton de Berrie, a déclaré que des négociations 
avaient actuellement lieu avec les ambassades de Croatie et 
de Yougoslavie (Serbie et Monténégro) afin de déterminer le-
quel'de ces deux pays laissera entrer sur son territoire national 
èt "reprendra", celle qui, de la mère.Ou de la fjlle, est porteuse -
d'un passeport de l'autre nationalité. 

J'irivite le Conseil fédéral à répondre aux questions'suivantes: 
1. Sait-il qui participe.aux négociations du côté suisse?' 
2: Si c'est le canton dé Berne, ces négociations relèvent-elles 
vraiment de la compétence cantonale? 
3. Qui preridra à sa charge les frais de l'expulsion (frais eriga-
gés pour les négociations avec les ambassades y cömpris), qui. 
revêt des aspects très complexes (famillè composée de mem-
bres de nationalité différente, invalidité du-père;'etc.)? 

Cos/gnafa/'res; von Allmèn, Baumann Stephanie, Fankhauser, 
yon Feiten, Gonseth, (Sünter, Hubmann, Maury Pasquier, 
Rechsteiner Paul, Ruffy, Strahm, Tschäppät,, Vermot, Vollmer, 
Zbinden, Zwygart , (16) 

95.3611 n Mo. Zwygart. Abtreibungspille RU 486 
(20.12.1995) . . . 
Der Bundesrat wird eingeladen-, durch geeignete Massnahmen 
dafür'zu sorgen, dass die Abtreibüngspille RU486, in der 
Schweiz nicht zugelassen wird. 

Mitunterzeichnende: Baumberger, Bircher, -Bpnny, Borer 
. Roland, Ducrot, Dünki, Fehr Hans, Giezendahriei-, Gusset, 
Hasler Ernst, Keller, Kunz,-Loretari Otto, Maurer, Moser, 
Ruckstuhl, Ruf, Scherrer. Werner, - Schlüer, Schmid Odilo, 
Schmied Walter, Speck, Steffen, Steinemann, Widrig - (25) 

95.3611 n Mo. Zwygart. Pilule abortive RU 486 (20:12.1995) 
Lé Conseil fédéral est chargé de prendre les mesures voulues-
pour que la commercialisation du RU486 (pilule abortive) ne 
soit pas autorisée en Suisse. > 

Cosignataires: Baumberger, Bircher, Bonny, Borer Roland, 
Ducrot, Dünki, Fehr Hans, Giezendanner, Gusset, Hasler 
Ernst, Keller, Kunz, Loretari Otto, Maurer, Moser, Rückstuhl, 
Ruf, Scherrer Wérner; Schlüer, Schmici Odilo, Schmied Walter, 
Speck, Steffen, Steinemann; Widrig ^ . ' • ,. (25) 
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